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Verwaltungsverfahrens-
und -zustellungsgesetz

der Evangelischen Kirche
in Deutschland

Landeskirchenamt Bielefeld, 19.11.2009
Az.: 090.401
Die Landessynode der Evangelischen Kirche von
Westfalen hat am 12. November 2009 dem Verwal-

tungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evange-
lischen Kirche in Deutschland (VVZG-EKD) vom
28. Oktober 2009 ihre Zustimmung erteilt und die
EKD gebeten, das Kirchengesetz mit Wirkung vom
1. Januar 2010 für die Evangelische Kirche von West-
falen in Kraft zu setzen. Die Kirchenkonferenz der
EKD hat in ihrer Sitzung am 2. Dezember 2009 dem
VVZG zugestimmt. Der Rat der Evangelischen Kirche
in Deutschland hat durch die Erste Verordnung über
das Inkrafttreten vom 4. Dezember 2009 (ABl. EKD
2009 S. 357) zwischenzeitlich festgestellt, dass das
VVZG für die Evangelische Kirche von Westfalen mit
Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft tritt.
Nachstehend geben wir das Verwaltungsverfahrens-
und -zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland bekannt:
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Verwaltungsverfahrens-
und -zustellungsgesetz

der Evangelischen Kirche
in Deutschland
(VVZG-EKD)

Vom 28. Oktober 2009
(ABl. EKD 2009 S. 334)
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Teil I
Allgemeine Vorschriften

Abschnitt 1
Anwendungsbereich,

Elektronische Kommunikation
§ 1

Anwendungsbereich
(1) Dieses Kirchengesetz gilt
1. für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit

der Kirchenbehörden der Evangelischen Kirche in
Deutschland sowie der Körperschaften, Anstalten
und Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die
sie die Aufsicht führt,

2. nach Maßgabe des § 62 Absatz 2 und des § 63 für
die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der
Kirchenbehörden der Gliedkirchen, ihrer Kirchen-
gemeinden, Kirchenkreise, Kirchenbezirke und
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anderer Untergliederungen, der gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse sowie der Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,
über die eine Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher
Zusammenschluss die Aufsicht führt,

soweit sie aufgrund kirchlichen Rechts öffentlich-
rechtliche Verwaltungstätigkeit ausüben. Das kirch-
liche Recht bestimmt die Kirchenbehörden, die die
öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit ausüben.
Kirchenbehörde im Sinne dieses Kirchengesetzes ist
jede Stelle, die Aufgaben der kirchlichen Verwaltung
wahrnimmt.
(2) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten
nicht, soweit Rechtsvorschriften der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse inhaltsgleiche oder
entgegenstehende Vorschriften enthalten. Die Vor-
schriften dieses Kirchengesetzes gelten weiterhin
nicht, soweit die Kirchenbehörde hoheitliche Aufga-
ben kraft staatlichen Rechts wahrnimmt.
(3) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes mit Aus-
nahme der §§ 55 bis 60 gelten ferner nicht für
1. Verfahren im Zusammenhang mit geistlichen

Amtshandlungen oder anderen geistlichen Hand-
lungen,

2. Verfahren, die Wahlen zu einem kirchlichen Amt,
von kirchlichen Organen und anderen kirchlichen
Gremien betreffen,

3. Verfahren, die nach der Abgabenordnung durch-
zuführen sind,

4. Visitationsverfahren,
5. Lehrbeanstandungsverfahren.
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen durch Kirchengesetz oder aufgrund eines Kir-
chengesetzes bestimmen, dass dieses Kirchengesetz
für weitere Verfahren ganz oder teilweise keine An-
wendung findet.
(4) Für die Tätigkeit der Kirchenbehörden bei Leis-
tungs-, Eignungs- und ähnlichen Prüfungen von Per-
sonen sowie der kirchlichen Schulen und Hochschulen
bei Versetzungs- und anderen Entscheidungen, die auf
einer Leistungsbeurteilung beruhen, gelten nur die
§§ 3, 4, 5, 6, 9 bis 14, 16 bis 24, 27 bis 47 dieses Kir-
chengesetzes.
(5) Für Berufungsverfahren an kirchlichen Hochschu-
len sind die §§ 15, 16 und 26 dieses Kirchengesetzes
nicht anzuwenden.
(6) Für Personalentscheidungen, die durch ein Gre-
mium getroffen werden, ist § 26 nicht anzuwenden.

§ 2
Elektronische Kommunikation

(1) Soweit das kirchliche Recht dies zulässt, ist die
Übermittlung elektronischer Dokumente zulässig, so-
fern der Empfänger oder die Empfängerin hierfür ei-
nen Zugang eröffnet hat.

(2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schrift-
form kann, soweit nicht durch Rechtsvorschrift etwas
anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form
ersetzt werden. Das kirchliche Recht kann bestimmen,
dass in diesem Fall das elektronische Dokument mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem
Bundesgesetz über Rahmenbedingungen für elektro-
nische Signaturen (Signaturgesetz) zu versehen ist.
Die Signierung mit einem Pseudonym, das die Iden-
tifizierung der Person des Signaturschlüsselinhabers
nicht ermöglicht, ist nicht zulässig. Im Rechtsverkehr
zwischen Kirchenbehörden kann von dem Erfordernis
einer qualifizierten elektronischen Signatur abgesehen
werden.
(3) Ist ein der Kirchenbehörde übermitteltes elektro-
nisches Dokument für sie zur Bearbeitung nicht ge-
eignet, teilt sie dies dem oder der Absendenden unter
Angabe der für ihn oder sie geltenden technischen
Rahmenbedingungen unverzüglich mit. Macht ein
Empfänger oder eine Empfängerin geltend, er oder sie
könne das von der Kirchenbehörde übermittelte elekt-
ronische Dokument nicht bearbeiten, hat sie es ihm
oder ihr erneut in einem geeigneten elektronischen
Format oder als Schriftstück zu übermitteln.

Abschnitt 2
Verfahrensgrundsätze

§ 3
Begriff des Verwaltungsverfahrens

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Kirchen-
gesetzes ist die nach außen wirkende Tätigkeit der
Kirchenbehörden, die auf die Prüfung der Vorausset-
zungen, die Vorbereitung und den Erlass eines Ver-
waltungsaktes oder auf den Abschluss eines öffent-
lich-rechtlichen Vertrags gerichtet ist; es schließt den
Erlass des Verwaltungsaktes oder den Abschluss des
öffentlich-rechtlichen Vertrags ein.

§ 4
Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens

Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte Formen
nicht gebunden, soweit keine besonderen Rechtsvor-
schriften für die Form des Verfahrens bestehen. Es ist
einfach, zweckmäßig und zügig durchzuführen. Die
Sprache des Verwaltungsverfahrens ist deutsch.

§ 5
Beteiligungs- und Handlungsfähigkeit

(1) Fähig, am Verfahren beteiligt zu sein, sind natür-
liche und juristische Personen sowie Kirchenbehör-
den.
(2) Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen
sind
1. natürliche Personen, die nach bürgerlichem Recht

geschäftsfähig sind,
2. natürliche Personen, die nach bürgerlichem Recht

in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, soweit
sie
a) für den Gegenstand des Verfahrens durch

Vorschriften des bürgerlichen Rechts als ge-
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schäftsfähig oder durch Vorschriften des öf-
fentlichen oder kirchlichen Rechts als hand-
lungsfähig anerkannt sind,

b) nach kirchlichem Recht in bestimmten Berei-
chen handlungsfähig sind,

3. juristische Personen sowie kirchliche Behörden
oder Behörden im Sinne des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes des Bundes.

(3) Betrifft ein Einwilligungsvorbehalt nach § 1903
des Bürgerlichen Gesetzbuchs den Gegenstand des
Verfahrens, so ist ein geschäftsfähiger Betreuter oder
eine geschäftsfähige Betreute nur insoweit zur Vor-
nahme von Verfahrenshandlungen fähig, als er oder
sie nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts oh-
ne Einwilligung des Betreuers oder der Betreuerin
handeln kann oder durch Vorschriften des öffentlichen
oder kirchlichen Rechts als handlungsfähig anerkannt
ist.
(4) Die §§ 53 und 55 der Zivilprozessordnung gelten
entsprechend.

§ 6
Beteiligte

(1) Beteiligte sind
1. Antragsteller und Antragstellerin sowie Antrags-

gegner und Antragsgegnerin,
2. diejenigen, an die die Kirchenbehörde den Ver-

waltungsakt richten will oder gerichtet hat,
3. diejenigen, mit denen die Kirchenbehörde einen

öffentlich-rechtlichen Vertrag schließen will oder
geschlossen hat,

4. diejenigen, die nach Absatz 2 von der Kirchenbe-
hörde zu dem Verfahren hinzugezogen worden
sind.

(2) Die Kirchenbehörde kann von Amts wegen oder
auf Antrag diejenigen, deren rechtliche Interessen
durch den Ausgang des Verfahrens berührt werden
können, als Beteiligte hinzuziehen. Hat der Ausgang
des Verfahrens unmittelbar rechtsgestaltende Wir-
kung für einen Dritten oder eine Dritte, so ist dieser
oder diese auf Antrag als Beteiligter oder Beteiligte zu
dem Verfahren hinzuzuziehen; soweit er oder sie der
Kirchenbehörde bekannt ist, hat diese ihn oder sie von
der Einleitung des Verfahrens zu benachrichtigen.
(3) Wer anzuhören ist, ohne dass die Voraussetzungen
des Absatzes 1 vorliegen, wird dadurch nicht Betei-
ligter oder Beteiligte.

§ 7
Bevollmächtigte und Beistände

(1) Ein Beteiligter oder eine Beteiligte kann sich durch
einen Bevollmächtigten oder eine Bevollmächtigte
vertreten lassen. Die Vollmacht ermächtigt zu allen
das Verwaltungsverfahren betreffenden Verfahrens-
handlungen, sofern sich aus ihrem Inhalt nicht etwas
anderes ergibt. Der Bevollmächtigte oder die Bevoll-
mächtigte hat auf Verlangen die Vollmacht schriftlich
nachzuweisen. Ein Widerruf der Vollmacht wird der

Kirchenbehörde gegenüber erst wirksam, wenn er ihr
zugeht.
(2) Die Vollmacht wird weder durch den Tod des Voll-
machtgebers oder der Vollmachtgeberin noch durch
eine Veränderung in seiner oder ihrer Handlungsfä-
higkeit oder seiner oder ihrer gesetzlichen Vertretung
aufgehoben; der oder die Bevollmächtigte hat jedoch,
wenn er oder sie für den Rechtsnachfolger oder die
Rechtsnachfolgerin im Verwaltungsverfahren auftritt,
dessen oder deren Vollmacht auf Verlangen schriftlich
beizubringen.
(3) Ist für das Verfahren ein Bevollmächtigter oder ei-
ne Bevollmächtigte bestellt, so soll sich die Kirchen-
behörde an ihn oder sie wenden. Sie kann sich an den
Beteiligten oder die Beteiligte selbst wenden, soweit
er oder sie zur Mitwirkung verpflichtet ist. Wendet
sich die Kirchenbehörde an den Beteiligten oder die
Beteiligte, so soll der oder die Bevollmächtigte ver-
ständigt werden. § 57 bleibt unberührt.
(4) Ein Beteiligter oder eine Beteiligte kann zu Ver-
handlungen und Besprechungen mit einem Beistand
erscheinen. Das von dem Beistand Vorgetragene gilt
als von dem oder der Beteiligten vorgebracht, soweit
der oder die Beteiligte dem nicht unverzüglich wider-
spricht.
(5) Bevollmächtigte und Beistände müssen Mitglied
einer Kirche sein, die der Arbeitsgemeinschaft Christ-
licher Kirchen angehört. In besonderen Ausnahmefäl-
len kann die Kirchenbehörde Personen als Bevoll-
mächtigte oder Beistände zulassen, die die Vorausset-
zung nach Satz 1 nicht erfüllen.
(6) Bevollmächtigte und Beistände sind zurückzuwei-
sen, wenn sie entgegen § 3 des Rechtsdienstleistungs-
gesetzes Rechtsdienstleistungen erbringen. Sie sind
ferner zurückzuweisen, wenn sie die Voraussetzung
nach Absatz 5 Satz 1 nicht erfüllen und keine Zulas-
sung nach Absatz 5 Satz 2 gegeben ist.
(7) Bevollmächtigte und Beistände können vom Vor-
trag zurückgewiesen werden, wenn sie hierzu unge-
eignet sind; vom mündlichen Vortrag können sie nur
zurückgewiesen werden, wenn sie zum sachgemäßen
Vortrag nicht fähig sind.
(8) Die Zurückweisung nach den Absätzen 6 und 7 ist
auch dem oder der Beteiligten, dessen oder deren Be-
vollmächtigter oder Bevollmächtigte oder Beistand
zurückgewiesen wird, mitzuteilen. Verfahrenshand-
lungen der zurückgewiesenen Bevollmächtigten oder
Beistände, die diese nach der Zurückweisung vorneh-
men, sind unwirksam.

§ 8
Bestellung eines oder einer
Empfangsbevollmächtigten

Ein Beteiligter oder eine Beteiligte ohne Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Geschäfts-
leitung im Inland hat der Kirchenbehörde auf Verlan-
gen innerhalb einer angemessenen Frist einen Emp-
fangsbevollmächtigten oder eine Empfangsbevoll-
mächtigte im Inland zu benennen. Wird dies unterlas-
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sen, gilt ein an ihn oder sie gerichtetes Schreiben am
siebten Tage nach der Aufgabe zur Post und ein
elektronisch übermitteltes Dokument am dritten Tage
nach der Absendung als zugegangen. Dies gilt nicht,
wenn feststeht, dass das Dokument den Empfänger
oder die Empfängerin nicht oder zu einem späteren
Zeitpunkt erreicht hat. Auf die Rechtsfolgen der Un-
terlassung ist hinzuweisen.

§ 9
Ausgeschlossene Personen

(1) In einem Verwaltungsverfahren darf für eine Kir-
chenbehörde nicht tätig werden,
1. wer selbst Beteiligter oder Beteiligte ist,
2. wer Angehöriger oder Angehörige von Beteiligten

ist,
3. wer einen Beteiligten oder eine Beteiligte kraft Ge-

setzes oder Vollmacht allgemein oder in diesem
Verwaltungsverfahren vertritt,

4. wer Angehöriger oder Angehörige einer Person ist,
die Beteiligte in diesem Verfahren vertritt,

5. wer bei einem Beteiligten oder einer Beteiligten
gegen Entgelt beschäftigt ist oder bei ihm oder ihr
als Mitglied des Vorstands, des Aufsichtsrates oder
eines gleichartigen Organs tätig ist; dies gilt nicht
für Personen, die in den genannten Organen auf
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung ihrer
oder ihres Dienstvorgesetzten oder ihrer obersten
Dienstbehörde tätig sind,

6. wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der
Angelegenheit ein Gutachten abgegeben hat oder
sonst tätig geworden ist.

Dem oder der Beteiligten steht gleich, wer durch die
Tätigkeit oder durch die Entscheidung einen unmit-
telbaren Vorteil oder Nachteil erlangen kann. Dies gilt
nicht, wenn der Vor- oder Nachteil nur darauf beruht,
dass jemand einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe
angehört, deren gemeinsame Interessen durch die An-
gelegenheit berührt sind.
(2) Wer nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, darf bei Ge-
fahr im Verzug unaufschiebbare Maßnahmen treffen.
(3) Wird die Kirchenbehörde durch mehrere Personen
geleitet und hält sich ein Mitglied des Leitungsorgans
für ausgeschlossen oder bestehen Zweifel, ob die
Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind, ist dies
dem oder der Vorsitzenden mitzuteilen. Das Leitungs-
organ entscheidet über den Ausschluss. Der oder die
Betroffene darf an dieser Entscheidung nicht mitwir-
ken. Das ausgeschlossene Mitglied darf bei der wei-
teren Beratung und Beschlussfassung nicht zugegen
sein.
(4) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und 4
sind:
1. der oder die Verlobte,
2. der Ehegatte oder die Ehegattin,
3. der Lebenspartner oder die Lebenspartnerin,
4. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie,

5. Geschwister,
6. Kinder der Geschwister,
7. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der

Ehegatten, des Lebenspartners oder der Lebens-
partnerin,

8. Geschwister der Eltern,
9. Personen, die durch ein auf längere Dauer ange-

legtes Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemein-
schaft wie Eltern und Kind miteinander verbunden
sind (Pflegeeltern und Pflegekinder).

Angehörige sind die in Satz 1 aufgeführten Personen
auch dann, wenn
1. in den Fällen der Nummern 2, 3, 4 und 7 die die

Beziehung begründende Ehe oder Lebenspartner-
schaft nicht mehr besteht,

2. in den Fällen der Nummern 4 bis 8 die Verwandt-
schaft oder Schwägerschaft durch Annahme als
Kind erloschen ist,

3. im Falle der Nummer 9 die häusliche Gemein-
schaft nicht mehr besteht, sofern die Personen wei-
terhin wie Eltern und Kind miteinander verbunden
sind.

§ 10
Besorgnis der Befangenheit

Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen ge-
gen eine unparteiische Amtsausübung zu rechtferti-
gen, oder wird von einem Beteiligten oder einer Be-
teiligten das Vorliegen eines solchen Grundes behaup-
tet, so hat, wer in einem Verwaltungsverfahren für eine
Kirchenbehörde tätig werden soll, die Leitung der Kir-
chenbehörde zu unterrichten und sich auf deren An-
ordnung der Mitwirkung zu enthalten. Betrifft die Be-
sorgnis der Befangenheit den Leiter oder die Leiterin
der Kirchenbehörde, so trifft diese Anordnung die
kirchliche Aufsichtsbehörde, sofern sich der Kirchen-
behördenleiter oder die Kirchenbehördenleiterin nicht
selbst einer Mitwirkung enthält. Wird die Kirchenbe-
hörde durch mehrere Personen geleitet, gilt für Mit-
glieder eines Leitungsorgans § 9 Absatz 3 entspre-
chend.

§ 11
Beginn des Verfahrens

Die Kirchenbehörde entscheidet nach pflichtgemä-
ßem Ermessen, ob und wann sie ein Verwaltungsver-
fahren durchführt. Dies gilt nicht, wenn sie auf Grund
von Rechtsvorschriften
1. von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden

muss,
2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag

nicht vorliegt.

§ 12
Untersuchungsgrundsatz

(1) Die Kirchenbehörde ermittelt den Sachverhalt von
Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang der Er-
mittlungen; an das Vorbringen und an die Beweisan-
träge der Beteiligten ist sie nicht gebunden.
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(2) Die Kirchenbehörde hat alle für den Einzelfall be-
deutsamen, auch die für die Beteiligten günstigen Um-
stände zu berücksichtigen.
(3) Die Kirchenbehörde darf die Entgegennahme von
Erklärungen oder Anträgen, die in ihren Zuständig-
keitsbereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil sie
die Erklärung oder den Antrag in der Sache für unzu-
lässig oder unbegründet hält.

§ 13
Beratung, Auskunft

(1) Die Kirchenbehörde soll die Abgabe von Erklä-
rungen, die Stellung von Anträgen oder die Berichti-
gung von Erklärungen oder Anträgen anregen, wenn
diese offensichtlich nur versehentlich oder aus Un-
kenntnis unterblieben oder unrichtig abgegeben oder
gestellt worden sind. Sie erteilt, soweit erforderlich,
Auskunft über die den Beteiligten im Verwaltungs-
verfahren zustehenden Rechte und die ihnen oblie-
genden Pflichten.
(2) Die Behörde erörtert, soweit erforderlich, bereits
vor Stellung eines Antrags mit dem zukünftigen An-
tragsteller, welche Nachweise und Unterlagen von
ihm zu erbringen sind und in welcher Weise das Ver-
fahren beschleunigt werden kann. Soweit es der Ver-
fahrensbeschleunigung dient, soll sie dem Antragstel-
ler nach Eingang des Antrags unverzüglich Auskunft
über die voraussichtliche Verfahrensdauer und die
Vollständigkeit der Antragsunterlagen geben.

§ 14
Beweismittel

(1) Die Kirchenbehörde bedient sich der Beweismit-
tel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Ermitt-
lung des Sachverhalts für erforderlich hält. Sie kann
insbesondere
1. Auskünfte jeder Art einholen,
2. Beteiligte anhören, Zeugen und Zeuginnen sowie

Sachverständige vernehmen oder die schriftliche
oder elektronische Äußerung von Beteiligten,
Sachverständigen, Zeugen und Zeuginnen einho-
len,

3. Urkunden und Akten beiziehen,
4. den Augenschein einnehmen.
(2) Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des Sach-
verhalts mitwirken. Sie sollen insbesondere ihnen be-
kannte Tatsachen und Beweismittel angeben und die
in ihrem Besitz befindlichen Urkunden und anderen
Schriftstücke vorlegen, wenn sie für das Verfahren
von Bedeutung sind. Eine weitergehende Pflicht, bei
der Ermittlung des Sachverhalts mitzuwirken, insbe-
sondere eine Pflicht zum persönlichen Erscheinen
oder zur Aussage, besteht nur, soweit dies durch kirch-
liche Rechtsvorschriften vorgesehen ist.
(3) Für Zeugen und Zeuginnen sowie Sachverständige
besteht eine Pflicht zur Aussage oder zur Erstattung
von Gutachten, wenn sie durch kirchliche Rechtsvor-
schrift vorgesehen ist. Falls die Kirchenbehörde Zeu-
gen, Zeuginnen und Sachverständige herangezogen
hat, erhalten sie auf Antrag in entsprechender Anwen-

dung des Kirchengerichtsgesetzes der Evangelischen
Kirche in Deutschland in der jeweils geltenden Fas-
sung eine Entschädigung oder Vergütung.

§ 15
Anhörung Beteiligter

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in
Rechte eines Beteiligten oder einer Beteiligten ein-
greift, ist ihm oder ihr Gelegenheit zu geben, sich zu
den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu
äußern.

(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn
sie nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten
ist, insbesondere wenn

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Ver-
zug oder im kirchlichen Interesse notwendig er-
scheint,

2. durch die Anhörung die Einhaltung einer für die
Entscheidung maßgeblichen Frist in Frage gestellt
würde,

3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten
oder einer Beteiligten, die dieser oder diese in ei-
nem Antrag oder einer Erklärung gemacht hat,
nicht zu seinen oder ihren Ungunsten abgewichen
werden soll,

4. die Kirchenbehörde eine Allgemeinverfügung
oder gleichartige Verwaltungsakte in größerer
Zahl oder Verwaltungsakte mit Hilfe automati-
scher Einrichtungen erlassen will.

(3) Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwingen-
des kirchliches Interesse entgegensteht.

§ 16
Akteneinsicht durch Beteiligte

(1) Die Kirchenbehörde hat den Beteiligten Einsicht
in die das Verfahren betreffenden Akten zu gestatten,
soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Ver-
teidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist.
Satz 1 gilt nicht für Entwürfe zu Entscheidungen sowie
die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung.

(2) Die Kirchenbehörde ist zur Gestattung der Akten-
einsicht nicht verpflichtet, soweit durch sie die ord-
nungsgemäße Erfüllung ihrer Aufgaben beeinträch-
tigt, das Bekanntwerden des Inhalts der Akten dem
kirchlichen Wohl Nachteile bereiten würde oder so-
weit die Vorgänge nach kirchlichen Rechtsvorschrif-
ten oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen der be-
rechtigten Interessen der Beteiligten oder dritter Per-
sonen, insbesondere wenn es sich um Vorgänge seel-
sorgerlichen Charakters handelt, geheim gehalten
werden müssen.

(3) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Kirchenbehörde,
die die Akten führt. Im Einzelfall kann die Einsicht
auch bei einer anderen Kirchenbehörde erfolgen, wei-
tere Ausnahmen kann die Kirchenbehörde, die die Ak-
ten führt, gestatten.
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§ 17
Datenschutz und Geheimhaltung

(1) Für den Schutz personenbezogener Daten in einem
Verwaltungsverfahren gelten das Kirchengesetz über
den Datenschutz der Evangelischen Kirche in
Deutschland in der jeweils geltenden Fassung und die
aufgrund dieses Kirchengesetzes erlassenen Verord-
nungen sowie die zur Ergänzung und Durchführung
dieses Kirchengesetzes erlassenen Rechtsvorschriften
der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse.
(2) Die Beteiligten haben Anspruch darauf, dass ihre
Geheimnisse, insbesondere die zum persönlichen Le-
bensbereich gehörenden Geheimnisse sowie die Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisse, von der Kirchen-
behörde nicht unbefugt offenbart werden.
(3) Das Beicht- und Seelsorgegeheimnis ist unver-
brüchlich zu wahren.

Abschnitt 3
Fristen, Termine, Wiedereinsetzung

§ 18
Fristen und Termine

(1) Für die Berechnung von Fristen und für die Be-
stimmung von Terminen gelten die §§ 187 bis 193 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend, soweit nicht
durch die Absätze 2 bis 5 etwas anderes bestimmt ist.
(2) Der Lauf einer Frist, die von einer Kirchenbehörde
gesetzt wird, beginnt mit dem Tag, der auf die Be-
kanntgabe der Frist folgt, außer wenn dem oder der
Betroffenen etwas anderes mitgeteilt wird.
(3) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen
gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, so endet
die Frist mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werk-
tags. Dies gilt nicht, wenn dem oder der Betroffenen
unter Hinweis auf diese Vorschrift ein bestimmter Tag
als Ende der Frist mitgeteilt worden ist.
(4) Hat eine Kirchenbehörde Leistungen nur für einen
bestimmten Zeitraum zu erbringen, so endet dieser
Zeitraum auch dann mit dem Ablauf seines letzten Ta-
ges, wenn dieser auf einen Sonntag, einen gesetzlichen
Feiertag oder einen Sonnabend fällt.
(5) Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, so werden
Sonntage, gesetzliche Feiertage oder Sonnabende mit-
gerechnet.
(6) Fristen, die von einer Kirchenbehörde gesetzt sind,
können verlängert werden. Sind solche Fristen bereits
abgelaufen, so können sie rückwirkend verlängert
werden, insbesondere wenn es unbillig wäre, die durch
den Fristablauf eingetretenen Rechtsfolgen bestehen
zu lassen. Die Kirchenbehörde kann die Verlängerung
der Frist nach § 23 mit einer Nebenbestimmung ver-
binden.
(7) Absatz 6 gilt nicht für Fristen, die durch Kirchen-
gesetz bestimmt werden.

§ 19
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

(1) War jemand ohne Verschulden verhindert, eine ge-
setzliche Frist einzuhalten, so ist ihm oder ihr auf An-
trag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ge-
währen. Das Verschulden eines Vertreters oder einer
Vertreterin ist dem oder der Vertretenen zuzurechnen.
(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach
Wegfall des Hindernisses zu stellen. Die Tatsachen
zur Begründung des Antrags sind bei der Antragstel-
lung oder im Verfahren über den Antrag glaubhaft zu
machen. Innerhalb der Antragsfrist ist die versäumte
Handlung nachzuholen. Ist dies geschehen, so kann
Wiedereinsetzung auch ohne Antrag gewährt werden.
(3) Nach einem Jahr seit dem Ende der versäumten
Frist kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt
oder die versäumte Handlung nicht mehr nachgeholt
werden, außer wenn dies vor Ablauf der Jahresfrist
infolge höherer Gewalt unmöglich war.
(4) Über den Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet
die Kirchenbehörde, die über die versäumte Handlung
zu befinden hat.
(5) Die Wiedereinsetzung ist unzulässig, wenn sich
aus einer Rechtsvorschrift ergibt, dass sie ausge-
schlossen ist.

Abschnitt 4
Amtliche Beglaubigung

§ 20
Beglaubigung von Dokumenten

(1) Jede Kirchenbehörde ist befugt, Abschriften von
Urkunden, die sie selbst ausgestellt hat, zu beglaubi-
gen. Darüber hinaus sind die von der jeweiligen obers-
ten Kirchenbehörde durch allgemeine Regelung be-
stimmten Kirchenbehörden befugt, Abschriften zu be-
glaubigen, wenn die Urschrift von einer kirchlichen
Behörde oder einer Behörde im Sinne des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes des Bundes ausgestellt ist
oder die Abschrift zur Vorlage bei einer solchen Be-
hörde benötigt wird, sofern nicht durch Rechtsvor-
schrift die Erteilung beglaubigter Abschriften aus amt-
lichen Registern und Archiven anderen Dienststellen
oder Behörden ausschließlich vorbehalten ist.
(2) Abschriften dürfen nicht beglaubigt werden, wenn
Umstände zu der Annahme berechtigen, dass der ur-
sprüngliche Inhalt des Schriftstücks, dessen Abschrift
beglaubigt werden soll, geändert worden ist, insbe-
sondere wenn dieses Schriftstück Lücken, Durchstrei-
chungen, Einschaltungen, Änderungen, unleserliche
Wörter, Zahlen oder Zeichen, Spuren der Beseitigung
von Wörtern, Zahlen und Zeichen enthält oder wenn
der Zusammenhang eines aus mehreren Blättern be-
stehenden Schriftstücks aufgehoben ist.
(3) Eine Abschrift wird beglaubigt durch einen Be-
glaubigungsvermerk, der unter die Abschrift zu setzen
ist. Der Vermerk muss enthalten
1. die genaue Bezeichnung des Schriftstücks, dessen

Abschrift beglaubigt wird,
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2. die Feststellung, dass die beglaubigte Abschrift mit
dem vorgelegten Schriftstück übereinstimmt,

3. den Hinweis, dass die beglaubigte Abschrift nur
zur Vorlage bei der angegebenen kirchlichen Be-
hörde oder einer Behörde im Sinne des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes des Bundes erteilt wird,
wenn die Urschrift nicht von einer solchen Behör-
de ausgestellt worden ist,

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unter-
schrift des oder der für die Beglaubigung zustän-
digen Bediensteten und das Dienstsiegel.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die
Beglaubigung von
1. Ablichtungen, Lichtdrucken und ähnlichen in tech-

nischen Verfahren hergestellten Vervielfältigun-
gen,

2. auf fototechnischem Wege von Schriftstücken her-
gestellten Negativen, die bei einer kirchlichen Be-
hörde oder einer Behörde im Sinne des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes des Bundes aufbewahrt
werden,

3. Ausdrucken elektronischer Dokumente,
4. elektronischen Dokumenten,

a) die zur Abbildung eines Schriftstücks herge-
stellt wurden,

b) die ein anderes technisches Format als das mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur
verbundene Ausgangsdokument erhalten ha-
ben.

(5) Der Beglaubigungsvermerk muss zusätzlich zu
den Angaben nach Absatz 3 Satz 2 bei der Beglaubi-
gung
1. des Ausdrucks eines elektronischen Dokuments,

das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
verbunden ist, die Feststellungen enthalten,
a) wen die Signaturprüfung als Inhaber oder In-

haberin der Signatur ausweist,
b) welchen Zeitpunkt die Signaturprüfung für

die Anbringung der Signatur ausweist und
c) welche Zertifikate mit welchen Daten dieser

Signatur zugrunde lagen,
2. eines elektronischen Dokuments den Namen des

oder der für die Beglaubigung zuständigen Be-
diensteten und die Bezeichnung der Kirchenbehör-
de, die die Beglaubigung vornimmt, enthalten; die
Unterschrift des oder der für die Beglaubigung zu-
ständigen Bediensteten und das Dienstsiegel nach
Absatz 3 Satz 2 Nr. 4 werden durch eine dauerhaft
überprüfbare qualifizierte elektronische Signatur
ersetzt.

Wird ein elektronisches Dokument, das ein anderes
technisches Format als das mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur verbundene Ausgangsdoku-
ment erhalten hat, nach Satz 1 Nr. 2 beglaubigt, muss
der Beglaubigungsvermerk zusätzlich die Feststellun-
gen nach Satz 1 Nr. 1 für das Ausgangsdokument ent-
halten.

(6) Die nach Absatz 4 hergestellten Dokumente ste-
hen, sofern sie beglaubigt sind, beglaubigten Ab-
schriften gleich.

§ 21
Beglaubigung von Unterschriften

(1) Die von der jeweiligen obersten Kirchenbehörde
durch allgemeine Regelung bestimmten Kirchenbe-
hörden sind befugt, Unterschriften zu beglaubigen,
wenn das unterzeichnete Schriftstück zur Vorlage bei
einer kirchlichen Behörde oder einer Behörde im Sin-
ne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes
oder bei einer sonstigen Stelle, der auf Grund einer
Rechtsvorschrift das unterzeichnete Schriftstück vor-
zulegen ist, benötigt wird. Dies gilt nicht für
1. Unterschriften ohne zugehörigen Text,
2. Unterschriften, die der öffentlichen Beglaubigung

nach § 129 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bedür-
fen.

(2) Eine Unterschrift soll nur beglaubigt werden, wenn
sie in Gegenwart des oder der beglaubigenden Be-
diensteten vollzogen oder anerkannt wird.
(3) Der Beglaubigungsvermerk ist unmittelbar bei der
Unterschrift, die beglaubigt werden soll, anzubringen.
Er muss enthalten
1. die Bestätigung, dass die Unterschrift echt ist,
2. die genaue Bezeichnung desjenigen oder derjeni-

gen, dessen oder deren Unterschrift beglaubigt
wird, sowie die Angabe, ob sich der oder die für
die Beglaubigung zuständige Bedienstete Gewiss-
heit über diese Person verschafft hat und ob die
Unterschrift in seiner oder ihrer Gegenwart voll-
zogen oder anerkannt worden ist,

3. den Hinweis, dass die Beglaubigung nur zur Vor-
lage bei der angegebenen kirchlichen Behörde oder
einer Behörde im Sinne des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes des Bundes oder Stelle bestimmt ist,

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unter-
schrift des oder der für die Beglaubigung zustän-
digen Bediensteten und das Dienstsiegel.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Beglaubigung
von Handzeichen entsprechend.

Teil II
Verwaltungsakt

Abschnitt 1
Zustandekommen des Verwaltungsaktes

§ 22
Begriff des Verwaltungsaktes

Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung
oder andere einseitige Maßnahme, die eine Kirchen-
behörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Ge-
biet des öffentlichen Rechts trifft und die auf unmit-
telbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist. All-
gemeinverfügung ist ein Verwaltungsakt, der sich an
einen nach allgemeinen Merkmalen bestimmten oder
bestimmbaren Personenkreis richtet oder die öffent-
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lich-rechtliche Eigenschaft einer Sache oder ihre Be-
nutzung durch die Allgemeinheit betrifft.

§ 23
Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt

(1) Ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch besteht,
darf mit einer Nebenbestimmung nur versehen wer-
den, wenn sie durch Rechtsvorschrift zugelassen ist
oder wenn sie sicherstellen soll, dass die gesetzlichen
Voraussetzungen des Verwaltungsaktes erfüllt wer-
den.
(2) Unbeschadet des Absatzes 1 darf ein Verwaltungs-
akt nach pflichtgemäßem Ermessen erlassen werden
mit
1. einer Bestimmung, nach der eine Vergünstigung

oder Belastung zu einem bestimmten Zeitpunkt
beginnt, endet oder für einen bestimmten Zeitraum
gilt (Befristung),

2. einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der
Wegfall einer Vergünstigung oder einer Belastung
von dem ungewissen Eintritt eines zukünftigen
Ereignisses abhängt (Bedingung),

3. einem Vorbehalt des Widerrufs
oder verbunden werden mit
4. einer Bestimmung, durch die dem oder der Be-

günstigten ein Tun, Dulden oder Unterlassen vor-
geschrieben wird (Auflage),

5. einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme,
Änderung oder Ergänzung einer Auflage.

(3) Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des Ver-
waltungsaktes nicht zuwiderlaufen.

§ 24
Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend
bestimmt sein.
(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch,
mündlich oder in anderer Weise erlassen werden. Ein
mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder elekt-
ronisch zu bestätigen, wenn hieran ein berechtigtes
Interesse besteht und der oder die Betroffene dies un-
verzüglich verlangt. Ein elektronischer Verwaltungs-
akt ist unter denselben Voraussetzungen schriftlich zu
bestätigen; § 4 Absatz 2 findet insoweit keine Anwen-
dung.
(3) Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungs-
akt muss die erlassende Kirchenbehörde und die Un-
terschrift oder die Namenswiedergabe des Behörden-
leiters oder der Behördenleiterin, seines oder ihres
Vertreters oder seiner oder ihrer Vertreterin oder sei-
nes oder ihrer Beauftragten oder, soweit die Kirchen-
behörde durch ein aus mehreren Personen bestehendes
Organ geleitet wird, die Unterschrift des oder der Vor-
sitzenden oder der zu seiner oder ihrer Vertretung be-
rechtigten oder von ihm oder ihr beauftragten Person
erkennen lassen. Wird für einen Verwaltungsakt, für
den durch Rechtsvorschrift die Schriftform angeord-
net ist, die elektronische Form verwendet, muss auch
das der Signatur zugrunde liegende qualifizierte Zer-

tifikat oder ein zugehöriges qualifiziertes Attributzer-
tifikat die erlassende Kirchenbehörde erkennen lassen.
(4) Für einen Verwaltungsakt kann für die nach § 4
Absatz 2 erforderliche Signatur durch Rechtsvor-
schrift die dauerhafte Überprüfbarkeit vorgeschrieben
werden.
(5) Bei einem schriftlichen Verwaltungsakt, der mit
Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen wird, kön-
nen abweichend von Absatz 3 Unterschrift und Na-
menswiedergabe fehlen. Zur Inhaltsangabe können
Schlüsselzeichen verwendet werden, wenn derjenige
oder diejenige, für den der Verwaltungsakt bestimmt
ist oder der von ihm oder ihr betroffen wird, auf Grund
der dazu gegebenen Erläuterungen den Inhalt des Ver-
waltungsaktes eindeutig erkennen kann.

§ 25
Zusicherung

(1) Eine von der zuständigen Kirchenbehörde erteilte
Zusage, einen bestimmten Verwaltungsakt später zu
erlassen oder zu unterlassen (Zusicherung), bedarf zu
ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Form. Ist vor dem
Erlass des zugesicherten Verwaltungsaktes die Anhö-
rung Beteiligter oder die Mitwirkung einer anderen
kirchlichen Behörde oder einer Behörde im Sinne
des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes auf
Grund einer Rechtsvorschrift erforderlich, so darf die
Zusicherung erst nach Anhörung der Beteiligten oder
nach Mitwirkung dieser Behörde gegeben werden.
(2) Auf die Unwirksamkeit der Zusicherung finden,
unbeschadet des Absatzes 1 Satz 1, § 32, auf die Hei-
lung von Mängeln bei der Anhörung Beteiligter und
der Mitwirkung anderer kirchlicher Behörden oder
Behörden im Sinne des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes des Bundes § 33 Absatz 1 Nr. 3 und 4 sowie Ab-
satz 2, auf die Rücknahme § 36, auf den Widerruf,
unbeschadet des Absatzes 3, § 37 entsprechende An-
wendung.
(3) Ändert sich nach Abgabe der Zusicherung die
Sach- oder Rechtslage derart, dass die Kirchenbehörde
bei Kenntnis der nachträglich eingetretenen Änderung
die Zusicherung nicht gegeben hätte oder aus rechtli-
chen Gründen nicht hätte geben dürfen, ist die Kir-
chenbehörde an die Zusicherung nicht mehr gebun-
den.

§ 26
Begründung des Verwaltungsaktes

(1) Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein
schriftlich oder elektronisch bestätigter Verwaltungs-
akt ist mit einer Begründung zu versehen. In der Be-
gründung sind die wesentlichen tatsächlichen und
rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die Kirchenbe-
hörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben. Die Be-
gründung von Ermessensentscheidungen soll auch die
Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Kir-
chenbehörde bei der Ausübung ihres Ermessens aus-
gegangen ist.
(2) Einer Begründung bedarf es nicht,
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1. soweit die Kirchenbehörde einem Antrag ent-
spricht oder einer Erklärung folgt und der Verwal-
tungsakt nicht in Rechte eines oder einer anderen
eingreift,

2. soweit demjenigen oder derjenigen, für den oder
die der Verwaltungsakt bestimmt ist oder der oder
die von ihm betroffen wird, die Auffassung der
Kirchenbehörde über die Sach- und Rechtslage be-
reits bekannt oder auch ohne Begründung für ihn
oder sie ohne Weiteres erkennbar ist,

3. wenn die Kirchenbehörde gleichartige Verwal-
tungsakte in größerer Zahl oder Verwaltungsakte
mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlässt und
die Begründung nach den Umständen des Einzel-
falls nicht geboten ist,

4. wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift ergibt,
5. wenn eine Allgemeinverfügung öffentlich bekannt

gegeben wird.

§ 27
Ermessen

Ist die Kirchenbehörde ermächtigt, nach ihrem Er-
messen zu handeln, hat sie ihr Ermessen entsprechend
dem Zweck der Ermächtigung auszuüben und die ge-
setzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten.

§ 28
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt ist demjenigen oder derjeni-
gen Beteiligten bekannt zu geben, für den oder die er
bestimmt ist oder der oder die von ihm betroffen wird.
Ist ein Bevollmächtigter oder eine Bevollmächtigte
bestellt, so kann die Bekanntgabe ihm oder ihr gegen-
über vorgenommen werden.
(2) Ein schriftlicher Verwaltungsakt gilt bei der Über-
mittlung durch die Post im Inland am dritten Tage nach
der Aufgabe zur Post, ein Verwaltungsakt, der elekt-
ronisch übermittelt wird, am dritten Tage nach der
Absendung als bekannt gegeben. Dies gilt nicht, wenn
der Verwaltungsakt nicht oder zu einem späteren Zeit-
punkt zugegangen ist; im Zweifel hat die Kirchenbe-
hörde den Zugang des Verwaltungsaktes und den Zeit-
punkt des Zugangs nachzuweisen.
(3) Ein Verwaltungsakt darf öffentlich bekannt gege-
ben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift zuge-
lassen ist. Eine Allgemeinverfügung darf auch dann
öffentlich bekannt gegeben werden, wenn eine Be-
kanntgabe an die Beteiligten untunlich ist.
(4) Die öffentliche Bekanntgabe eines schriftlichen
oder elektronischen Verwaltungsaktes wird dadurch
bewirkt, dass sein verfügender Teil ortsüblich bekannt
gemacht wird. In der ortsüblichen Bekanntmachung
ist anzugeben, wo der Verwaltungsakt und seine Be-
gründung eingesehen werden können. Der Verwal-
tungsakt gilt zwei Wochen nach der ortsüblichen Be-
kanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allge-
meinverfügung kann ein hiervon abweichender Tag,
jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung fol-
gende Tag bestimmt werden.

(5) Vorschriften über die Bekanntgabe eines Verwal-
tungsaktes mittels Zustellung bleiben unberührt.

§ 29
Offenbare Unrichtigkeiten im Verwaltungsakt

Die Kirchenbehörde kann Schreibfehler, Rechenfeh-
ler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten in einem
Verwaltungsakt jederzeit berichtigen. Bei berechtig-
tem Interesse des oder der Beteiligten ist zu berichti-
gen. Die Kirchenbehörde ist berechtigt, die Vorlage
des Dokuments zu verlangen, das berichtigt werden
soll.

§ 30
Rechtsbehelfsbelehrung

(1) Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen anderen
Rechtsbehelf beginnt nur zu laufen, wenn der oder die
Beteiligte über den Rechtsbehelf, die Verwaltungsbe-
hörde oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf
anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist
schriftlich oder elektronisch belehrt worden ist.
(2) Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig er-
teilt, so ist die Einlegung des Rechtsbehelfs nur inner-
halb eines Jahres seit Bekanntgabe oder Zustellung
zulässig, außer wenn die Einlegung vor Ablauf der
Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war
oder eine schriftliche oder elektronische Belehrung
dahin erfolgt ist, dass ein Rechtsbehelf nicht gegeben
sei.

Abschnitt 2
Bestandskraft des Verwaltungsaktes

§ 31
Wirksamkeit des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen
oder derjenigen, für den oder die er bestimmt ist oder
der oder die von ihm betroffen wird, in dem Zeitpunkt
wirksam, in dem er ihm oder ihr bekannt gegeben
wird. Der Verwaltungsakt wird mit dem Inhalt wirk-
sam, mit dem er bekannt gegeben wird.
(2) Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und
soweit er nicht zurückgenommen, widerrufen, ander-
weitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf an-
dere Weise erledigt ist.
(3) Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam.

§ 32
Nichtigkeit des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem
besonders schwerwiegenden Fehler leidet oder gegen
Schrift und Bekenntnis verstößt und dies bei verstän-
diger Würdigung aller in Betracht kommenden Um-
stände offensichtlich ist.
(2) Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Vorausset-
zungen des Absatzes 1 ist ein Verwaltungsakt nichtig,
1. der schriftlich oder elektronisch erlassen worden

ist, die erlassende Kirchenbehörde aber nicht er-
kennen lässt,
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2. der nach einer Rechtsvorschrift nur durch die Aus-
händigung einer Urkunde erlassen werden kann,
aber dieser Form nicht genügt,

3. den aus tatsächlichen Gründen niemand ausführen
kann,

4. der die Begehung einer rechtswidrigen Tat ver-
langt, die einen Straf- oder Bußgeldtatbestand ver-
wirklicht,

5. der gegen die guten Sitten verstößt.
(3) Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb nich-
tig, weil
1. Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit nicht

eingehalten worden sind,
2. eine nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6 ausge-

schlossene Person mitgewirkt hat,
3. eine durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung beru-

fene Kirchenbehörde den für den Erlass des Ver-
waltungsaktes vorgeschriebenen Beschluss nicht
gefasst hat oder nicht beschlussfähig war,

4. die nach einer Rechtsvorschrift erforderliche Mit-
wirkung einer anderen Kirchenbehörde unterblie-
ben ist.

(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Verwal-
tungsaktes, so ist er im Ganzen nichtig, wenn der nich-
tige Teil so wesentlich ist, dass die Kirchenbehörde
den Verwaltungsakt ohne den nichtigen Teil nicht er-
lassen hätte.
(5) Die Kirchenbehörde kann die Nichtigkeit jederzeit
von Amts wegen feststellen; auf Antrag ist sie festzu-
stellen, wenn der Antragsteller oder die Antragstelle-
rin hieran ein berechtigtes Interesse hat.

§ 33
Heilung von Verfahrens- und Formfehlern

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht den Verwaltungsakt nach § 32
nichtig macht, ist unbeachtlich, wenn
1. der für den Erlass des Verwaltungsaktes erforder-

liche Antrag nachträglich gestellt wird,
2. die erforderliche Begründung nachträglich gege-

ben wird,
3. die erforderliche Anhörung eines oder einer Betei-

ligten nachgeholt wird,
4. die erforderliche Mitwirkung einer anderen Kir-

chenbehörde nachgeholt wird.
(2) Handlungen nach Absatz 1 können bis zum Ab-
schluss der letzten Tatsacheninstanz eines kirchen-
gerichtlichen oder anderen verwaltungsgerichtlichen
Verfahrens nachgeholt werden.
(3) Fehlt einem Verwaltungsakt die erforderliche Be-
gründung oder ist die erforderliche Anhörung eines
oder einer Beteiligten vor Erlass des Verwaltungsak-
tes unterblieben und ist dadurch die rechtzeitige An-
fechtung des Verwaltungsaktes versäumt worden, so
gilt die Versäumung der Rechtsbehelfsfrist als nicht
verschuldet. Das für die Wiedereinsetzungsfrist nach
§ 19 Absatz 2 maßgebende Ereignis tritt im Zeitpunkt

der Nachholung der unterlassenen Verfahrenshand-
lung ein.

§ 34
Folgen von Verfahrens- und Formfehlern

Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht
nach § 32 nichtig ist, kann nicht allein deshalb bean-
sprucht werden, weil er unter Verletzung von Vor-
schriften über das Verfahren, die Form oder die örtli-
che Zuständigkeit zustande gekommen ist, wenn of-
fensichtlich ist, dass die Verletzung die Entscheidung
in der Sache nicht beeinflusst hat.

§ 35
Umdeutung eines fehlerhaften Verwaltungsaktes

(1) Ein fehlerhafter Verwaltungsakt kann in einen an-
deren Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn er
auf das gleiche Ziel gerichtet ist, von der erlassenden
Kirchenbehörde in der geschehenen Verfahrensweise
und Form rechtmäßig hätte erlassen werden können
und wenn die Voraussetzungen für dessen Erlass er-
füllt sind.
(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt, in
den der fehlerhafte Verwaltungsakt umzudeuten wäre,
der erkennbaren Absicht der erlassenden Kirchenbe-
hörde widerspräche oder seine Rechtsfolgen für den
Betroffenen oder die Betroffene ungünstiger wären als
die des fehlerhaften Verwaltungsaktes. Eine Umdeu-
tung ist ferner unzulässig, wenn der fehlerhafte Ver-
waltungsakt nicht zurückgenommen werden dürfte.
(3) Eine Entscheidung, die nur als gesetzlich gebun-
dene Entscheidung ergehen kann, kann nicht in eine
Ermessensentscheidung umgedeutet werden.
(4) § 15 ist entsprechend anzuwenden.

§ 36
Rücknahme eines rechtswidrigen

Verwaltungsaktes
(1) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch
nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder
teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die
Vergangenheit zurückgenommen werden. Ein Ver-
waltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich erheb-
lichen Vorteil begründet oder bestätigt hat (begünsti-
gender Verwaltungsakt), darf nur unter den Einschrän-
kungen der Absätze 2 bis 4 zurückgenommen werden.
(2) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine ein-
malige oder laufende Geldleistung oder teilbare Sach-
leistung gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, darf
nicht zurückgenommen werden, soweit der oder die
Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes
vertraut hat und das Vertrauen unter Abwägung mit
dem kirchlichen Interesse an einer Rücknahme schutz-
würdig ist. Das Vertrauen ist in der Regel schutzwür-
dig, wenn der oder die Begünstigte gewährte Leistun-
gen verbraucht oder eine Vermögensdisposition ge-
troffen hat, die er oder sie nicht mehr oder nur unter
unzumutbaren Nachteilen rückgängig machen kann.
Auf Vertrauen kann sich der oder die Begünstigte
nicht berufen, wenn er oder sie
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1. den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung,
Drohung oder Bestechung erwirkt hat,

2. den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat,
die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder un-
vollständig waren,

3. die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte
oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

In den Fällen des Satzes 3 wird der Verwaltungsakt in
der Regel mit Wirkung für die Vergangenheit zurück-
genommen.
(3) Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der nicht
unter Absatz 2 fällt, zurückgenommen, so hat die Kir-
chenbehörde dem oder der Betroffenen auf Antrag den
Vermögensnachteil auszugleichen, den er oder sie da-
durch erleidet, dass er oder sie auf den Bestand des
Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit das Vertrauen
unter Abwägung mit dem kirchlichen Interesse
schutzwürdig ist. Absatz 2 Satz 3 ist anzuwenden. Der
Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den Betrag
des Interesses hinaus zu ersetzen, das der oder die Be-
troffene an dem Bestand des Verwaltungsaktes hat.
Der auszugleichende Vermögensnachteil wird durch
die Kirchenbehörde festgesetzt. Der Anspruch kann
nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden;
die Frist beginnt, sobald die Kirchenbehörde den Be-
troffenen oder die Betroffene auf sie hingewiesen hat.
(4) Erhält die Kirchenbehörde von Tatsachen Kennt-
nis, welche die Rücknahme eines rechtswidrigen Ver-
waltungsaktes rechtfertigen, so ist die Rücknahme nur
innerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt der Kennt-
nisnahme zulässig. Dies gilt nicht im Falle des Absat-
zes 2 Satz 3 Nr. 1.
(5) Über die Rücknahme entscheidet nach Unanfecht-
barkeit des Verwaltungsaktes die nach gliedkirchli-
chem Recht zuständige Kirchenbehörde.

§ 37
Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes

(1) Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwal-
tungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar gewor-
den ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zu-
kunft widerrufen werden, außer wenn ein Verwal-
tungsakt gleichen Inhalts erneut erlassen werden
müsste oder aus anderen Gründen ein Widerruf unzu-
lässig ist.
(2) Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakt
darf, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist,
ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft nur
widerrufen werden,
1. wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zuge-

lassen oder im Verwaltungsakt vorbehalten ist,
2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage ver-

bunden ist und der oder die Begünstigte diese nicht
oder nicht innerhalb einer ihm oder ihr gesetzten
Frist erfüllt hat,

3. wenn die Kirchenbehörde auf Grund nachträglich
eingetretener Tatsachen berechtigt wäre, den Ver-
waltungsakt nicht zu erlassen, und wenn ohne den
Widerruf das kirchliche Interesse gefährdet würde,

4. wenn die Kirchenbehörde auf Grund einer geän-
derten Rechtsvorschrift berechtigt wäre, den Ver-
waltungsakt nicht zu erlassen, soweit der oder die
Begünstigte von der Vergünstigung noch keinen
Gebrauch gemacht oder auf Grund des Verwal-
tungsaktes noch keine Leistungen empfangen hat,
und wenn ohne den Widerruf das kirchliche Inter-
esse gefährdet würde,

5. um schwere Nachteile für das kirchliche Interesse
zu verhüten oder zu beseitigen. § 36 Absatz 4 gilt
entsprechend.

(3) Ein rechtmäßiger Verwaltungsakt, der eine einma-
lige oder laufende Geldleistung oder teilbare Sach-
leistung zur Erfüllung eines bestimmten Zwecks ge-
währt oder hierfür Voraussetzung ist, kann, auch nach-
dem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise
auch mit Wirkung für die Vergangenheit widerrufen
werden,
1. wenn die Leistung nicht, nicht alsbald nach der Er-

bringung oder nicht mehr für den in dem Verwal-
tungsakt bestimmten Zweck verwendet wird,

2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage ver-
bunden ist und der oder die Begünstigte diese nicht
oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist er-
füllt hat. § 36 Absatz 4 gilt entsprechend.

(4) Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem
Wirksamwerden des Widerrufs unwirksam, wenn die
Kirchenbehörde keinen anderen Zeitpunkt bestimmt.
(5) Über den Widerruf entscheidet nach Unanfecht-
barkeit des Verwaltungsaktes die zuständige Kirchen-
behörde. Dies gilt auch dann, wenn der zu widerru-
fende Verwaltungsakt von einer anderen Kirchenbe-
hörde erlassen worden ist.
(6) Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in den
Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 bis 5 widerrufen, so hat
die Kirchenbehörde den Betroffenen oder die Betrof-
fene auf Antrag für den Vermögensnachteil zu ent-
schädigen, den dieser oder diese dadurch erleidet, dass
er oder sie auf den Bestand des Verwaltungsaktes ver-
traut hat, soweit das Vertrauen schutzwürdig ist. § 36
Absatz 3 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

§ 38
Erstattung, Verzinsung

(1) Soweit ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die
Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen
worden oder infolge des Eintritts einer auflösenden
Bedingung unwirksam geworden ist, sind bereits er-
brachte Leistungen zu erstatten. Die zu erstattende
Leistung ist von der Kirchenbehörde durch schriftli-
chen Verwaltungsakt festzusetzen.
(2) Für den Umfang der Erstattung mit Ausnahme der
Verzinsung gelten die Vorschriften des Bürgerlichen
Gesetzbuchs über die Herausgabe einer ungerechtfer-
tigten Bereicherung entsprechend. Auf den Wegfall
der Bereicherung kann sich der oder die Begünstigte
nicht berufen, soweit er oder sie die Umstände kannte
oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte, die zur
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Rücknahme, zum Widerruf oder zur Unwirksamkeit
des Verwaltungsaktes geführt haben.
(3) Der zu erstattende Betrag ist vom Eintritt der Un-
wirksamkeit des Verwaltungsaktes an mit fünf Pro-
zentpunkten über dem Basiszinssatz jährlich zu ver-
zinsen. Von der Geltendmachung des Zinsanspruchs
kann insbesondere dann abgesehen werden, wenn der
oder die Begünstigte die Umstände, die zur Rücknah-
me, zum Widerruf oder zur Unwirksamkeit des Ver-
waltungsaktes geführt haben, nicht zu vertreten hat
oder die Verzinsung für ihn oder sie eine unbillige
Härte bedeuten würde und den zu erstattenden Betrag
innerhalb der von der Kirchenbehörde festgesetzten
Frist leistet.
(4) Wird eine Leistung nicht alsbald nach der Auszah-
lung für den bestimmten Zweck verwendet, so können
für die Zeit bis zur zweckentsprechenden Verwendung
Zinsen nach Absatz 3 Satz 1 verlangt werden. Ent-
sprechendes gilt, soweit eine Leistung in Anspruch
genommen wird, obwohl andere Mittel anteilig oder
vorrangig einzusetzen sind. § 37 Absatz 3 Satz 1
Nr. 1 bleibt unberührt.

§ 39
Rücknahme und Widerruf
im Rechtsbehelfsverfahren

§ 36 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 bis 4 sowie § 37
Absatz 2 bis 4 und 6 gelten nicht, wenn ein begüns-
tigender Verwaltungsakt, der von einem oder einer
Dritten angefochten worden ist, während des Vorver-
fahrens oder während des verwaltungsgerichtlichen
Verfahrens aufgehoben wird, soweit dadurch dem Wi-
derspruch oder der Klage abgeholfen wird.

§ 40
Wiederaufgreifen des Verfahrens

(1) Die Kirchenbehörde hat auf Antrag des Betroffe-
nen oder der Betroffenen über die Aufhebung oder
Änderung eines unanfechtbaren Verwaltungsaktes zu
entscheiden, wenn
1. sich die dem Verwaltungsakt zugrunde liegende

Sach- oder Rechtslage nachträglich zugunsten des
oder der Betroffenen geändert hat,

2. neue Beweismittel vorliegen, die eine dem Betrof-
fenen oder der Betroffenen günstigere Entschei-
dung herbeigeführt haben würden,

3. Wiederaufnahmegründe entsprechend § 580 der
Zivilprozessordnung gegeben sind.

(2) Der Antrag ist nur zulässig, wenn der oder die Be-
troffene ohne grobes Verschulden außerstande war,
den Grund für das Wiederaufgreifen in dem früheren
Verfahren, insbesondere durch Rechtsbehelf, geltend
zu machen.
(3) Der Antrag muss binnen drei Monaten gestellt wer-
den. Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem der oder
die Betroffene von dem Grund für das Wiederaufgrei-
fen Kenntnis erhalten hat.
(4) Über den Antrag entscheidet die zuständige Kir-
chenbehörde. Dies gilt auch dann, wenn der Verwal-

tungsakt, dessen Aufhebung oder Änderung begehrt
wird, von einer anderen Kirchenbehörde erlassen wor-
den ist.
(5) Die Vorschriften des § 36 Absatz 1 Satz 1 und des
§ 37 Absatz 1 bleiben unberührt.

§ 41
Rückgabe von Urkunden und Sachen

Ist ein Verwaltungsakt unanfechtbar widerrufen oder
zurückgenommen oder ist seine Wirksamkeit aus ei-
nem anderen Grund nicht oder nicht mehr gegeben, so
kann die Kirchenbehörde die auf Grund dieses Ver-
waltungsaktes erteilten Urkunden oder Sachen, die
zum Nachweis der Rechte aus dem Verwaltungsakt
oder zu deren Ausübung bestimmt sind, zurückfor-
dern. Der Inhaber oder die Inhaberin und, sofern er
oder sie nicht der Besitzer oder die Besitzerin ist, auch
der Besitzer oder die Besitzerin dieser Urkunden oder
Sachen ist zu ihrer Herausgabe verpflichtet. Der In-
haber oder die Inhaberin oder der Besitzer oder die
Besitzerin kann jedoch verlangen, dass ihm oder ihr
die Urkunden oder Sachen wieder ausgehändigt wer-
den, nachdem sie von der Kirchenbehörde als ungültig
gekennzeichnet sind; dies gilt nicht bei Sachen, bei
denen eine solche Kennzeichnung nicht oder nicht mit
der erforderlichen Offensichtlichkeit oder Dauerhaf-
tigkeit möglich ist.

Teil III
Rechtsbehelfsverfahren gegen Verwaltungsakte

§ 42
Vorverfahren

(1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind Recht-
mäßigkeit und Zweckmäßigkeit des Verwaltungsakts
in einem Vorverfahren nachzuprüfen. Einer solchen
Nachprüfung bedarf es nicht, wenn dies durch Kir-
chengesetz bestimmt ist oder wenn der Abhilfebe-
scheid oder der Widerspruchsbescheid erstmalig eine
Beschwer enthält.
(2) Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entspre-
chend, wenn der Antrag auf Vornahme des Verwal-
tungsakts abgelehnt worden ist.

§ 43
Widerspruch

(1) Das Vorverfahren beginnt mit der Erhebung des
Widerspruchs.
(2) Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats, nach-
dem der Verwaltungsakt dem oder der Beschwerten
bekannt gegeben worden ist, schriftlich bei der Kir-
chenbehörde zu erheben, die den Verwaltungsakt er-
lassen hat. Die Frist wird auch durch Einlegung bei der
Kirchenbehörde, die den Widerspruchsbescheid zu er-
lassen hat, gewahrt.
(3) § 18 gilt entsprechend.

§ 44
Anhörung

Ist die Aufhebung oder Änderung eines Verwaltungs-
akts im Widerspruchsverfahren erstmalig mit einer
Beschwer verbunden, soll der oder die Betroffene vor
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Erlass des Abhilfebescheids oder des Widerspruchs-
bescheids gehört werden.

§ 45
Abhilfeentscheidung

Hält die Kirchenbehörde den Widerspruch für begrün-
det, so hilft sie ihm ab und entscheidet über die Kosten.

§ 46
Widerspruchsbescheid

(1) Hilft die Kirchenbehörde dem Widerspruch nicht
ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid. Diesen er-
lässt die nächsthöhere Kirchenbehörde, soweit nicht
durch Kirchengesetz eine andere Kirchenbehörde be-
stimmt ist.
(2) Der Widerspruchsbescheid ist zu begründen, mit
einer Rechtsmittelbelehrung entsprechend § 30 zu ver-
sehen und zuzustellen. Der Widerspruchsbescheid be-
stimmt auch, wer die Kosten trägt.

§ 47
Erstattung von Kosten im Vorverfahren

(1) Soweit der Widerspruch erfolgreich ist, hat die
Kirchenbehörde, die den angefochtenen Verwaltungs-
akt erlassen hat, demjenigen oder derjenigen, der oder
die Widerspruch erhoben hat, die zur zweckentspre-
chenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung
notwendigen Aufwendungen zu erstatten.
(2) Soweit der Widerspruch erfolglos geblieben ist, hat
derjenige oder diejenige, der oder die den Wider-
spruch eingelegt hat, die zur zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendi-
gen Aufwendungen der Kirchenbehörde zu erstatten.
(3) Wenn ein Beteiligter oder eine Beteiligte teils ob-
siegt, teils unterliegt, so sind die Kosten verhältnis-
mäßig zu verteilen.
(4) Die Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts
oder einer Rechtsanwältin oder eines oder einer sons-
tigen Bevollmächtigten im Vorverfahren sind erstat-
tungsfähig, wenn die Zuziehung notwendig war.

Teil IV
Öffentlich-rechtlicher Vertrag

§ 48
Zulässigkeit

Ein Rechtsverhältnis auf dem Gebiet des öffentlichen
Rechts kann durch Vertrag begründet, geändert oder
aufgehoben werden (öffentlich-rechtlicher Vertrag),
soweit Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Ins-
besondere kann die Kirchenbehörde, anstatt einen
Verwaltungsakt zu erlassen, einen öffentlich-rechtli-
chen Vertrag mit demjenigen oder derjenigen schlie-
ßen, an den sie sonst den Verwaltungsakt richten wür-
de.

§ 49
Vergleichsvertrag

Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des
§ 48, durch den eine bei verständiger Würdigung des
Sachverhalts oder der Rechtslage bestehende Unge-
wissheit durch gegenseitiges Nachgeben beseitigt

wird (Vergleich), kann geschlossen werden, wenn die
Kirchenbehörde den Abschluss des Vergleichs zur
Beseitigung der Ungewissheit nach pflichtgemäßem
Ermessen für zweckmäßig hält.

§ 50
Austauschvertrag

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des

Vertragspartnerin der Kirchenbehörde zu einer Ge-
genleistung verpflichtet, kann geschlossen werden,
wenn die Gegenleistung für einen bestimmten Zweck
im Vertrag vereinbart wird und der Kirchenbehörde
zur Erfüllung ihrer kirchlichen Aufgaben dient. Die
Gegenleistung muss den gesamten Umständen nach
angemessen sein und im sachlichen Zusammenhang
mit der vertraglichen Leistung der Kirchenbehörde
stehen.
(2) Besteht auf die Leistung der Kirchenbehörde ein
Anspruch, so kann nur eine solche Gegenleistung ver-
einbart werden, die bei Erlass eines Verwaltungsaktes
Inhalt einer Nebenbestimmung nach § 23 sein könnte.

§ 51
Schriftform

Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist schriftlich zu
schließen, soweit nicht durch Rechtsvorschrift eine
andere Form vorgeschrieben ist.

§ 52
Zustimmung von Dritten und Behörden

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, der in Rechte
eines Dritten oder einer Dritten eingreift, wird erst
wirksam, wenn der oder die Dritte schriftlich zu-
stimmt.
(2) Wird anstatt eines Verwaltungsaktes, bei dessen
Erlass nach einer Rechtsvorschrift die Genehmigung,
die Zustimmung oder das Einvernehmen einer ande-
ren kirchlichen Behörde oder einer Behörde im Sinne
des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes erfor-
derlich ist, ein Vertrag geschlossen, so wird dieser erst
wirksam, nachdem die andere Behörde in der vorge-
schriebenen Form mitgewirkt hat.

§ 53
Nichtigkeit

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist nichtig, wenn
sich die Nichtigkeit aus der entsprechenden Anwen-
dung von Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs
ergibt.
(2) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des
§ 48 Satz 2 ist ferner nichtig, wenn
1. ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt

nichtig wäre,
2. ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt

nicht nur wegen eines Verfahrens- oder Formfeh-
lers im Sinne des § 34 rechtswidrig wäre und dies
den Vertragschließenden bekannt war,

3. die Voraussetzungen zum Abschluss eines Ver-
gleichsvertrags nicht vorlagen und ein Verwal-
tungsakt mit entsprechendem Inhalt nicht nur we-
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gen eines Verfahrens- oder Formfehlers im Sinne
des § 34 rechtswidrig wäre,

4. sich die Kirchenbehörde eine nach § 50 unzulässi-
ge Gegenleistung versprechen lässt.

(3) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Vertrags,
so ist er im Ganzen nichtig, wenn nicht anzunehmen
ist, dass er auch ohne den nichtigen Teil geschlossen
worden wäre.

§ 54
Anpassung und Kündigung in besonderen Fällen,

ergänzende Anwendung von Vorschriften
(1) Haben die Verhältnisse, die für die Festsetzung des
Vertragsinhalts maßgebend gewesen sind, sich seit
Abschluss des Vertrags so wesentlich geändert, dass
einer Vertragspartei das Festhalten an der ursprüngli-
chen vertraglichen Regelung nicht zuzumuten ist, so
kann diese Vertragspartei eine Anpassung des Ver-
tragsinhalts an die geänderten Verhältnisse verlangen
oder, sofern eine Anpassung nicht möglich oder einer
Vertragspartei nicht zuzumuten ist, den Vertrag kün-
digen. Die Kirchenbehörde kann den Vertrag auch
kündigen, um schwere Nachteile für das kirchliche In-
teresse zu verhüten oder zu beseitigen.
(2) Die Kündigung bedarf der Schriftform, soweit
nicht durch kirchliche Rechtsvorschrift eine andere
Form vorgeschrieben ist. Die Kündigung soll begrün-
det werden.
(3) Soweit sich aus den §§ 48 bis 54 Absatz 1 und 2
nichts Abweichendes ergibt, gelten die übrigen Vor-
schriften dieses Kirchengesetzes. Ergänzend gelten
die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs ent-
sprechend.

Teil V
Verwaltungszustellung

§ 55
Zustellung

(1) Die Zustellung von Schriftstücken in Verwaltungs-
angelegenheiten von Kirchenbehörden, die nach
kirchlichen Rechtsvorschriften oder kirchenbehördli-
cher Anordnung zuzustellen sind, geschieht
1. bei der Zustellung durch die Post durch Einschrei-

ben oder durch Postzustellung mit Zustellungsur-
kunde,

2. bei der Zustellung durch die Kirchenbehörde durch
Übergabe an den Empfänger oder die Empfänge-
rin; wird die Annahme des Schriftstückes oder die
Unterschrift unter das Empfangsbekenntnis ver-
weigert, so gilt das Schriftstück im Zeitpunkt der
Weigerung als zugestellt, wenn eine Niederschrift
über den Vorgang zu den Akten gebracht ist,

3. durch öffentliche Zustellung.
(2) Ein elektronisches Dokument kann elektronisch
zugestellt werden, soweit der Empfänger oder die
Empfängerin hierfür einen Zugang eröffnet hat. Das
Dokument ist mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur nach dem Signaturgesetz zu versehen. Zum
Nachweis der Zustellung genügt das mit Datum und

Unterschrift versehene Empfangsbekenntnis, das an
die Kirchenbehörde zurückzusenden ist.
(3) Die Kirchenbehörde hat die Wahl zwischen den
Zustellungsarten nach Absatz 1 Nr. 1 und 2.

§ 56
Zustellung an gesetzliche Vertreter oder

Vertreterinnen
(1) Bei Geschäftsunfähigen oder beschränkt Ge-
schäftsfähigen ist an ihre gesetzlichen Vertreter oder
Vertreterinnen zuzustellen. Gleiches gilt bei Personen,
für die ein Betreuer oder eine Betreuerin bestellt ist,
soweit der Aufgabenkreis des Betreuers oder der Be-
treuerin reicht.
(2) Bei kirchlichen Behörden oder Behörden im Sinne
des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes wird
an den Leiter oder die Leiterin der Behörde, bei juris-
tischen Personen, nicht rechtsfähigen Personenverei-
nigungen und Zweckvermögen an ihre gesetzlichen
Vertreter oder Vertreterinnen zugestellt.
(3) Bei mehreren gesetzlichen Vertretern oder Vertre-
terinnen oder Leitern oder Leiterinnen der Kirchen-
behörde genügt die Zustellung an einen oder eine von
ihnen.
(4) Der oder die zustellende Bedienstete braucht nicht
zu prüfen, ob die Anschrift den Vorschriften der Ab-
sätze 1 bis 3 entspricht.

§ 57
Zustellung an Bevollmächtigte

(1) Zustellungen können an die allgemein oder für be-
stimmte Angelegenheiten bestellten Bevollmächtig-
ten gerichtet werden. Sie sind an diese zu richten,
wenn er oder sie eine schriftliche Vollmacht vorgelegt
hat. Ist ein Bevollmächtigter oder eine Bevollmäch-
tigte für mehrere Beteiligte bestellt, so genügt die Zu-
stellung eines Dokuments an ihn oder sie für alle Be-
teiligten.
(2) Einem oder einer Zustellungsbevollmächtigten
mehrerer Beteiligter sind so viele Ausfertigungen oder
Abschriften zuzustellen, wie Beteiligte vorhanden
sind.
(3) Das zuzustellende Schriftstück an kirchliche Be-
hörden oder Behörden im Sinne des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes des Bundes, Körperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, Rechts-
anwälte oder Rechtsanwältinnen, Patentanwälte oder
Patentanwältinnen, Notare oder Notarinnen, Steuer-
berater oder Steuerberaterinnen, Steuerbevollmäch-
tigte, Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüferinnen,
vereidigte Buchprüfer oder Buchprüferinnen, Steuer-
beratungsgesellschaften, Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften und Buchprüfungsgesellschaften kann auch
auf andere Weise, auch elektronisch, gegen Emp-
fangsbekenntnis zugestellt werden. Zum Nachweis
der Zustellung genügt das mit Datum und Unterschrift
versehene Empfangsbekenntnis, das an die Kirchen-
behörde zurückzusenden ist.
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§ 58
Heilung von Zustellungsmängeln

Lässt sich die formgerechte Zustellung eines Doku-
ments nicht nachweisen oder ist es unter Verletzung
zwingender Zustellungsvorschriften zugegangen, gilt
es als in dem Zeitpunkt zugestellt, in dem es dem oder
der Empfangsberechtigten tatsächlich zugegangen ist,
im Fall des § 57 Absatz 3 in dem Zeitpunkt, in dem
der Empfänger oder die Empfängerin das Empfangs-
bekenntnis zurückgesendet hat.

§ 59
Zustellung im Ausland

(1) Hält sich der Empfänger oder die Empfängerin im
Ausland auf und hat er oder sie keinen bekannten Auf-
enthaltsort im Inland oder keinen Empfangsbevoll-
mächtigten oder keine Empfangsbevollmächtigte
nach § 8, ist das zuzustellende Schriftstück im Ausland
zuzustellen, sofern eine Anschrift bekannt ist, an die
zugestellt werden kann.
(2) Eine Zustellung im Ausland erfolgt
1. durch Einschreiben mit Rückschein, soweit die Zu-

stellung von Dokumenten unmittelbar durch die
Post oder

2. durch Übermittlung elektronischer Dokumente
nach § 4, soweit dies völkerrechtlich zulässig ist.

(3) Zum Nachweis der Zustellung genügt der Rück-
schein oder das Empfangsbekenntnis nach § 57 Ab-
satz 3 Satz 2.
(4) Die Kirchenbehörde kann bei der Zustellung nach
Absatz 2 anordnen, dass die Person, an die zugestellt
werden soll, innerhalb einer angemessenen Frist einen
Zustellungsbevollmächtigten oder eine Zustellungs-
bevollmächtigte benennt, der oder die im Inland wohnt
oder dort einen Geschäftsraum hat. Wird kein Zustel-
lungsbevollmächtigter oder keine Zustellungsbevoll-
mächtigte benannt, können spätere Zustellungen bis
zur nachträglichen Benennung dadurch bewirkt wer-
den, dass das Dokument unter der Anschrift der Per-
son, an die zugestellt werden soll, zur Post aufgegeben
wird. Das Dokument gilt am siebten Tag nach Aufga-
be zur Post als zugestellt, wenn nicht feststeht, dass es
den Empfänger oder die Empfängerin nicht oder zu
einem späteren Zeitpunkt erreicht hat. Die Kirchen-
behörde kann eine längere Frist bestimmen. In der
Anordnung nach Satz 1 ist auf diese Rechtsfolge hin-
zuweisen. Zum Nachweis der Zustellung ist in den
Akten zu vermerken, zu welcher Zeit und unter wel-
cher Anschrift das Dokument zur Post gegeben wurde.

§ 60
Öffentliche Zustellung

(1) Die Zustellung kann durch öffentliche Bekannt-
machung erfolgen, wenn
1. der Aufenthaltsort des Empfängers oder der Emp-

fängerin unbekannt ist und eine Zustellung an ei-
nen Vertreter oder eine Vertreterin oder einen Zu-
stellungsbevollmächtigten oder eine Zustellungs-
bevollmächtigte nicht möglich ist oder

2. sie im Falle des § 59 nicht möglich ist oder keinen
Erfolg verspricht.

Die Anordnung über die öffentliche Zustellung trifft
die Kirchenbehörde, die das Verwaltungsverfahren
betreibt.
(2) Die öffentliche Zustellung erfolgt durch Bekannt-
machung einer Benachrichtigung an der Stelle, die von
der obersten Kirchenbehörde hierfür allgemein be-
stimmt ist. Die Benachrichtigung muss
1. die Kirchenbehörde, für die zugestellt wird,
2. den Namen und die letzte bekannte Anschrift des

Zustellungsadressaten oder der Zustellungsadres-
satin,

3. das Datum und das Aktenzeichen des Dokuments
sowie

4. die Stelle, wo das Dokument eingesehen werden
kann,

erkennen lassen. Die Benachrichtigung muss den Hin-
weis enthalten, dass das Dokument öffentlich zuge-
stellt wird und Fristen in Gang gesetzt werden können,
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Bei
der Zustellung einer Ladung muss die Benachrichti-
gung den Hinweis enthalten, dass das Dokument eine
Ladung zu einem Termin enthält, dessen Versäumung
Rechtsnachteile zur Folge haben kann. In den Akten
ist zu vermerken, wann und wie die Benachrichtigung
bekannt gemacht wurde. Das Dokument gilt als zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der
Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.

Teil VI
Schlussvorschriften

§ 61
Überleitung von Verfahren

Bereits begonnene Verfahren sind nach den Vorschrif-
ten dieses Kirchengesetzes zu Ende zu führen.

§ 62
Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die
Evangelische Kirche in Deutschland am 1. Januar
2010 in Kraft.
(2) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die je-
weilige Gliedkirche oder den jeweiligen gliedkirchli-
chen Zusammenschluss in Kraft, nachdem diese oder
dieser die Zustimmung erklärt hat. Die Zustimmung
ist jederzeit möglich. Den Zeitpunkt, zu dem dieses
Kirchengesetz in den jeweiligen Gliedkirchen oder
dem jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschluss in
Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche
in Deutschland durch Verordnung.

§ 63
Außerkrafttreten

Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse können dieses Kirchengesetz jederzeit je für
ihren Bereich außer Kraft setzen. Der Rat der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland stellt durch Verord-
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nung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt das Kir-
chengesetz jeweils außer Kraft getreten ist.

Ulm, 28. Oktober 2009
Die Präses der Synode

der Evangelischen Kirche in Deutschland
(L. S.) Göring-Eckardt

Disziplinarrecht

Landeskirchenamt Bielefeld, 07.12.2009
Az.: 092.11
Die Synode der EKD hat am 28. Oktober 2009 das
Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland (DG.EKD) beschlossen. Die Kirchen-
konferenz der EKD hat in ihrer Sitzung am 2. Dezem-
ber 2009 gemäß Artikel 26a Absatz 4 der Grundord-
nung der EKD ihre Zustimmung erteilt. Das Kirchen-
gesetz tritt auch für die Evangelische Kirche von
Westfalen am 1. Juli 2010 in Kraft.
Nachstehend geben wir das Disziplinargesetz der
Evangelischen Kirche in Deutschland und das Kir-
chengesetz zur Neuregelung des Ausführungsgesetzes
zum Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland und zur Änderung des Predigergesetzes
bekannt:

I.
Disziplinargesetz der

Evangelischen Kirche in Deutschland
(DG.EKD)

Vom 28. Oktober 2009
(ABl. EKD 2009 S. 316)

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland
hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf Grund
des Artikels 10 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe a
und des Artikels 10a Absatz 1 und Absatz 2 Buch-
stabe c der Grundordnung der Evangelischen Kirche
in Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen:

Inhaltsübersicht

Teil 1 Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Zweck kirchlicher Disziplinarverfahren
§ 2 Geltungsbereich
§ 3 Amtspflichten und Abgrenzungen
§ 4 Disziplinaraufsichtführende Stelle
§ 5 Disziplinaraufsichtführende Stelle

bei mehreren Ämtern
§ 6 Amts- und Rechtshilfe
§ 7 Ergänzende Anwendung des Verwaltungs-

verfahrensrechts und der Verwaltungs-
gerichtsordnung, Anfechtungsklage

§ 8 Gebot der Beschleunigung

Teil 2 Disziplinarmaßnahmen
§ 9 Arten der Disziplinarmaßnahmen
§ 10 Verweis

§ 11 Geldbuße
§ 12 Kürzung der Bezüge
§ 13 Zurückstufung
§ 14 Amtsenthebung zur Versetzung auf

eine andere Stelle
§ 15 Amtsenthebung unter Versetzung

in den Wartestand
§ 16 Amtsenthebung unter Versetzung

in den Ruhestand
§ 17 Entzug der Rechte aus der Ordination
§ 18 Entfernung aus dem Dienst
§ 19 Nebenmaßnahmen
§ 20 Bemessung der Disziplinarmaßnahme
§ 21 Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen nach

staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren
§ 22 Disziplinarmaßnahmeverbot wegen Zeitablaufs
§ 23 Verwertungsverbot, Entfernung aus

der Personalakte
Teil 3 Behördliches Disziplinarverfahren
Kapitel 1 Einleitung, Ausdehnung und
Beschränkung
§ 24 Einleitung eines Disziplinarverfahrens
§ 25 Ausdehnung und Beschränkung
Kapitel 2 Durchführung
§ 26 Unterrichtung, Belehrung und Anhörung
§ 27 Beistände und Bevollmächtigte
§ 28 Pflicht zur Durchführung von Ermittlungen,

Ausnahmen
§ 29 Zusammentreffen von Disziplinarverfahren

mit staatlichen Strafverfahren oder anderen
Verfahren, Aussetzung

§ 30 Bindung an tatsächliche Feststellungen
aus staatlichen Strafverfahren oder anderen
Verfahren

§ 31 Beweiserhebung
§ 32 Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige
§ 33 Zeugenbeistand, Auskunft an Betroffene
§ 34 Herausgabe von Unterlagen
§ 35 Protokoll
§ 36 Innerdienstliche Informationen
§ 37 Abschließende Anhörung
Kapitel 3 Abschlussentscheidung
§ 38 Einstellungsverfügung
§ 39 Einstellung gegen Auflagen oder Weisungen,

Spruchverfahren
§ 40 Disziplinarverfügung
§ 41 Erhebung der Disziplinarklage
§ 42 Verfahren bei nachträglicher Entscheidung

im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren
§ 43 Kostentragungspflicht
Kapitel 4 Vorläufige Dienstenthebung und
Einbehaltung von Bezügen
§ 44 Zulässigkeit
§ 45 Rechtswirkungen
§ 46 Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen

Beträge

Teil 4 Gerichtliches Disziplinarverfahren
Kapitel 1 Disziplinargerichtsbarkeit
§ 47 Disziplinargerichte
§ 48 Zuständigkeit
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§ 49 Geschäftsstellen
§ 50 Berufung der Mitglieder der Disziplinargerichte
§ 51 Verpflichtung der Mitglieder der Disziplinar-

gerichte
§ 52 Amtszeit, Beendigung und Ruhen des Amtes

eines Mitglieds des Disziplinargerichts
§ 53 Ausschluss von der Ausübung des Richteramts
§ 54 Besetzung der Disziplinargerichte
Kapitel 2 Disziplinarverfahren vor dem
Disziplinargericht
Abschnitt 1 Klageverfahren
§ 55 Disziplinarklage
§ 56 Nachtragsdisziplinarklage
§ 57 Belehrung, Beistände und Bevollmächtigte
§ 58 Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens

oder der Klageschrift
§ 59 Beschränkung des Disziplinarverfahrens
§ 60 Bindung an tatsächliche Feststellungen aus

anderen Verfahren
§ 61 Mündliche Verhandlung
§ 62 Beweisaufnahme
§ 63 Entscheidung durch Beschluss
§ 64 Entscheidung durch Urteil
§ 65 Grenzen der erneuten Ausübung der Disziplinar-

befugnisse
Abschnitt 2 Besondere Verfahren
§ 66 Antrag auf gerichtliche Fristsetzung
§ 67 Antrag auf Aussetzung der vorläufigen Dienst-

enthebung und der Einbehaltung von Bezügen
Kapitel 3 Disziplinarverfahren vor dem
Disziplinarhof
Abschnitt 1 Berufung
§ 68 Statthaftigkeit, Form und Frist der Berufung,

Vertretung
§ 69 Berufungsverfahren
§ 70 Mündliche Verhandlung, Entscheidung durch

Urteil
Abschnitt 2 Beschwerde
§ 71 Statthaftigkeit, Form und Frist der Beschwerde
§ 72 Entscheidung des Disziplinarhofes
Kapitel 4 Wiederaufnahme des gerichtlichen
Disziplinarverfahrens
§ 73 Wiederaufnahmegründe
§ 74 Unzulässigkeit der Wiederaufnahme
§ 75 Frist und Verfahren
§ 76 Entscheidung durch Beschluss
§ 77 Mündliche Verhandlung, Entscheidung

des Disziplinargerichts
§ 78 Rechtswirkungen, Entschädigung
Kapitel 5 Kostenentscheidung im
gerichtlichen Disziplinarverfahren
§ 79 Kostentragungspflicht
§ 80 Erstattungsfähige Kosten

Teil 5 Unterhaltsbeitrag, Begnadigung
§ 81 Unterhaltsbeitrag
§ 82 Zahlung des Unterhaltsbeitrags
§ 83 Unterhaltsleistung bei Mithilfe zur Aufdeckung

von Amtspflichtverletzungen oder Straftaten
§ 84 Begnadigung

Teil 6 Übergangs- und Schlussbestimmungen
§ 85 Anwendung der Vorschriften über den

Wartestand
§ 86 Übergangsbestimmungen
§ 87 Inkrafttreten
§ 88 Außerkrafttreten

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Zweck kirchlicher Disziplinarverfahren

Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag zur Verkün-
digung des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt.
Das Verhalten der in der Kirche mitarbeitenden Men-
schen kann die Glaubwürdigkeit der Kirche und ihrer
Verkündigung beeinträchtigen. Ein kirchliches Diszi-
plinarverfahren soll auf ein solches Verhalten reagie-
ren und dazu beitragen, das Ansehen der Kirche, die
Funktionsfähigkeit ihres Dienstes und eine auftrags-
gemäße Amtsführung zu sichern.

§ 2
Geltungsbereich

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für Amtspflichtverlet-
zungen von Pfarrerinnen, Pfarrern, Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamten und anderen Personen, die
in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treuever-
hältnis zu einem kirchlichen Dienstherrn stehen.
(2) Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist,
findet dieses Kirchengesetz auf folgende Personen
entsprechende Anwendung:
1. Ordinierte, die nicht in einem Dienstverhältnis

nach Absatz 1 stehen,
2. Personen im Vorbereitungsdienst, die im Dienst

eines kirchlichen Dienstherrn, aber nicht in einem
Dienstverhältnis nach Absatz 1 stehen.

(3) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse kann die Anwendbarkeit dieses Kirchen-
gesetzes für die in Absatz 2 genannten Personen ab-
weichend regeln und die Anwendbarkeit auch für
sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, insbeson-
dere für Personen, die mit der öffentlichen Verkündi-
gung beauftragt sind, vorsehen.
(4) Dieses Kirchengesetz gilt auch für Amtspflicht-
verletzungen, die Personen, auf die dieses Gesetz an-
wendbar ist, in einem früheren kirchlichen Dienstver-
hältnis begangen haben. Ein Wechsel des kirchlichen
Dienstherrn steht der Anwendung dieses Kirchenge-
setzes nicht entgegen.
(5) Kirchliche Dienstherren und kirchliche Anstel-
lungsträger sind die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse sowie Körperschaften, Anstalten
und Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die die
Evangelische Kirche in Deutschland, eine Gliedkirche
oder ein gliedkirchlicher Zusammenschluss die Auf-
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sicht führt. Sie begründen kirchliche Dienstverhält-
nisse.

§ 3
Amtspflichten und Abgrenzungen

(1) Amtspflichten ergeben sich aus dem für die jewei-
lige Person geltenden Dienst-, Arbeits- oder Auftrags-
recht. Personen im Sinne des § 2 verletzen ihre Amts-
pflicht, wenn sie innerhalb oder außerhalb des Diens-
tes schuldhaft gegen ihnen obliegende Pflichten ver-
stoßen. Pfarrerinnen, Pfarrer und andere Ordinierte
verletzen ihre Amtspflicht auch, wenn sie schuldhaft
gegen die in der Ordination begründeten Pflichten ver-
stoßen.

(2) Eine Verletzung der Lehrverpflichtung ist keine
Amtspflichtverletzung im Sinne dieses Kirchengeset-
zes. Dies schließt die Durchführung eines Disziplinar-
verfahrens nicht aus, wenn eine Amtspflichtverlet-
zung im Zusammenhang mit einer Verletzung der
Lehrverpflichtung begangen wurde.

(3) Seelsorge und Maßnahmen der Dienstaufsicht
bleiben von der Einleitung eines Disziplinarverfah-
rens unberührt. Seelsorgliches Handeln ist von Maß-
nahmen der Dienstaufsicht und des Disziplinarrechts
zu trennen.

§ 4
Disziplinaraufsichtführende Stelle

(1) Disziplinaraufsichtführende Stelle für Personen in
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis ist die
nach dem Recht des jeweiligen Dienstherrn zuständi-
ge oberste Dienstbehörde.

(2) Disziplinaraufsichtführende Stelle für Ordinierte,
denen bei Einleitung des Disziplinarverfahrens ein
Auftrag zur regelmäßigen öffentlichen Wortverkün-
digung obliegt, ohne in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis zu stehen, ist die Behörde, die in der
Gliedkirche, zu deren Bereich der Anstellungsträger
gehört, als oberste Dienstbehörde für Pfarrerinnen und
Pfarrer bestimmt wurde.

(3) Disziplinaraufsichtführende Stelle für Ordinierte,
denen bei Einleitung des Disziplinarverfahrens kein
Auftrag zur regelmäßigen öffentlichen Wortverkün-
digung eines kirchlichen Dienstherrn oder Anstel-
lungsträgers obliegt, ist die oberste Dienstbehörde für
Pfarrerinnen und Pfarrer der Gliedkirche, in deren Be-
reich sie zuletzt einen Auftrag zur regelmäßigen öf-
fentlichen Wortverkündigung wahrgenommen haben.
Ist nie ein Auftrag zur regelmäßigen öffentlichen
Wortverkündigung übertragen worden, ist disziplinar-
aufsichtführende Stelle die oberste Dienstbehörde für
Pfarrerinnen und Pfarrer der Gliedkirche, in deren Be-
reich sie ordiniert wurden.

(4) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse können je für ihren Bereich andere Zustän-
digkeitsregelungen treffen.

§ 5
Disziplinaraufsichtführende Stelle

bei mehreren Ämtern
(1) Gegen eine Person, die zwei oder mehrere Ämter
innehat, die zueinander im Verhältnis von Haupt- zu
Nebenamt stehen, kann nur die disziplinaraufsicht-
führende Stelle ein Disziplinarverfahren einleiten, die
für das Hauptamt zuständig ist.
(2) Hat eine Person zwei oder mehrere Ämter oder
Dienstaufträge inne, die nicht im Verhältnis von
Haupt- und Nebenamt stehen, so bestimmen die
disziplinaraufsichtführenden Stellen der Ämter und
Dienstaufträge, welche von ihnen die Funktion der
disziplinaraufsichtführenden Stelle wahrnehmen soll.
(3) Die Zuständigkeiten nach § 4 und nach den Absät-
zen 1 und 2 werden durch eine Beurlaubung, eine
Freistellung, eine Abordnung oder eine Zuweisung
nicht berührt.

§ 6
Amts- und Rechtshilfe

(1) Die Dienststellen und Kirchengerichte der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse leisten in
Disziplinarverfahren einander Amts- und Rechtshilfe.
(2) Alle vorgesetzten und aufsichtführenden Perso-
nen, Organe und Stellen einer Person im Geltungsbe-
reich dieses Kirchengesetzes sind verpflichtet, der dis-
ziplinaraufsichtführenden Stelle Anhaltspunkte, die
den Verdacht einer Amtspflichtverletzung rechtferti-
gen, mitzuteilen und sie in Disziplinarangelegenheiten
zu unterstützen. Dasselbe gilt für
1. die disziplinaraufsichtführende Stelle der Glied-

kirche, in deren Bereich eine ordinierte Person oh-
ne regelmäßigen Dienstauftrag im Sinne des § 4
Absatz 3 wohnt,

2. die disziplinaraufsichtführende Stelle eines Ne-
benamtes gemäß § 5 sowie für Personen, Organe
und Stellen, die im Rahmen des Nebenamtes Vor-
gesetzte oder Aufsichtführende sind, und

3. die vorgesetzten und aufsichtführenden Personen,
Organe und Stellen einer beurlaubten, freigestell-
ten, abgeordneten oder zugewiesenen Person im
Sinne des § 5 Absatz 3.

(3) Staatliche Amts- und Rechtshilfe, insbesondere im
Rahmen der Beweiserhebung, kann nach Maßgabe der
jeweils anwendbaren staatskirchenrechtlichen Be-
stimmungen in Anspruch genommen werden. Das be-
hördliche und gerichtliche Verfahren nach der Eröff-
nung des Disziplinarverfahrens nach diesem Kirchen-
gesetz steht dem förmlichen Verfahren nach bisheri-
gem Recht gleich. Verweigern Zeuginnen oder Zeu-
gen ohne Vorliegen eines der in § 32 bezeichneten
Gründe die Aussage, kann ein staatliches Gericht um
die Vernehmung ersucht werden, soweit die jeweils
anwendbaren staatskirchenrechtlichen Bestimmun-
gen dies vorsehen. In dem Ersuchen sind der Gegen-
stand der Vernehmung darzulegen sowie die Namen
und Anschriften der Beteiligten anzugeben.
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§ 7
Ergänzende Anwendung

des Verwaltungsverfahrensrechts und der
Verwaltungsgerichtsordnung, Anfechtungsklage

(1) Zur Ergänzung dieses Kirchengesetzes sind die
Bestimmungen des Verwaltungsverfahrens- und
-zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland und der staatlichen Verwaltungsgerichts-
ordnung entsprechend anzuwenden, soweit sie nicht
zu den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes in Wi-
derspruch stehen oder soweit nicht in diesem Kirchen-
gesetz oder anderen Kirchengesetzen der Gliedkir-
chen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse etwas
anderes bestimmt ist.
(2) Eines Vorverfahrens vor Erhebung der Klage ge-
gen einen Verwaltungsakt nach Teil 3 Kapitel 3 und 4
dieses Kirchengesetzes bedarf es nicht.

§ 8
Gebot der Beschleunigung

Disziplinarverfahren sind beschleunigt durchzufüh-
ren.

Teil 2
Disziplinarmaßnahmen

§ 9
Arten der Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen sind:
1. Verweis (§ 10),
2. Geldbuße (§ 11),
3. Kürzung der Bezüge (§ 12),
4. Zurückstufung (§ 13),
5. Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere

Stelle (§ 14),
6. Amtsenthebung unter Versetzung in den Warte-

stand (§ 15),
7. Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhe-

stand (§ 16),
8. Entzug der Rechte aus der Ordination (§ 17),
9. Entfernung aus dem Dienst (§ 18).
(2) Disziplinarmaßnahmen gegen Personen gemäß § 2
Absatz 1, die sich im Wartestand oder Ruhestand be-
finden, sind Verweis, Geldbuße, Kürzung der Bezüge
und Entfernung aus dem Dienst. Disziplinarmaßnah-
me gegen Personen im Wartestand ist auch die Ver-
setzung in den Ruhestand.
(3) Disziplinarmaßnahmen gegen Personen im
Dienstverhältnis auf Probe oder auf Widerruf oder im
Vorbereitungsdienst sind Verweis, Geldbuße und
Kürzung der Bezüge. Ihre Entlassung wegen einer
Amtspflichtverletzung regeln die Evangelische Kir-
che in Deutschland, die Gliedkirchen und die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse durch ihre Dienst- und
Anstellungsgesetze.
(4) Disziplinarmaßnahmen gegen Ordinierte, die in ei-
nem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehen, sind
Verweis, Geldbuße, Amtsenthebung zur Versetzung

auf eine andere Stelle und Entzug der Rechte aus der
Ordination. Die Möglichkeit, arbeitsrechtliche Maß-
nahmen zu ergreifen, bleibt unberührt.
(5) Disziplinarmaßnahmen gegen Ordinierte, die we-
der in einem besoldeten öffentlich-rechtlichen Dienst-
und Treueverhältnis noch in einem privatrechtlichen
Arbeitsverhältnis stehen, sind Verweis, Geldbuße,
Entzug der Rechte aus der Ordination und Entfernung
aus dem Dienst.

§ 10
Verweis

Der Verweis ist der schriftliche Tadel eines bestimm-
ten Verhaltens. Missbilligende Äußerungen im Rah-
men der Dienstaufsicht sind keine Disziplinarmaß-
nahmen.

§ 11
Geldbuße

Die Geldbuße kann bis zur Höhe der monatlichen Be-
züge im Sinne des § 12 Absatz 1 zugunsten des Dienst-
herrn auferlegt werden. Wird keine der genannten
Leistungen bezogen, darf die Geldbuße bis zu dem
Betrag von 500 Euro auferlegt werden. Die Geldbuße
kann – auch in Teilbeträgen – durch Aufrechnung von
den Bezügen einbehalten werden.

§ 12
Kürzung der Bezüge

(1) Die Kürzung der Bezüge ist die bruchteilmäßige
Verminderung der monatlichen Dienstbezüge, der An-
wärterbezüge, des Wartegeldes oder des Ruhegehaltes
(Bezüge) um höchstens ein Fünftel auf längstens fünf
Jahre. Sie erstreckt sich auf alle Ämter, die die be-
schuldigte Person bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der
Entscheidung innehat. Versorgungsansprüche aus frü-
heren kirchlichen oder öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnissen bleiben von der Kürzung der Bezüge
unberührt.
(2) Die Kürzung der Bezüge beginnt mit dem Kalen-
dermonat, der auf den Eintritt der Unanfechtbarkeit
der Entscheidung folgt. Im Falle des Wechsels zwi-
schen aktivem Dienst, Warte- oder Ruhestand vor Ein-
tritt der Unanfechtbarkeit oder während der Dauer der
Kürzung werden die hieraus jeweils zustehenden Be-
züge für den restlichen Zeitraum entsprechend ge-
kürzt. Sterbegeld sowie Witwen- und Waisengeld
werden nicht gekürzt.
(3) Die Kürzung der Bezüge wird während einer Be-
urlaubung ohne Bezüge gehemmt. Der Kürzungsbe-
trag kann jedoch für die Dauer der Beurlaubung an den
Dienstherrn entrichtet werden; die Dauer der Kürzung
der Bezüge nach der Beendigung der Beurlaubung
verringert sich entsprechend.
(4) Solange die Bezüge gekürzt werden, ist eine Be-
förderung unzulässig. Der Zeitraum kann in der Ent-
scheidung abgekürzt werden, sofern dies im Hinblick
auf die Dauer des Disziplinarverfahrens angezeigt ist.
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(5) Die Rechtsfolgen der Kürzung der Bezüge erstre-
cken sich auch auf ein neues öffentlich-rechtliches
Dienstverhältnis bei einem anderen kirchlichen
Dienstherrn. Hierbei steht bei Anwendung des Absat-
zes 4 die Einstellung oder Anstellung in einem höhe-
ren als dem bisherigen Amt der Beförderung gleich.

§ 13
Zurückstufung

(1) Die Zurückstufung ist die Versetzung in ein Amt
derselben Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt.
Sie hat den Verlust aller Rechte aus dem bisherigen
Amt einschließlich der damit verbundenen Bezüge
und der Befugnis, die bisherige Amtsbezeichnung zu
führen, zur Folge. Soweit in der Entscheidung nichts
anderes bestimmt ist, enden mit der Zurückstufung
auch die Ehrenämter und die Nebentätigkeiten, die im
Zusammenhang mit dem bisherigen Amt oder auf
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung einer vor-
gesetzten oder aufsichtführenden Person oder der
obersten Dienstbehörde übernommen wurden.
(2) Die Bezüge aus dem neuen Amt werden von dem
Kalendermonat an gezahlt, der dem Eintritt der Un-
anfechtbarkeit der Entscheidung folgt. Im Falle des
Ruhestandes vor Unanfechtbarkeit der Entscheidung
bestimmen sich die Versorgungsbezüge nach der in
der Entscheidung festgesetzten Besoldungsgruppe.
(3) Eine Beförderung ist frühestens fünf Jahre nach
Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung zuläs-
sig. Der Zeitraum kann in der Entscheidung verkürzt
werden, sofern dies im Hinblick auf die Dauer des
Disziplinarverfahrens angezeigt ist.
(4) Die Rechtsfolgen der Zurückstufung erstrecken
sich auch auf ein neues kirchliches Dienstverhältnis
auch bei einem anderen kirchlichen Dienstherrn. Hier-
bei steht bei Anwendung des Absatzes 3 die Einstel-
lung oder Anstellung in einem höheren Amt als dem,
in welches zurückgestuft wurde, der Beförderung
gleich.

§ 14
Amtsenthebung zur Versetzung

auf eine andere Stelle
(1) Die Amtsenthebung zur Versetzung auf eine an-
dere Stelle bewirkt den Verlust der übertragenen Stel-
le. In der Entscheidung wird bestimmt, ob mit der
Amtsenthebung der Verlust eines Aufsichtsamtes oder
kirchenleitenden Amtes verbunden ist. § 13 Absatz 1
Satz 3 gilt entsprechend. Der Dienstherr kann auf-
grund der Amtsenthebung auch eine Stelle bei einem
anderen kirchlichen Dienstherrn derselben obersten
Dienstbehörde übertragen, ohne dass es der Zustim-
mung der amtsenthobenen Person bedarf. Bei Pfarre-
rinnen und Pfarrern ist die Übertragung einer Pfarr-
stelle in der bisherigen Kirchengemeinde ausgeschlos-
sen.
(2) In der Entscheidung über die Amtsenthebung zur
Versetzung auf eine andere Stelle kann festgestellt
werden, dass die ausgesprochene Versetzung bereits
durch einen zuvor erfolgten Stellenwechsel als voll-
zogen gilt.

(3) Ist die Versetzung auf eine andere Stelle nach Ein-
tritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung nicht
möglich, so tritt die amtsenthobene Person nach Ab-
lauf von sechs Monaten in den Wartestand. Die dis-
ziplinaraufsichtführende Stelle stellt diese Rechtsfol-
ge fest. Der Beschluss ist unanfechtbar. Der Dienstherr
bleibt verpflichtet, der amtsenthobenen Person eine
andere Stelle zu übertragen.
(4) Hat die Entscheidung den Verlust eines Aufsichts-
amtes oder kirchenleitendes Amtes bestimmt, so sind
der Berechnung des Wartegeldes entsprechend ver-
ringerte Bezüge zu Grunde zu legen.
(5) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse kann die Disziplinarmaßnahme der
Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle
ausschließen.

§ 15
Amtsenthebung unter Versetzung

in den Wartestand
(1) Die Amtsenthebung unter Versetzung in den War-
testand bewirkt den Verlust der übertragenen Stelle
einschließlich eines etwa bekleideten Aufsichtsamtes
oder kirchenleitenden Amtes und die Versetzung in
den Wartestand. § 13 Absatz 1 Satz 3 und § 14 Ab-
satz 2 gelten entsprechend.
(2) Die Entscheidung kann bestimmen, dass vor Ab-
lauf einer Frist von höchstens fünf Jahren nach Eintritt
der Unanfechtbarkeit der Entscheidung eine neue Stel-
le nicht übertragen werden darf.
(3) Mit Beginn des Kalendermonats, der dem Eintritt
der Rechtskraft der Entscheidung folgt, erhält die
amtsenthobene Person ein Wartegeld in Höhe von
achtzig vom Hundert des gesetzlichen Wartegeldes.
Mit der erneuten Übertragung einer Stelle, spätestens
jedoch nach Ablauf von fünf Jahren nach Rechtskraft
der Entscheidung, erhält sie die üblichen Bezüge.
(4) Wird die amtsenthobene Person aus dem Warte-
stand in den Ruhestand versetzt, darf ihr Ruhegehalt
bis zum Ablauf von fünf Jahren nach Rechtskraft der
Entscheidung, längstens aber bis zur Vollendung des
für sie maßgeblichen gesetzlichen Ruhestandsalters
den Betrag nach Absatz 3 nicht übersteigen. Satz 1 gilt
entsprechend bei Versetzung in den Ruhestand vor
Rechtskraft der Entscheidung. Sterbegeld sowie Wit-
wen- und Waisengeld werden nicht gekürzt.
(5) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse kann die Disziplinarmaßnahme der
Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand
ausschließen.

§ 16
Amtsenthebung unter Versetzung

in den Ruhestand
(1) Die Amtsenthebung unter Versetzung in den Ru-
hestand bewirkt den Verlust der übertragenen Stelle
einschließlich eines etwa bekleideten Aufsichtsamtes
oder kirchenleitenden Amtes und die Versetzung in
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den Ruhestand. § 13 Absatz 1 Satz 3 und § 14 Ab-
satz 2 gelten entsprechend.
(2) Mit Beginn des Kalendermonats, der dem Eintritt
der Rechtskraft der Entscheidung folgt, erhält die
amtsenthobene Person ein Ruhegehalt in Höhe von
achtzig vom Hundert des gesetzlichen Ruhegehaltes
unter Berücksichtigung des gesetzlichen Versor-
gungsabschlages bei Eintritt in den Ruhestand vor Er-
reichen der Regelaltersgrenze, mindestens aber in Hö-
he des Mindestruhegehaltes. Sterbegeld sowie Wit-
wen- und Waisengeld werden nicht gekürzt
(3) Wird die beschuldigte Person vor Rechtskraft der
Entscheidung in den Ruhestand versetzt, so gelten die
Bestimmungen des Absatzes 2 entsprechend.

§ 17
Entzug der Rechte aus der Ordination

(1) Der Entzug der Rechte aus der Ordination bewirkt
den Verlust des Auftrags und des Rechts zur öffent-
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
sowie des Rechts, die Amtskleidung zu tragen und
kirchliche Amtsbezeichnungen oder Titel zu führen.
(2) Der Entzug der Rechte aus der Ordination kann
gegen Personen in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis nicht als selbstständige Disziplinar-
maßnahme verhängt werden.
(3) Ein privatrechtliches Dienst- oder Auftragsver-
hältnis, für dessen Begründung die Ordination Vor-
aussetzung war, ist nach dem Entzug der Rechte aus
der Ordination unverzüglich zu beenden. Der Entzug
der Rechte aus der Ordination ist ein wichtiger Grund
zur außerordentlichen Kündigung.
(4) Die Vorschriften des Pfarrdienstrechts über den
Umgang mit den Rechten aus der Ordination bleiben
unberührt.

§ 18
Entfernung aus dem Dienst

(1) Mit der Entfernung aus dem Dienst enden das
Dienst- oder Auftragsverhältnis und alle damit ver-
bundenen Nebentätigkeiten im kirchlichen Dienst. Die
Entfernung aus dem Dienst hat den Entzug der Rechte
aus der Ordination und den Verlust sämtlicher An-
sprüche aus dem Dienstverhältnis einschließlich des
Anspruchs auf Versorgung zur Folge. § 13 Absatz 1
Satz 3 gilt entsprechend. Wer aus dem Dienst entfernt
wurde, kann einen Unterhaltsbeitrag nach Maßgabe
der §§ 81 und 82 erhalten.
(2) Die Zahlung der Bezüge wird mit dem Ende des
Kalendermonats eingestellt, in dem die Entscheidung
unanfechtbar wird.
(3) Wer aus dem Dienst entfernt wurde, darf nicht
wieder in ein öffentlich-rechtliches oder privatrecht-
liches Dienst- oder Auftragsverhältnis bei einem
kirchlichen Dienstherrn oder Anstellungsträger beru-
fen werden.

§ 19
Nebenmaßnahmen

(1) Neben einer Disziplinarmaßnahme kann vorbe-
haltlich entgegenstehender Bestimmungen der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen
oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse für die Dau-
er von bis zu fünf Jahren, in Fällen besonderer Wie-
derholungsgefahr auch länger, ganz oder teilweise un-
tersagt werden,
1. eine Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäfti-

gung oder ein öffentliches oder kirchliches Ehren-
amt) auszuüben und

2. in bestimmten Teilbereichen des Dienstes tätig zu
sein, insbesondere im Rahmen der dienstlichen Tä-
tigkeit fremde Gelder zu verwalten oder den Vor-
sitz und die Geschäftsführung in Organen und Lei-
tungsgremien wahrzunehmen.

In Fällen besonderer Wiederholungsgefahr kann das
Disziplinargericht abweichend von § 23 Absatz 1 eine
längere Frist bis zum Eintritt des Verwertungsverbots
bestimmen.
(2) Ordinierten Personen ohne öffentlich-rechtliches
Dienstverhältnis oder im Warte- oder Ruhestand kön-
nen neben einer Disziplinarmaßnahme vorbehaltlich
entgegenstehender Bestimmungen der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse für die Dauer von bis
zu fünf Jahren, in Fällen besonderer Wiederholungs-
gefahr auch länger, ganz oder teilweise Beschränkun-
gen in der Ausübung von Auftrag und Recht zur öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung, zum Führen der Amtsbezeichnung und etwaiger
kirchlicher Titel und zum Tragen der Amtskleidung
auferlegt werden.

§ 20
Bemessung der Disziplinarmaßnahme

(1) Die Entscheidung über eine Disziplinarmaßnahme
ergeht unter Berücksichtigung des Zwecks eines
kirchlichen Disziplinarverfahrens nach pflichtgemä-
ßem Ermessen. Sie ist nach der Schwere der Amts-
pflichtverletzung zu bemessen.
(2) Bei der Bemessung einer Disziplinarmaßnahme
sollen insbesondere angemessen berücksichtigt wer-
den:
1. das Persönlichkeitsbild der beschuldigten Person

und ihr Verhalten während des Disziplinarverfah-
rens,

2. ihr bisheriges dienstliches und außerdienstliches
Verhalten,

3. der Umfang, in dem die beschuldigte Person das
Vertrauen des Dienstherrn in die Amtsführung, die
Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirchli-
chen Auftrags und das Ansehen der Kirche beein-
trächtigt hat,

4. die besonderen dienstrechtlichen Verhältnisse
einer Beurlaubung oder Freistellung sowie des
Warte- oder Ruhestandes.
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(3) Wer durch eine schwere Amtspflichtverletzung
das Vertrauen des Dienstherrn in die Amtsführung
endgültig verloren hat oder wessen Verbleiben im
Dienst geeignet wäre, der Glaubwürdigkeit der Wahr-
nehmung des kirchlichen Auftrages oder dem Anse-
hen der Kirche erheblich zu schaden, ist aus dem
Dienst zu entfernen.

§ 21
Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen

nach staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren
(1) Ist in einem staatlichen Straf- oder Bußgeldverfah-
ren unanfechtbar eine Strafe, Geldbuße oder Ord-
nungsmaßnahme verhängt worden oder kann eine Tat
nach den Bestimmungen der Strafprozessordnung
nach der Erfüllung von Auflagen und Weisungen nicht
mehr als Vergehen verfolgt werden, darf wegen des-
selben Sachverhalts ein Verweis, eine Geldbuße oder
eine Kürzung der Bezüge nur ausgesprochen werden,
wenn dies zusätzlich erforderlich ist, um die beschul-
digte Person zur Pflichterfüllung anzuhalten.
(2) Nach einem rechtskräftigen Freispruch in einem
staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren darf wegen
des Sachverhalts, der Gegenstand dieser Entscheidung
war, eine Disziplinarmaßnahme nur ausgesprochen
werden, wenn der Sachverhalt eine Amtspflichtver-
letzung darstellt, ohne den Tatbestand einer Straf- oder
Bußgeldvorschrift zu erfüllen.

§ 22
Disziplinarmaßnahmeverbot wegen Zeitablaufs

(1) Sind seit der Vollendung einer Amtspflichtverlet-
zung mehr als vier Jahre vergangen, darf ein Verweis,
eine Geldbuße oder eine Kürzung der Bezüge nicht
mehr ausgesprochen werden.
(2) Die Frist des Absatzes 1 beginnt erneut, wenn
1. ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder ausge-

dehnt oder
2. eine Disziplinarklage oder Nachtragsdisziplinar-

klage erhoben wird oder
3. Ermittlungen gegen eine Person im Dienstverhält-

nis auf Probe, auf Widerruf oder im Vorberei-
tungsdienst angeordnet oder ausgedehnt werden
wegen eines Verhaltens, das im Dienstverhältnis
auf Lebenszeit mindestens eine Zurückstufung
oder Amtsenthebung zur Versetzung auf eine an-
dere Stelle zur Folge hätte.

(3) Die Frist des Absatzes 1 ist für die Dauer des ge-
richtlichen Disziplinarverfahrens, für die Dauer einer
Aussetzung des Disziplinarverfahrens nach § 29 oder
für die Dauer einer gesetzlich vorgesehenen Beteili-
gung der Mitarbeiter- oder Pfarrvertretung gehemmt.
Ist vor Ablauf der Frist wegen desselben Sachverhalts
ein Lehrbeanstandungsverfahren, ein Verfahren we-
gen mangelnder Gedeihlichkeit des Wirkens oder ein
staatliches Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet
oder eine Klage aus dem Dienstverhältnis erhoben
worden, ist die Frist für die Dauer dieses Verfahrens
gehemmt.

§ 23
Verwertungsverbot,

Entfernung aus der Personalakte
(1) Ein Verweis, eine Geldbuße, eine Kürzung der Be-
züge und eine Zurückstufung dürfen, unbeschadet des
§ 19 Absatz 1 Satz 2, nach vier Jahren bei weiteren
Disziplinarmaßnahmen und bei sonstigen Personal-
maßnahmen nicht mehr berücksichtigt werden (Ver-
wertungsverbot). Die Person, gegen die sich das Dis-
ziplinarverfahren gerichtet hat, gilt nach dem Eintritt
des Verwertungsverbots als von der Disziplinarmaß-
nahme nicht betroffen.
(2) Die Frist für das Verwertungsverbot beginnt, so-
bald die Entscheidung über die Disziplinarmaßnahme
unanfechtbar ist. Sie endet nicht, solange gegen die
Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren ge-
richtet hat,
1. ein staatliches Strafverfahren oder ein Disziplinar-

verfahren nicht unanfechtbar abgeschlossen ist,
2. eine andere Disziplinarmaßnahme berücksichtigt

werden darf,
3. eine Entscheidung über die Kürzung der Bezüge

noch nicht vollstreckt ist,
4. ein gerichtliches Verfahren über die Beendigung

des Dienstverhältnisses, die Versetzung in den Ru-
hestand oder über die Geltendmachung von Scha-
denersatz anhängig ist oder

5. eine Nebenmaßnahme nach § 19 Absatz 1 wirksam
ist.

(3) Eintragungen in der Personalakte über die Diszip-
linarmaßnahme sind nach Eintritt des Verwertungs-
verbots auf Antrag der Person, gegen die sich das Dis-
ziplinarverfahren gerichtet hat, zu entfernen und zu
vernichten.
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Dis-
ziplinarvorgänge, die nicht zu einer Disziplinarmaß-
nahme geführt haben. Die Frist für das Verwertungs-
verbot beträgt vier Jahre. Die Frist beginnt mit dem
Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung, die
das Disziplinarverfahren abschließt, im Übrigen mit
dem Tag, an dem die disziplinaraufsichtführende Stel-
le zureichende tatsächliche Anhaltspunkte erhält, die
den Verdacht einer Amtspflichtverletzung rechtferti-
gen.

Teil 3
Behördliches Disziplinarverfahren

Kapitel 1
Einleitung, Ausdehnung und Beschränkung

§ 24
Einleitung eines Disziplinarverfahrens

(1) Liegen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte
vor, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung be-
gründen, so ist die disziplinaraufsichtführende Stelle
verpflichtet, ein Disziplinarverfahren einzuleiten. Die
Einleitung ist aktenkundig zu machen.
(2) Die Person, gegen die sich ein Disziplinarverfah-
ren richten kann, kann bei der obersten kirchlichen
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Dienstbehörde die Einleitung eines Disziplinarverfah-
rens gegen sich selbst beantragen, um sich von dem
Verdacht einer Amtspflichtverletzung zu entlasten.
Der Antrag darf nur abgelehnt werden, wenn keine
zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkte vorliegen,
die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung recht-
fertigen. Die Entscheidung ist der betroffenen Person
mitzuteilen.
(3) Ist zu erwarten, dass nach den §§ 21 und 22 eine
Disziplinarmaßnahme nicht in Betracht kommt, wird
ein Disziplinarverfahren nicht eingeleitet. Die Gründe
sind aktenkundig zu machen und der Person, gegen die
sich das Disziplinarverfahren gerichtet hätte, bekannt
zu geben.

§ 25
Ausdehnung und Beschränkung

(1) Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass ei-
ner Entscheidung nach den §§ 38 bis 41 auf neue
Handlungen ausgedehnt werden, die den Verdacht
einer Amtspflichtverletzung begründen. Die Ausdeh-
nung ist aktenkundig zu machen und der beschuldigten
Person mitzuteilen.
(2) Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass ei-
ner Entscheidung nach den §§ 38 bis 41 beschränkt
werden, indem solche Handlungen ausgeschieden
werden, die für die Art und Höhe der zu erwartenden
Disziplinarmaßnahme voraussichtlich nicht ins Ge-
wicht fallen. Die Beschränkung ist aktenkundig zu
machen und der beschuldigten Person mitzuteilen. Die
ausgeschiedenen Handlungen können nicht wieder in
das Disziplinarverfahren einbezogen werden, es sei
denn, die Voraussetzungen für die Beschränkung
entfallen nachträglich. Werden die ausgeschiedenen
Handlungen nicht wieder einbezogen, können sie nach
dem unanfechtbaren Abschluss des Disziplinarverfah-
rens nicht Gegenstand eines neuen Disziplinarverfah-
rens sein.

Kapitel 2
Durchführung

§ 26
Unterrichtung, Belehrung und Anhörung

(1) Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfah-
ren richtet, ist über die Einleitung des Disziplinarver-
fahrens unverzüglich zu unterrichten, sobald dies ohne
Gefährdung der Aufklärung des Sachverhalts möglich
ist. Hierbei ist ihr zu eröffnen, welche Amtspflicht-
verletzung ihr zur Last gelegt wird. Es ist gleichzeitig
darauf hinzuweisen, dass es ihr freisteht, sich zu äu-
ßern oder nicht zur Sache auszusagen und sich jeder-
zeit einer beistehenden oder bevollmächtigten Person
gemäß § 27 zu bedienen.
(2) Die beschuldigte Person und die beistehenden oder
bevollmächtigten Personen haben ein Recht auf Ein-
sicht in die Akten des Disziplinarverfahrens und die
beigezogenen Schriftstücke sowie ein Recht auf Un-
terrichtung über die Erhebung und Speicherung per-
sonenbezogener Daten für diese Akten, soweit dies
ohne Gefährdung des Ermittlungszwecks möglich ist.

(3) Für die Abgabe einer schriftlichen Äußerung wird
eine Frist von einem Monat und für die Abgabe der
Erklärung, sich mündlich äußern zu wollen, eine Frist
von zwei Wochen gesetzt. Ist die beschuldigte Person
aus zwingenden Gründen gehindert, eine Frist nach
Satz 1 einzuhalten oder einer Ladung zur mündlichen
Verhandlung Folge zu leisten, und hat sie dies unver-
züglich mitgeteilt, ist die maßgebliche Frist zu verlän-
gern oder erneut zu laden. Zur Feststellung, ob zwin-
gende Gründe vorliegen, kann ein amts- oder ver-
trauensärztliches Gutachten angefordert werden. Die
Fristsetzungen und Ladungen sind zuzustellen.

(4) Ist die nach Absatz 1 Satz 2 und 3 vorgeschriebene
Belehrung unterblieben oder unrichtig erfolgt, darf die
Aussage der beschuldigten Person nicht zu ihrem
Nachteil verwertet werden.

§ 27
Beistände und Bevollmächtigte

(1) Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfah-
ren richtet, kann sich im Disziplinarverfahren beiste-
hender und bevollmächtigter Personen bedienen.

(2) Als beistehende und bevollmächtigte Personen
kann die disziplinaraufsichtführende Stelle höchstens
insgesamt zwei Personen zulassen. Beide müssen ei-
ner Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land angehören und zu kirchlichen Ämtern wählbar
sein. Wer die Dienstaufsicht über die beschuldigte
Person führt oder geführt hat, darf nicht Beistand oder
bevollmächtigte Person sein.

(3) Gegen die Nichtzulassung als Beistand oder be-
vollmächtigte Person durch die disziplinaraufsicht-
führende Stelle ist die Beschwerde zum Disziplinar-
gericht zulässig, über die das vorsitzende Mitglied ab-
schließend entscheidet.

(4) Beistände und Bevollmächtigte sind verpflichtet,
über Kenntnisse, die sie bei Wahrnehmung dieser Tä-
tigkeit erlangen, Verschwiegenheit zu bewahren.

§ 28
Pflicht zur Durchführung von Ermittlungen,

Ausnahmen
(1) Zur Aufklärung des Sachverhalts sind die erfor-
derlichen Ermittlungen durchzuführen. Dabei sind die
belastenden, die entlastenden und die Umstände zu
ermitteln, die für die Bemessung einer Disziplinar-
maßnahme bedeutsam sind.

(2) Von Ermittlungen ist abzusehen, soweit der Sach-
verhalt auf Grund der tatsächlichen Feststellungen ei-
nes rechtskräftigen Urteils in einem staatlichen Straf-
oder Bußgeldverfahren oder in einem verwaltungsge-
richtlichen Verfahren, durch das über den Verlust der
Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst
entschieden worden ist, feststeht. Von Ermittlungen
kann auch abgesehen werden, soweit der Sachverhalt
auf Grund eines anderen gesetzlich geordneten Ver-
fahrens oder auf sonstige Weise aufgeklärt ist.
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§ 29
Zusammentreffen von Disziplinarverfahren

mit staatlichen Strafverfahren oder
anderen Verfahren, Aussetzung

(1) Ist gegen die beschuldigte Person wegen des Sach-
verhalts, der dem Disziplinarverfahren zugrunde liegt,
das Ermittlungsverfahren einer staatlichen Strafver-
folgungsbehörde eröffnet oder die öffentliche Klage
im staatlichen Strafverfahren erhoben worden, kann
das Disziplinarverfahren ausgesetzt werden. Das Dis-
ziplinarverfahren kann auch ausgesetzt werden, wenn
in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren
über eine Frage zu entscheiden ist, deren Beurteilung
für die Entscheidung im Disziplinarverfahren von we-
sentlicher Bedeutung ist.
(2) Ein ausgesetztes Disziplinarverfahren kann jeder-
zeit von Amts wegen fortgesetzt werden.

§ 30
Bindung an tatsächliche Feststellungen

aus staatlichen Strafverfahren
oder anderen Verfahren

(1) Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräf-
tigen Urteils im staatlichen Straf- oder Bußgeldver-
fahren sind im Disziplinarverfahren, das denselben
Sachverhalt zum Gegenstand hat, bindend. Dasselbe
gilt für tatsächliche Feststellungen in verwaltungsge-
richtlichen Verfahren, in denen über den Verlust der
Bezüge bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst ent-
schieden worden ist.
(2) Die in einem anderen gesetzlich geordneten Ver-
fahren getroffenen tatsächlichen Feststellungen sind
nicht bindend, können aber der Entscheidung im Dis-
ziplinarverfahren ohne nochmalige Prüfung zugrunde
gelegt werden.

§ 31
Beweiserhebung

(1) Die erforderlichen Beweise sind zu erheben. Hier-
bei können insbesondere
1. schriftliche dienstliche Auskünfte eingeholt wer-

den,
2. Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige vernom-

men oder ihre schriftliche Äußerung eingeholt
werden,

3. Urkunden und Akten beigezogen werden sowie
4. der Augenschein eingenommen werden.
(2) Niederschriften oder Aufzeichnungen über Aussa-
gen von Personen, die schon in einem anderen gesetz-
lich geordneten Verfahren vernommen worden sind,
sowie Niederschriften über einen richterlichen Au-
genschein können ohne erneute Beweiserhebung ver-
wertet werden.
(3) Über einen Beweisantrag der beschuldigten Person
ist nach pflichtgemäßem Ermessen gemäß seiner Be-
deutung für die Tat- oder Schuldfrage oder für die Be-
messung der Art und Höhe einer Disziplinarmaßnah-
me zu entscheiden. Er kann insbesondere abgelehnt

werden, wenn ein Ablehnungsgrund nach den Bestim-
mungen der Strafprozessordnung vorliegt.

(4) Beteiligte und befragte Personen sind vor einer
Vernehmung darauf hinzuweisen, dass die Nieder-
schriften oder Aufzeichnungen im gerichtlichen Dis-
ziplinarverfahren verwertet werden können.

(5) Der beschuldigten Person und ihrer beistehenden
oder bevollmächtigten Person ist Gelegenheit zu ge-
ben, an der Vernehmung von Zeuginnen, Zeugen und
Sachverständigen sowie an der Einnahme des Au-
genscheins teilzunehmen und hierbei sachdienliche
Fragen zu stellen. Zur Wahrung schutzwürdiger In-
teressen von Zeuginnen und Zeugen oder zur Siche-
rung des Untersuchungszwecks kann die beschuldigte
Person für die Dauer der Vernehmung von der Teil-
nahme an der Vernehmung ausgeschlossen oder die
Vernehmung an einem anderen Ort angeordnet wer-
den. Die Entscheidung ist unanfechtbar. Der ausge-
schlossenen beschuldigten Person ist das Ergebnis der
Vernehmung mitzuteilen. Die Vernehmung an einem
anderen Ort wird den übrigen an der Vernehmung Be-
teiligten zeitgleich in Bild und Ton übertragen. Ihr
Recht, Fragen zu stellen, bleibt unberührt. Eine bei-
stehende oder bevollmächtigte Person kann nur aus
zwingenden Gründen, insbesondere wegen ungebühr-
lichen Verhaltens, ausgeschlossen werden.

(6) Ein schriftliches Gutachten ist der beschuldigten
Person und ihrer beistehenden oder bevollmächtigten
Person zugänglich zu machen, soweit nicht zwingende
Gründe dem entgegenstehen.

(7) Mit Rücksicht auf die zu erwartende Bedeutung
einer Aussage kann die disziplinaraufsichtführende
Stelle die zuständige Disziplinarkammer um die Ver-
nehmung einer Zeugin, eines Zeugen oder von Sach-
verständigen ersuchen. Die Vernehmung kann durch
das vorsitzende Mitglied als Einzelrichterin oder Ein-
zelrichter erfolgen.

§ 32
Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige

(1) Zeuginnen und Zeugen sind zur Aussage und Sach-
verständige zur Erstattung von Gutachten verpflichtet.
Die Bestimmungen der Strafprozessordnung über
Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige, insbeson-
dere über Zeugnisverweigerungsrechte, gelten ent-
sprechend.

(2) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner be-
rechtigt

1. Personen, die einen bestimmten kirchlichen Seel-
sorgeauftrag erhalten haben, über das, was ihnen
in der Eigenschaft als Seelsorgerin oder Seelsorger
anvertraut worden oder bekannt geworden ist,

2. Beraterinnen und Berater in einer Stelle für beson-
dere Beratungsaufgaben, die von einer Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen
Rechts anerkannt ist, über das, was ihnen in der
Eigenschaft als Beraterin oder Berater anvertraut
worden oder bekannt geworden ist,
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3. Zeugenbeistände, Beistände und Bevollmächtigte
nach diesem Kirchengesetz über das, was ihnen in
dieser Eigenschaft anvertraut worden oder bekannt
geworden ist.

(3) Den in Absatz 2 Genannten stehen ihre Gehilfin-
nen und Gehilfen und die Personen gleich, die zur
Vorbereitung auf den Beruf an der berufsmäßigen Tä-
tigkeit teilnehmen. Über die Ausübung des Rechts
dieser Hilfspersonen, das Zeugnis zu verweigern, ent-
scheiden die in Absatz 2 Genannten, es sei denn, dass
diese Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbeige-
führt werden kann.

(4) Die in den Absätzen 2 und 3 Genannten dürfen das
Zeugnis nicht verweigern, wenn sie von der Verpflich-
tung zur Verschwiegenheit entbunden sind. Die Be-
stimmungen der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse über das Beicht- und Seelsorgegeheim-
nis bleiben unberührt.

(5) Die in den Absätzen 2 und 3 bezeichneten Personen
sind vor jeder Vernehmung über ihr Recht zur Ver-
weigerung des Zeugnisses zu belehren.

§ 33
Zeugenbeistand, Auskunft an Betroffene

(1) Zeuginnen und Zeugen können sich bei ihrer Ver-
nehmung von einem Zeugenbeistand begleiten lassen.
Der Zeugenbeistand kann für sie Fragen beanstanden
oder gemäß § 31 Absatz 5 den Ausschluss einer Person
beantragen.

(2) Der Zeugenbeistand ist verpflichtet, über die
Kenntnisse, die er bei Wahrnehmung seiner Tätigkeit
als Zeugenbeistand erlangt, Verschwiegenheit zu be-
wahren.

(3) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann den
von einer Amtspflichtverletzung betroffenen Perso-
nen und kirchlichen Dienststellen auf Antrag Aus-
kunft über den Stand und das Ergebnis eines Dis-
ziplinarverfahrens geben, soweit dies ohne Gefähr-
dung des Ermittlungszwecks möglich ist und schutz-
würdige Interessen der beschuldigten Person nicht
entgegenstehen.

§ 34
Herausgabe von Unterlagen

Die beschuldigte Person hat Schriftstücke, Zeichnun-
gen, bildliche Darstellungen und Aufzeichnungen ein-
schließlich technischer Aufzeichnungen, die einen
dienstlichen Bezug aufweisen, auf Verlangen für das
Disziplinarverfahren zur Verfügung zu stellen. Die
Disziplinarkammer kann auf Antrag der disziplinar-
aufsichtführenden Stelle die Herausgabe durch Be-
schluss anordnen und zur Durchsetzung der Heraus-
gabe ein Zwangsgeld zugunsten des Dienstherrn fest-
setzen. Der Beschluss ist unanfechtbar. Der Dienstherr
kann das festgesetzte Zwangsgeld durch Aufrechnung
von den Bezügen einbehalten.

§ 35
Protokoll

(1) Bei allen Anhörungen und Beweiserhebungen ist
eine Niederschrift anzufertigen, die alle rechtserheb-
lichen Tatsachen enthalten muss.

(2) Die Niederschrift kann entweder durch Wortpro-
tokoll oder unmittelbare Aufnahme sowie vorläufig
durch eine Tonbandaufnahme erstellt werden. Ein
Wortprotokoll ist von den beteiligten Personen gegen-
zuzeichnen. Ein Diktat ist den beteiligten Personen
vorzulesen; eine Tonbandaufnahme ist ihnen vorzu-
spielen. Die beteiligten Personen können darauf ver-
zichten. Eine vorläufige Tonbandaufnahme ist unver-
züglich in eine Niederschrift zu übertragen; dazu kann
eine Hilfsperson herangezogen werden.

(3) Bei der Einholung von dienstlichen Auskünften
sowie der Beiziehung von Urkunden und Akten ge-
nügt die Aufnahme eines Aktenvermerks.

§ 36
Innerdienstliche Informationen

(1) Die Vorlage von Personalakten und anderen Be-
hördenunterlagen mit personenbezogenen Daten so-
wie die Erteilung von Auskünften aus diesen Akten
und Unterlagen an die mit Disziplinarvorgängen be-
fassten Stellen und die Verarbeitung oder Nutzung der
so erhobenen personenbezogenen Daten im Diszipli-
narverfahren sind, soweit nicht andere Rechtsvor-
schriften dem entgegenstehen, auch gegen den Willen
der beschuldigten Person oder anderer Betroffener zu-
lässig, wenn und soweit die Durchführung des Dis-
ziplinarverfahrens dies erfordert und überwiegende
Belange der beschuldigten Person, anderer Betroffe-
ner oder der ersuchten Stellen nicht entgegenstehen.

(2) Zwischen den Dienststellen eines oder verschiede-
ner Dienstherren sowie zwischen den Teilen einer
Dienststelle sind Mitteilungen über Disziplinarverfah-
ren, über Tatsachen aus Disziplinarverfahren und über
Entscheidungen der Disziplinarorgane sowie die Vor-
lage hierüber geführter Akten zulässig, wenn und so-
weit dies zur Durchführung des Disziplinarverfahrens,
im Hinblick auf die künftige Übertragung von Aufga-
ben oder Ämtern an die beschuldigte Person oder im
Einzelfall aus besonderen dienstlichen Gründen erfor-
derlich ist. Die Belange der beschuldigten Person oder
anderer Betroffener sind zu berücksichtigen.

§ 37
Abschließende Anhörung

Nach der Beendigung der Ermittlungen ist der be-
schuldigten Person Gelegenheit zu geben, sich ab-
schließend zu äußern; § 26 Absatz 3 gilt entsprechend.
Die Anhörung kann unterbleiben, wenn das Diszipli-
narverfahren nach § 38 Absatz 2 Nr. 2 oder 3 einge-
stellt werden soll. Einleitende und abschließende An-
hörung können zusammenfallen, wenn keine neuen
Ermittlungen in der Sache stattgefunden haben.
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Kapitel 3
Abschlussentscheidung

§ 38
Einstellungsverfügung

(1) Das Disziplinarverfahren wird eingestellt, wenn

1. eine Amtspflichtverletzung nicht erwiesen ist,
2. eine Amtspflichtverletzung zwar erwiesen ist, eine

Disziplinarmaßnahme jedoch nicht angezeigt er-
scheint,

3. nach den §§ 21 oder 22 eine Disziplinarmaßnahme
nicht ausgesprochen werden darf oder

4. das Disziplinarverfahren oder eine Disziplinar-
maßnahme aus sonstigen Gründen unzulässig ist.

Die Einstellungsverfügung ist zu begründen und zu-
zustellen.

(2) Das Disziplinarverfahren ist ferner eingestellt,
wenn

1. die beschuldigte Person stirbt,
2. das Dienstverhältnis der beschuldigten Person en-

det oder
3. eine ordinierte Person die Rechte aus der Ordina-

tion aus einem anderem Grund dauerhaft verliert.

§ 39
Einstellung gegen Auflagen oder Weisungen,

Spruchverfahren

(1) Mit Zustimmung der beschuldigten Person kann
die disziplinaraufsichtführende Stelle das Disziplinar-
verfahren vorläufig einstellen und der beschuldigten
Person Auflagen oder Weisungen erteilen, die der
Schwere der Amtspflichtverletzung, dem Persönlich-
keitsbild und dem bisherigen dienstlichen und außer-
dienstlichen Verhalten entsprechen und geeignet sind,
die Zwecke eines kirchlichen Disziplinarverfahrens
ohne Verhängung einer Disziplinarmaßnahme zu er-
reichen.

(2) Zur Erfüllung der Auflagen oder Weisungen ist ei-
ne angemessene Frist zu setzen, die höchstens sechs
Monate betragen soll. Werden die Auflagen nicht er-
füllt, so werden Leistungen, die zu ihrer Erfüllung er-
bracht wurden, nicht erstattet.

(3) Bei Erfüllung der Auflagen oder Weisungen stellt
die disziplinaraufsichtführende Stelle das Disziplinar-
verfahren endgültig ein. § 38 Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Die Amtspflichtverletzung kann dann
nicht mehr Gegenstand eines neuen Disziplinarver-
fahrens sein.

(4) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können bestimmen, dass über die Ein-
stellung gegen Auflagen durch ein unabhängiges Gre-
mium in einem Spruchverfahren entschieden wird, in
dem auch ein Rat oder eine Empfehlung ausgespro-
chen werden können.

§ 40
Disziplinarverfügung

(1) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann durch
Disziplinarverfügung einen Verweis erteilen, eine
Geldbuße auferlegen oder eine Kürzung der Bezüge
vornehmen.
(2) Die Disziplinarverfügung ist zu begründen und zu-
zustellen.
(3) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die
von ihr erlassene Disziplinarverfügung oder eine Ne-
benmaßnahme jederzeit aufheben und die Sache neu
entscheiden. Eine Verschärfung der Disziplinarmaß-
nahme nach Art und Höhe oder die Erhebung der Dis-
ziplinarklage ist nur zulässig, wenn nach Erlass der
Disziplinarverfügung wegen desselben Sachverhalts
ein rechtskräftiges Urteil auf Grund von tatsächlichen
Feststellungen ergeht, die von den der Disziplinarver-
fügung zugrunde liegenden tatsächlichen Feststellun-
gen abweichen.

§ 41
Erhebung der Disziplinarklage

Die Disziplinarmaßnahmen Zurückstufung, Amtsent-
hebung zur Versetzung auf eine andere Stelle, Amts-
enthebung unter Versetzung in den Wartestand, Amts-
enthebung unter Versetzung in den Ruhestand, Entzug
der Rechte aus der Ordination und Entfernung aus dem
Dienst können nur durch das Disziplinargericht ver-
hängt werden. Sie setzen eine Disziplinarklage der
disziplinaraufsichtführenden Stelle voraus.

§ 42
Verfahren bei nachträglicher Entscheidung
im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren

(1) Ergeht nach dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der
Disziplinarverfügung in einem staatlichen Straf- oder
Bußgeldverfahren, das wegen desselben Sachverhalts
eingeleitet worden ist, unanfechtbar eine Entschei-
dung, nach der gemäß § 21 die Disziplinarmaßnahme
nicht zulässig wäre, ist auf Antrag der Person, gegen
die sich die Disziplinarverfügung gerichtet hat, die
Disziplinarverfügung aufzuheben und das Diszipli-
narverfahren einzustellen.
(2) Die Antragsfrist beträgt drei Monate. Sie beginnt
mit dem Tag, an dem die Person, gegen die sich die
Disziplinarverfügung gerichtet hat, von der in Ab-
satz 1 bezeichneten Entscheidung Kenntnis erhalten
hat.

§ 43
Kostentragungspflicht

(1) Der Person, gegen die eine Disziplinarmaßnahme
verhängt wird, können die entstandenen Auslagen auf-
erlegt werden. Bildet die zur Last gelegte Amtspflicht-
verletzung nur zum Teil die Grundlage für die Dis-
ziplinarverfügung werden die Auslagen in verhältnis-
mäßigem Umfang auferlegt; dasselbe gilt, wenn durch
Ermittlungen besondere Kosten entstanden sind, de-
ren Ergebnis zugunsten der Person, gegen die sich das
Disziplinarverfahren gerichtet hat, ausgefallen ist.
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(2) Wird das Disziplinarverfahren eingestellt, trägt der
Dienstherr die entstandenen Auslagen. Erfolgt die
Einstellung trotz Vorliegens einer Amtspflichtverlet-
zung, können die Auslagen der Person, gegen die sich
das Disziplinarverfahren gerichtet hat, ganz oder teil-
weise auferlegt werden.
(3) Bei einem Antrag nach § 42 gilt im Falle der Ab-
lehnung des Antrags Absatz 1 und im Falle seiner
Stattgabe Absatz 2 entsprechend.
(4) Soweit der Dienstherr die entstandenen Auslagen
trägt, hat er der Person, gegen die sich das Diszipli-
narverfahren gerichtet hat, auch die Aufwendungen zu
erstatten, die zu ihrer zweckentsprechenden Rechts-
verfolgung notwendig waren. Hat sich die Person ei-
ner bevollmächtigten Person bedient, sind auch deren
Gebühren und Auslagen erstattungsfähig. Aufwen-
dungen, die durch das Verschulden der Person, gegen
die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, ent-
standen sind, hat diese selbst zu tragen; das Verschul-
den einer Vertreterin oder eines Vertreters ist ihr zu-
zurechnen.
(5) Das behördliche Disziplinarverfahren ist gebüh-
renfrei. Auslagen werden, vorbehaltlich abweichender
Bestimmungen der Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse, nach den Bestimmungen des
Verwaltungskostengesetzes des Bundes erhoben.
(6) Die Kosten, die der Person, gegen die sich das Dis-
ziplinarverfahren gerichtet hat, auferlegt sind, können
durch Aufrechnung von ihren Bezügen einbehalten
werden.

Kapitel 4
Vorläufige Dienstenthebung und

Einbehaltung von Bezügen
§ 44

Zulässigkeit
(1) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die
beschuldigte Person gleichzeitig mit oder nach der
Einleitung des Disziplinarverfahrens vorläufig des
Dienstes entheben, wenn im Disziplinarverfahren vo-
raussichtlich auf Entfernung aus dem Dienst erkannt
werden wird oder wenn im Falle des Vorbereitungs-
dienstes oder eines Dienstverhältnisses auf Probe oder
auf Widerruf voraussichtlich eine Entlassung erfolgen
wird. Sie kann die beschuldigte Person außerdem vor-
läufig ganz oder zum Teil des Dienstes entheben,
wenn ihr Verbleiben im Dienst geeignet ist, die Glaub-
würdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftra-
ges, das Ansehen der Kirche, den Dienstbetrieb oder
die Ermittlungen wesentlich zu beeinträchtigen; sie
kann ihr insbesondere ganz oder teilweise
1. die öffentliche Wortverkündigung und Sakra-

mentsverwaltung sowie die Vornahme von Amts-
handlungen untersagen,

2. vorbehaltlich entgegenstehender Bestimmungen
der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse

a) den Vorsitz und die Geschäftsführung im Kir-
chenvorstand sowie die Geschäftsführung des
Pfarramts entziehen,

b) die Wahrnehmung von Mitgliedschaften in
kirchlichen Organen und Leitungsgremien
solcher Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen untersagen, die der Aufsicht der obers-
ten kirchlichen Verwaltungsbehörde unterste-
hen, und

c) die Verwaltung fremder Gelder verbieten.
(2) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann
gleichzeitig mit oder nach der vorläufigen Dienstent-
hebung anordnen, dass der beschuldigten Person bis
zu 50 vom Hundert der monatlichen Bezüge einbe-
halten werden, wenn im Disziplinarverfahren voraus-
sichtlich auf Entfernung aus dem Dienst erkannt wer-
den wird oder im Falle des Vorbereitungsdienstes oder
eines Dienstverhältnisses auf Probe oder auf Widerruf
voraussichtlich eine Entlassung erfolgen wird. In den
übrigen Fällen der vorläufigen Dienstenthebung kön-
nen die Bezüge bis auf den Betrag des Wartegeldes
herabgesetzt werden, das zustehen würde, wenn die
beschuldigte Person zum Zeitpunkt der vorläufigen
Dienstenthebung in den Wartestand versetzt worden
wäre.
(3) Richtet sich das Disziplinarverfahren gegen eine
Person im Ruhestand oder Wartestand, kann die dis-
ziplinaraufsichtführende Stelle gleichzeitig mit oder
nach der Einleitung des Disziplinarverfahrens anord-
nen, dass bis zu 30 vom Hundert der Bezüge einbe-
halten werden, wenn voraussichtlich auf Entfernung
aus dem Dienst erkannt werden wird.
(4) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die
vorläufige Dienstenthebung sowie die Einbehaltung
von Bezügen jederzeit ganz oder teilweise aufheben.
(5) Die Anfechtungsklage gegen die Anordnung der
vorläufigen Dienstenthebung hat keine aufschiebende
Wirkung.

§ 45
Rechtswirkungen

(1) Die vorläufige Dienstenthebung wird mit der Zu-
stellung, die Einbehaltung von Bezügen mit dem auf
die Zustellung folgenden Fälligkeitstag wirksam und
vollziehbar. Sie erstrecken sich auf alle Ämter, die die
vorläufig dienstenthobene Person innehat.
(2) Für die Dauer der vorläufigen Dienstenthebung ru-
hen die im Zusammenhang mit dem Amt entstandenen
Ansprüche auf Aufwandsentschädigung.
(3) Im Falle einer vorläufigen Dienstenthebung wäh-
rend eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst dau-
ert der durch das Fernbleiben begründete Verlust der
Bezüge fort. Er endet mit dem Zeitpunkt, zu dem die
dienstenthobene Person ihren Dienst aufgenommen
hätte, wenn sie hieran nicht durch die vorläufige
Dienstenthebung gehindert worden wäre. Der Zeit-
punkt ist von der disziplinaraufsichtführenden Stelle
festzustellen und der dienstenthobenen Person mitzu-
teilen.
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(4) Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehal-
tung von Bezügen enden mit dem rechtskräftigen Ab-
schluss des Disziplinarverfahrens.

§ 46
Verfall und Nachzahlung
der einbehaltenen Beträge

(1) Die nach § 44 Absatz 2 und 3 einbehaltenen Be-
züge verfallen, wenn
1. im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem

Dienst erkannt worden oder im Falle des Vorbe-
reitungsdienstes oder eines Dienstverhältnisses auf
Probe oder auf Widerruf eine Entlassung erfolgt
ist,

2. in einem wegen desselben Sachverhalts eingelei-
teten staatlichen Strafverfahren eine Strafe ver-
hängt worden ist, die die Entlassung aus dem
Dienstverhältnis zur Folge hat,

3. das Disziplinarverfahren auf Grund des § 38 Ab-
satz 1 Nr. 3 eingestellt worden ist und ein neues
Disziplinarverfahren, das innerhalb von drei Mo-
naten nach der Einstellung wegen desselben Sach-
verhalts eingeleitet worden ist, zur Entfernung aus
dem Dienst geführt hat oder

4. das Disziplinarverfahren aus den Gründen des § 38
Absatz 2 Nr. 2 oder 3 eingestellt worden ist und die
disziplinaraufsichtführende Stelle festgestellt hat,
dass die Entfernung aus dem Dienst gerechtfertigt
gewesen wäre.

(2) Wird das Disziplinarverfahren auf andere Weise
als in den Fällen des Absatzes 1 unanfechtbar abge-
schlossen, sind die nach § 44 Absatz 2 und 3 einbe-
haltenen Bezüge nachzuzahlen. Auf die nachzuzah-
lenden Bezüge können Einkünfte aus genehmigungs-
pflichtigen Nebentätigkeiten angerechnet werden, die
aus Anlass der vorläufigen Dienstenthebung ausgeübt
wurden, wenn eine Disziplinarmaßnahme verhängt
worden ist oder die disziplinaraufsichtführende Stelle
feststellt, dass eine Amtspflichtverletzung erwiesen
ist. Die dienstenthobene Person ist verpflichtet, über
die Höhe solcher Einkünfte Auskunft zu geben.

Teil 4
Gerichtliches Disziplinarverfahren

Kapitel 1
Disziplinargerichtsbarkeit

§ 47
Disziplinargerichte

(1) Disziplinargerichte des ersten Rechtszuges sind
die Disziplinarkammern. Die Disziplinarkammer der
Evangelischen Kirche in Deutschland wird bei dem
Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land gebildet. Die Gliedkirchen und die gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse bilden eigene oder gemein-
same Disziplinarkammern, sofern sie nicht die Zu-
ständigkeit der Disziplinarkammer der Evangelischen
Kirche in Deutschland bestimmen.
(2) Das Disziplinargericht für den Berufungsrechts-
zug ist für alle Disziplinarkammern der Disziplinarhof

der Evangelischen Kirche in Deutschland. Der Rat der
Evangelischen Kirche in Deutschland errichtet die er-
forderliche Zahl an Senaten und beschließt unter Be-
rücksichtigung der Stellungnahmen der Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse, inwieweit
sich die Zuständigkeit der Senate am Bekenntnis
der beschuldigten Person orientiert. Die Aufgaben
des Disziplinarhofes der Evangelischen Kirche in
Deutschland nimmt der Kirchengerichtshof der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland wahr.

§ 48
Zuständigkeit

Örtlich zuständig ist auch im Falle eines zwischen-
zeitlichen Dienstherrnwechsels die Disziplinarkam-
mer der disziplinaraufsichtführenden Stelle, die das
Disziplinarverfahren eingeleitet hat.

§ 49
Geschäftsstellen

(1) Bei den Disziplinargerichten werden Geschäfts-
stellen gebildet, zu deren Aufgaben auch die Proto-
kollführung gehört. Das Nähere regeln die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich.
(2) Die mit der Protokollführung beauftragte Person
wird vor Beginn ihrer Tätigkeit durch das vorsitzende
Mitglied wie folgt verpflichtet: „Ich gelobe vor Gott,
das mir anvertraute Amt treu, unparteiisch und gewis-
senhaft zu erfüllen und Verschwiegenheit über alles
zu wahren, was mir in ihm bekannt geworden ist.“

§ 50
Berufung der Mitglieder
der Disziplinargerichte

(1) Die Mitglieder der Disziplinargerichte müssen ei-
ner Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land angehören und zu kirchlichen Ämtern wählbar
sein. Zu Mitgliedern der Disziplinargerichte können
nur Personen berufen werden, die bei Beginn der
Amtszeit das 66. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben. Ihre Tätigkeit ist ein kirchliches Ehrenamt. Bei
der Berufung der Mitglieder sollen Frauen und Män-
ner in gleicher Weise berücksichtigt werden.
(2) Für die Mitglieder der Disziplinargerichte sind
mindestens je ein erstes und ein zweites stellvertre-
tendes Mitglied zu berufen. Ist das vorsitzende Mit-
glied in einem laufenden Verfahren verhindert, wird
es von dem beisitzenden rechtskundigen Mitglied ver-
treten. Dieses wird durch sein stellvertretendes Mit-
glied nach Satz 1 vertreten.
(3) Die Mitglieder der Disziplinarkammer der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland werden vom Rat der
Evangelischen Kirche in Deutschland berufen. Das
Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse regelt die Berufung der Mitglieder ihrer
Disziplinarkammern.
(4) Die Mitglieder des Disziplinarhofes der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland werden vom Rat der
Evangelischen Kirche in Deutschland unter Berück-
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sichtigung von Vorschlagslisten der Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse berufen, in de-
nen das Bekenntnis der Vorgeschlagenen angegeben
ist.

§ 51
Verpflichtung der Mitglieder

der Disziplinargerichte
(1) Die Mitglieder sind an Schrift und Bekenntnis so-
wie an das in der Kirche geltende Recht gebunden. In
diesem Rahmen üben sie ihr Amt unparteiisch und in
richterlicher Unabhängigkeit aus. Sie haben über den
ihnen bekannt gewordenen Inhalt der anhängigen Ver-
fahren auch nach Beendigung ihres Amtes zu schwei-
gen.
(2) Vor Beginn ihrer Tätigkeit werden die Mitglieder
der Disziplinargerichte durch die Stellen, die sie be-
rufen haben, wie folgt verpflichtet:
„Ich gelobe vor Gott, mein Amt in Bindung an die
Heilige Schrift und das Bekenntnis meiner Kirche und
getreu dem in der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, in den Gliedkirchen und in den gliedkirchlichen
Zusammenschlüssen geltenden Recht auszuüben,
nach bestem Wissen und Gewissen ohne Ansehen der
Person zu urteilen und Verschwiegenheit über alles zu
wahren, was mir in meinem Amt bekannt geworden
ist.“

§ 52
Amtszeit, Beendigung und Ruhen des Amtes

eines Mitglieds des Disziplinargerichts
(1) Die Amtszeit des Disziplinargerichts beträgt sechs
Jahre. Die Mitglieder des Disziplinargerichts können
nach Ablauf der Amtszeit wiederberufen werden. So-
lange eine Neuberufung nicht erfolgt ist, bleiben die
bisherigen Mitglieder im Amt.
(2) Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit aus,
erfolgt eine Nachberufung bis zum Ablauf der regel-
mäßigen Amtszeit.
(3) Ein Mitglied kann jederzeit sein Amt niederlegen.
Das Amt endet mit Zugang der schriftlichen Mittei-
lung bei dem Organ, das das Mitglied nach § 50 be-
rufen hat.
(4) Das Amt eines Mitglieds ist von der Stelle, die das
Mitglied berufen hat, für beendet zu erklären, wenn
1. die rechtlichen Voraussetzungen der Berufung

weggefallen sind,
2. es infolge gesundheitlicher Beeinträchtigungen

oder infolge Verlegung seines ständigen Wohnsit-
zes in das Ausland zur Ausübung seines Amtes
nicht mehr in der Lage ist,

3. es seine Pflichten gröblich verletzt hat,
4. das Ergebnis eines straf-, disziplinar- oder berufs-

gerichtlichen Verfahrens eine weitere Ausübung
des Amtes nicht mehr zulässt.

(5) Die Stelle, die das Mitglied berufen hat, kann bis
zu ihrer Entscheidung nach Absatz 4 das vorläufige
Ruhen des Amtes anordnen. Die Entscheidung ist un-
anfechtbar.

(6) Vor den Entscheidungen nach den Absätzen 4 und
5 ist das Mitglied zu hören.

§ 53
Ausschluss von der Ausübung des Richteramts

Ein Mitglied des Disziplinargerichts ist von der Aus-
übung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen,
wenn
1. es durch die Amtspflichtverletzung verletzt ist,
2. es gesetzliche Vertretung oder angehörige Person

im Sinne des § 41 Absatz 1 Nr. 2 bis 3 der Zivil-
prozessordnung einer durch die Amtspflichtverlet-
zung verletzten Person oder der beschuldigten Per-
son ist oder war,

3. es als Zeugin oder Zeuge gehört wurde, als sach-
verständige Person ein Gutachten erstattet hat oder
sonst in dem Disziplinarverfahren bereits tätig war,
soweit es nicht als Mitglied der Disziplinarkammer
eine Zeugenvernehmung gemäß § 31 Absatz 7
durchgeführt hat,

4. es in einem wegen desselben Sachverhalts einge-
leiteten staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren
gegen die beschuldigte Person beteiligt war,

5. es ein Leitungs- oder Aufsichtsamt gegenüber der
beschuldigten Person ausübt oder ausgeübt hat
oder mit der Bearbeitung von Personalangelegen-
heiten dieser Person befasst ist,

6. es als Mitglied einer Mitarbeiter- oder Pfarrvertre-
tung oder sonstigen Personalvertretung in dem
Disziplinarverfahren gegen die beschuldigte Per-
son mitgewirkt hat,

7. es auf der mittleren kirchlichen Ebene demselben
Pfarrkonvent wie die beschuldigte Person ange-
hört,

8. gegen das Mitglied ein straf-, disziplinar- oder be-
rufsgerichtliches Verfahren eingeleitet wurde oder
es vorläufig des Dienstes enthoben ist oder

9. es beistehende oder bevollmächtigte Person der
beschuldigten Person war.

§ 54
Besetzung der Disziplinargerichte

(1) Die Disziplinargerichte entscheiden in der Beset-
zung mit einem rechtskundigen vorsitzenden Mit-
glied, einem beisitzenden rechtskundigen und einem
beisitzenden ordinierten Mitglied, wenn nicht das vor-
sitzende Mitglied als Einzelrichterin oder Einzelrich-
ter entscheidet. An Beschlüssen außerhalb der münd-
lichen Verhandlung und an Gerichtsbescheiden wir-
ken die beisitzenden Mitglieder nicht mit. Das Recht
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse kann eine Besetzung mit einem rechtskundi-
gen vorsitzenden, zwei ordinierten beisitzenden und
zwei nichtordinierten beisitzenden Mitgliedern, davon
mindestens einem rechtskundigen Mitglied, vorsehen.
In Verfahren vor dem Disziplinarhof sollen die Mit-
glieder jeweils demselben Bekenntnis angehören wie
die beschuldigte Person, sofern der Disziplinarhof in
mehrere Senate gegliedert ist, die sich am Bekenntnis
der beschuldigten Person orientieren.

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 12 vom 30. Dezember 2009   315



(2) In Verfahren gegen nicht ordinierte Personen tritt
an die Stelle des ordinierten beisitzenden Mitglieds ein
beisitzendes Mitglied aus der Laufbahngruppe der be-
schuldigten Person. Bei einer Besetzung nach Ab-
satz 1 Satz 3 treten an die Stelle der ordinierten bei-
sitzenden Mitglieder zwei beisitzende Mitglieder.

(3) Für die Übertragung des Rechtsstreits auf die
Einzelrichterin oder den Einzelrichter gilt § 6 der
Verwaltungsgerichtsordnung. In dem Verfahren der
Disziplinarklage, der Anfechtungsklage gegen eine
Disziplinarverfügung und im Verfahren vor dem Dis-
ziplinarhof ist eine Übertragung auf das vorsitzende
Mitglied als Einzelrichterin oder Einzelrichter ausge-
schlossen.

(4) Das vorsitzende Mitglied der Disziplinarkammer
entscheidet, wenn die Entscheidung im vorbereiten-
den Verfahren ergeht,
1. bei Zurücknahme der Klage, des Antrags oder ei-

nes Rechtsmittels,
2. bei Erledigung des gerichtlichen Disziplinarver-

fahrens in der Hauptsache und
3. über die Kosten.
Ist ein Mitglied der Disziplinarkammer mit der Be-
richterstattung beauftragt, entscheidet dieses anstelle
des vorsitzenden Mitglieds.

(5) Rechtskundige Mitglieder sind, vorbehaltlich ab-
weichender Bestimmungen der Gliedkirchen und der
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse, Personen mit
Befähigung zum Richteramt nach dem deutschen
Richtergesetz.

Kapitel 2
Disziplinarverfahren vor dem Disziplinargericht

Abschnitt 1
Klageverfahren

§ 55
Disziplinarklage

(1) Die Disziplinarklage ist schriftlich zu erheben. Die
Klageschrift muss den persönlichen und beruflichen
Werdegang und das Bekenntnis der Person, gegen die
sich das Disziplinarverfahren richtet, den bisherigen
Gang des Disziplinarverfahrens, die Tatsachen, in de-
nen eine Amtspflichtverletzung gesehen wird, und die
anderen Tatsachen und Beweismittel, die für die Ent-
scheidung bedeutsam sind, geordnet darstellen. Lie-
gen die Voraussetzungen des § 30 Absatz 1 vor, kann
wegen der Tatsachen, in denen eine Amtspflichtver-
letzung gesehen wird, auf die bindenden Feststellun-
gen der ihnen zugrunde liegenden Urteile verwiesen
werden.
(2) Die Disziplinarklage muss den Antrag enthalten,
den die disziplinaraufsichtführende Stelle in der
mündlichen Verhandlung zu stellen beabsichtigt. Die
Disziplinarkammer ist an diesen Antrag nicht gebun-
den.

§ 56
Nachtragsdisziplinarklage

(1) Neue Handlungen, die nicht Gegenstand einer an-
hängigen Disziplinarklage sind, können nur durch Er-
hebung einer Nachtragsdisziplinarklage in das Diszi-
plinarverfahren einbezogen werden.

(2) Hält die disziplinaraufsichtführende Stelle die Ein-
beziehung neuer Handlungen für angezeigt, teilt sie
dies dem Disziplinargericht unter Angabe der konkre-
ten Anhaltspunkte mit, die den Verdacht einer Amts-
pflichtverletzung rechtfertigen. Das Disziplinarge-
richt setzt das Disziplinarverfahren vorbehaltlich des
Absatzes 3 aus und bestimmt eine Frist, bis zu der die
Nachtragsdisziplinarklage erhoben werden kann. Die
Frist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten An-
trag der disziplinaraufsichtführenden Stelle verlängert
werden, wenn sie diese aus Gründen, die sie nicht zu
vertreten hat, voraussichtlich nicht einhalten kann. Die
Fristsetzung und ihre Verlängerung erfolgen durch
Beschluss. Der Beschluss ist unanfechtbar.

(3) Das Disziplinargericht kann von einer Aussetzung
des Disziplinarverfahrens nach Absatz 2 absehen,
wenn die neuen Handlungen für die Art und Höhe der
zu erwartenden Disziplinarmaßnahme voraussichtlich
nicht ins Gewicht fallen oder ihre Einbeziehung das
Disziplinarverfahren erheblich verzögern würde; Ab-
satz 2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. Ungeachtet einer
Fortsetzung des Disziplinarverfahrens nach Satz 1
kann wegen der neuen Handlungen bis zur Zustellung
der Ladung zur mündlichen Verhandlung oder bis zur
Zustellung eines Beschlusses nach § 63 Nachtragsdis-
ziplinarklage erhoben werden. Die neuen Handlungen
können auch Gegenstand eines neuen Disziplinarver-
fahrens sein.

(4) Wird nicht innerhalb der nach Absatz 2 bestimm-
ten Frist Nachtragsdisziplinarklage erhoben, setzt das
Disziplinargericht das Disziplinarverfahren ohne Ein-
beziehung der neuen Handlungen fort; Absatz 3
Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 57
Belehrung, Beistände und Bevollmächtigte

(1) Die beschuldigte Person wird gleichzeitig mit der
Zustellung der Disziplinarklage oder der Nachtrags-
disziplinarklage auf die Fristen des § 58 Absatz 1 und
des § 62 Absatz 2 sowie auf die Folgen der Fristver-
säumung hingewiesen. Sie wird ferner darauf hinge-
wiesen, dass vor der Disziplinarkammer als beiste-
hende oder bevollmächtigte Person auftreten kann,
wer die Voraussetzungen des § 27 Absatz 2 erfüllt und
zum sachgemäßen Vortrag und zur Begleitung der be-
schuldigten Person in der Lage ist.
(2) Der beschuldigten Person ist mit der Ladung die
Besetzung des Disziplinargerichts mit dem Hinweis
bekannt zu geben, dass die etwaige Ablehnung eines
Mitglieds des Disziplinargerichts unverzüglich zu er-
folgen hat.
(3) § 26 Absatz 2 und § 27 gelten entsprechend.
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(4) Zeuginnen und Zeugen können sich bei ihrer Ver-
nehmung von einem Zeugenbeistand begleiten lassen.
Der Zeugenbeistand kann für sie Fragen beanstanden
oder gemäß § 62 Absatz 4 den Ausschluss der be-
schuldigten Person oder die Vernehmung an einem
anderen Ort beantragen. § 33 Absatz 2 und 3 gilt ent-
sprechend.

§ 58
Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens

oder der Klageschrift
(1) Bei einer Disziplinarklage hat die beschuldigte
Person wesentliche Mängel des behördlichen Dis-
ziplinarverfahrens oder der Klageschrift innerhalb
zweier Monate nach Zustellung der Klage oder der
Nachtragsdisziplinarklage geltend zu machen.
(2) Wesentliche Mängel, die nicht oder nicht innerhalb
der Frist des Absatzes 1 geltend gemacht werden, kann
das Disziplinargericht unberücksichtigt lassen, wenn
ihre Berücksichtigung nach seiner freien Überzeu-
gung die Erledigung des Disziplinarverfahrens verzö-
gern würde und die beschuldigte Person über die Fol-
gen der Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt
nicht, wenn zwingende Gründe für die Verspätung
glaubhaft gemacht werden.
(3) Das Disziplinargericht kann der disziplinarauf-
sichtführenden Stelle zur Beseitigung eines wesentli-
chen Mangels, den die beschuldigte Person rechtzeitig
geltend gemacht hat oder dessen Berücksichtigung es
unabhängig davon für angezeigt hält, eine Frist setzen.
§ 56 Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Wird der
Mangel innerhalb der Frist nicht beseitigt, wird das
Disziplinarverfahren durch Beschluss des Disziplinar-
gerichts eingestellt.
(4) Die rechtskräftige Einstellung nach Absatz 3 steht
einem rechtskräftigen Urteil gleich.

§ 59
Beschränkung des Disziplinarverfahrens

Das Disziplinargericht kann das Disziplinarverfahren
beschränken, indem es solche Handlungen ausschei-
det, die für die Art und Höhe der zu erwartenden Dis-
ziplinarmaßnahme nicht oder voraussichtlich nicht ins
Gewicht fallen. Die ausgeschiedenen Handlungen
können nicht wieder in das Disziplinarverfahren ein-
bezogen werden, es sei denn, die Voraussetzungen für
die Beschränkung entfallen nachträglich. Werden die
ausgeschiedenen Handlungen nicht wieder einbezo-
gen, können sie nach dem unanfechtbaren Abschluss
des Disziplinarverfahrens nicht Gegenstand eines neu-
en Disziplinarverfahrens sein.

§ 60
Bindung an tatsächliche Feststellungen

aus anderen Verfahren
(1) Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräf-
tigen Urteils im staatlichen Straf- oder Bußgeldver-
fahren oder im verwaltungsgerichtlichen Verfahren,
durch das über den Verlust der Bezüge bei schuldhaf-
tem Fernbleiben vom Dienst entschieden worden ist,
sind im Disziplinarverfahren, das denselben Sachver-

halt zum Gegenstand hat, für das Disziplinargericht
bindend. Es hat jedoch die erneute Prüfung solcher
Feststellungen zu beschließen, die offenkundig un-
richtig sind.
(2) Die in einem anderen gesetzlich geordneten Ver-
fahren getroffenen tatsächlichen Feststellungen sind
nicht bindend, können aber der Entscheidung ohne er-
neute Prüfung zugrunde gelegt werden.

§ 61
Mündliche Verhandlung

(1) Die mündliche Verhandlung vor dem Disziplinar-
gericht ist nicht öffentlich. Sie soll mit einer geist-
lichen Besinnung eröffnet werden. Das vorsitzende
Mitglied kann Vertreterinnen und Vertreter kirchli-
cher Stellen, insbesondere der disziplinaraufsichtfüh-
renden Stelle, die ein berechtigtes Interesse an der
Verhandlung haben, zulassen.
(2) Dem vorsitzenden Mitglied obliegt die Aufrecht-
erhaltung der Ordnung in der Sitzung.
(3) Durch Beschluss des Disziplinargerichts können
die beschuldigte Person, Zeuginnen und Zeugen, Bei-
stände oder Bevollmächtigte, Zeugenbeistände, Sach-
verständige und bei der Verhandlung nicht beteiligte
Personen aus dem Verhandlungsraum verwiesen wer-
den, wenn sie den zur Aufrechterhaltung der Ordnung
erlassenen Weisungen nicht Folge leisten.

§ 62
Beweisaufnahme

(1) Das Disziplinargericht erhebt die erforderlichen
Beweise. Die Regelungen der § 31 Absatz 3, § 32 und
§ 33 Absatz 1 und 2 gelten entsprechend. Nieder-
schriften oder Aufzeichnungen von Beweiserhebun-
gen des behördlichen Disziplinarverfahrens können in
der mündlichen Verhandlung wiedergegeben und ver-
wertet werden, wenn die beteiligten und befragten
Personen vor der Anhörung darauf hingewiesen wur-
den, dass die Niederschriften oder Aufzeichnungen
verwertet werden können.
(2) Bei einer Disziplinarklage sind Beweisanträge von
der disziplinaraufsichtführenden Stelle in der Klage-
schrift und von der beschuldigten Person innerhalb
zweier Monate nach Zustellung der Klage oder der
Nachtragsdisziplinarklage zu stellen. Ein verspäteter
Antrag kann abgelehnt werden, wenn seine Berück-
sichtigung nach der freien Überzeugung des Diszipli-
nargerichts die Erledigung des Disziplinarverfahrens
verzögern würde und die beschuldigte Person über die
Folgen der Fristversäumung belehrt worden ist; dies
gilt nicht, wenn zwingende Gründe für die Verspätung
glaubhaft gemacht werden.
(3) Das Disziplinargericht kann eine schriftliche Be-
antwortung der Beweisfrage anordnen, wenn es dies
im Hinblick auf den Inhalt der Beweisfrage und die
Person der Zeugin oder des Zeugen für ausreichend
erachtet. Die Zeugin oder der Zeuge sind darauf hin-
zuweisen, dass sie zur Vernehmung geladen werden
können. Das Disziplinargericht ordnet die Ladung an,

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 12 vom 30. Dezember 2009   317



wenn es dies zur weiteren Klärung der Beweisfrage
für notwendig erachtet.
(4) Zur Wahrung schutzwürdiger Interessen von Zeu-
ginnen und Zeugen oder zur Sicherung des Untersu-
chungszwecks kann die beschuldigte Person für die
Dauer der Vernehmung von der Teilnahme an der
Verhandlung ausgeschlossen oder die Vernehmung an
einem anderen Ort angeordnet werden. Die Entschei-
dung ist unanfechtbar. Der ausgeschlossenen beschul-
digten Person ist das Ergebnis der Vernehmung mit-
zuteilen. Die Vernehmung an einem anderen Ort wird
den übrigen an der Verhandlung Beteiligten zeitgleich
in Bild und Ton übertragen. Ihr Recht, Fragen zu stel-
len, bleibt unberührt.
(5) Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverständige
können vereidigt werden, soweit das Recht der Glied-
kirche oder des gliedkirchlichen Zusammenschlusses
der disziplinaraufsichtführenden Stelle eine Vereidi-
gung zulässt. § 6 Absatz 3 Satz 2 findet entsprechende
Anwendung.
(6) Vor der Vernehmung werden die Zeuginnen und
Zeugen zur Wahrheit ermahnt. Wenn sie nach Ab-
satz 5 vereidigt werden können, werden sie auf die
Möglichkeit der Vereidigung hingewiesen und über
die strafrechtlichen Folgen einer unrichtigen oder un-
vollständigen Aussage belehrt.

§ 63
Entscheidung durch Beschluss

(1) Bei einer Disziplinarklage kann das Disziplinarge-
richt, auch nach der Eröffnung der mündlichen Ver-
handlung, mit Zustimmung der Beteiligten durch Be-
schluss
1. auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme (§ 9)

erkennen, wenn nur ein Verweis, eine Geldbuße
oder eine Kürzung der Bezüge verwirkt ist, oder

2. die Disziplinarklage abweisen.
Zur Erklärung der Zustimmung kann den Beteiligten
von dem Disziplinargericht oder dem vorsitzenden
Mitglied eine Frist gesetzt werden, nach deren Ablauf
die Zustimmung als erteilt gilt, wenn nicht widerspro-
chen wurde.
(2) Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 1 steht
einem rechtskräftigen Urteil gleich.
(3) Über Maßnahmen der disziplinaraufsichtführen-
den Stelle nach § 44 entscheidet die Disziplinarkam-
mer endgültig durch Beschluss.

§ 64
Entscheidung durch Urteil

(1) Das Disziplinargericht entscheidet über die Klage,
wenn das Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise
abgeschlossen wird, auf Grund mündlicher Verhand-
lung durch Urteil.
(2) Bei einer Disziplinarklage dürfen nur die Hand-
lungen zum Gegenstand der Urteilsfindung gemacht
werden, die der beschuldigten Person in der Klage
oder der Nachtragsdisziplinarklage als Amtspflicht-

verletzung zur Last gelegt werden. Das Disziplinar-
gericht kann in dem Urteil
1. auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme (§ 9)

und Nebenmaßnahmen erkennen oder
2. die Disziplinarklage abweisen.
(3) Bei der Klage gegen eine Disziplinarverfügung
prüft das Disziplinargericht neben der Rechtmäßigkeit
auch die Zweckmäßigkeit der angefochtenen Ent-
scheidung.

§ 65
Grenzen der erneuten Ausübung

der Disziplinarbefugnisse
(1) Soweit die disziplinaraufsichtführende Stelle die
Disziplinarklage zurückgenommen hat, können die ihr
zugrunde liegenden Handlungen nicht mehr Gegen-
stand eines Disziplinarverfahrens sein.
(2) Hat das Disziplinargericht unanfechtbar über die
Klage gegen eine Disziplinarverfügung entschieden,
ist hinsichtlich der dieser Entscheidung zugrunde lie-
genden Handlungen eine erneute Ausübung der Dis-
ziplinarbefugnisse nur wegen solcher erheblicher Tat-
sachen und Beweismittel zulässig, die keinen Eingang
in das gerichtliche Disziplinarverfahren gefunden ha-
ben.

Abschnitt 2
Besondere Verfahren

§ 66
Antrag auf gerichtliche Fristsetzung

(1) Ist ein behördliches Disziplinarverfahren nicht in-
nerhalb von zwölf Monaten seit der Einleitung durch
Einstellung oder vorläufige Einstellung gegen Aufla-
gen, durch Erlass einer Disziplinarverfügung oder
durch Erhebung der Disziplinarklage abgeschlossen
worden, kann die beschuldigte Person bei dem Diszi-
plinargericht die gerichtliche Bestimmung einer Frist
zum Abschluss des Disziplinarverfahrens beantragen.
Die Frist des Satzes 1 ist gehemmt, solange das Dis-
ziplinarverfahren nach § 29 ausgesetzt ist.
(2) Liegt ein zureichender Grund für den fehlenden
Abschluss des behördlichen Disziplinarverfahrens in-
nerhalb von zwölf Monaten nicht vor, bestimmt das
Disziplinargericht eine Frist, in der es abzuschließen
ist. Anderenfalls lehnt es den Antrag ab. § 56 Ab-
satz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.
(3) Wird das behördliche Disziplinarverfahren inner-
halb der nach Absatz 2 bestimmten Frist nicht abge-
schlossen, ist es durch Beschluss des Disziplinarge-
richts einzustellen.
(4) Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 3 steht
einem rechtskräftigen Urteil gleich.

§ 67
Antrag auf Aussetzung

der vorläufigen Dienstenthebung und
der Einbehaltung von Bezügen

(1) Die beschuldigte Person kann die Aussetzung der
vorläufigen Dienstenthebung und der Einbehaltung
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von Bezügen beim Disziplinargericht beantragen. Der
Antrag ist beim Disziplinarhof zu stellen, wenn bei
ihm in derselben Sache ein Disziplinarverfahren an-
hängig ist.
(2) Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehal-
tung von Bezügen sind auszusetzen, wenn ernstliche
Zweifel an ihrer Rechtmäßigkeit bestehen.
(3) Für die Änderung oder Aufhebung von Beschlüs-
sen über Anträge nach Absatz 1 gelten die Bestim-
mungen der Verwaltungsgerichtsordnung zur Ände-
rung und Aufhebung von Beschlüssen über Anträge
zur Anordnung der aufschiebenden Wirkung entspre-
chend.

Kapitel 3
Disziplinarverfahren vor dem Disziplinarhof

Abschnitt 1
Berufung

§ 68
Statthaftigkeit, Form und Frist der Berufung,

Vertretung
(1) Gegen das Urteil der Disziplinarkammer über eine
Disziplinarklage steht den Beteiligten die Berufung
zum Disziplinarhof zu. Die Berufung ist bei der Dis-
ziplinarkammer innerhalb eines Monats nach Zustel-
lung des vollständigen Urteils schriftlich einzulegen
und zu begründen. Die Begründungsfrist kann auf ei-
nen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag von dem vor-
sitzenden Mitglied verlängert werden. Die Begrün-
dung muss einen bestimmten Antrag sowie die im
Einzelnen anzuführenden Gründe der Anfechtung
(Berufungsgründe) enthalten. Mangelt es an einem
dieser Erfordernisse, ist die Berufung unzulässig.
(2) Im Übrigen steht den Beteiligten die Berufung ge-
gen das Urteil der Disziplinarkammer nur zu, wenn sie
von der Disziplinarkammer oder dem Disziplinarhof
zugelassen wird. Die Vorschriften der Verwaltungs-
gerichtsordnung über die Zulassung zur Berufung gel-
ten entsprechend.
(3) Vor dem Disziplinarhof müssen sich die Beteilig-
ten, soweit sie einen Antrag stellen, durch eine Person
mit Befähigung zum Richteramt oder vergleichbarer
juristischer Qualifikation vertreten lassen. Dies gilt
auch für die Einlegung der Berufung und für den An-
trag auf Zulassung der Berufung sowie für Beschwer-
den und sonstige Nebenverfahren, bei denen in der
Hauptsache Vertretungszwang besteht. § 26 Absatz 2
und § 27 Absatz 2 bis 4 gelten entsprechend.

§ 69
Berufungsverfahren

(1) Für das Berufungsverfahren gelten die Bestim-
mungen über das Disziplinarverfahren vor der Diszi-
plinarkammer entsprechend, soweit sich aus diesem
Kirchengesetz nichts anderes ergibt. Die §§ 56 und 57
Absatz 1 werden nicht angewandt. Zeuginnen und
Zeugen sowie Sachverständige können vereidigt wer-
den, soweit das Recht der Gliedkirche oder des glied-
kirchlichen Zusammenschlusses der disziplinarauf-

sichtführenden Stelle eine Vereidigung zulässt. § 6
Absatz 3 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.

(2) Wesentliche Mängel des behördlichen Disziplinar-
verfahrens, die nach § 58 Absatz 2 unberücksichtigt
bleiben durften, bleiben auch im Berufungsverfahren
unberücksichtigt.

(3) Ein Beweisantrag, der vor der Disziplinarkammer
nicht innerhalb der Frist des § 62 Absatz 2 gestellt
worden ist, kann abgelehnt werden, wenn seine Be-
rücksichtigung nach der freien Überzeugung des Dis-
ziplinarhofes die Erledigung des Disziplinarverfah-
rens verzögern würde und die beschuldigte Person im
ersten Rechtszug über die Folgen der Fristversäumung
belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn zwingende
Gründe für die Verspätung glaubhaft gemacht werden.
Beweisanträge, die die Disziplinarkammer zu Recht
abgelehnt hat, bleiben auch im Berufungsverfahren
ausgeschlossen.

(4) Die durch die Disziplinarkammer erhobenen Be-
weise können der Entscheidung ohne erneute Beweis-
aufnahme zugrunde gelegt werden.

§ 70
Mündliche Verhandlung,

Entscheidung durch Urteil

Der Disziplinarhof entscheidet über die Berufung,
wenn das Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise
abgeschlossen wird, auf Grund mündlicher Verhand-
lung durch Urteil.

Abschnitt 2
Beschwerde

§ 71
Statthaftigkeit, Form und Frist der Beschwerde

(1) Für die Statthaftigkeit, Form und Frist der Be-
schwerde gelten die Vorschriften der Verwaltungsge-
richtsordnung entsprechend.

(2) Gegen Beschlüsse der Disziplinarkammer, durch
die nach § 63 Absatz 1 über eine Disziplinarklage ent-
schieden wird, kann die Beschwerde nur auf das Feh-
len der Zustimmung der Beteiligten gestützt werden.

(3) Für das Beschwerdeverfahren gegen Beschlüsse
der Disziplinarkammer, mit denen über einen Antrag
auf Aussetzung nach § 67 entschieden wurde, gelten
die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung
über die Beschwerde gegen Beschlüsse im Verfahren
des vorläufigen Rechtsschutzes entsprechend.

§ 72
Entscheidung des Disziplinarhofes

Der Disziplinarhof entscheidet über die Beschwerde
durch Beschluss.
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Kapitel 4
Wiederaufnahme des gerichtlichen

Disziplinarverfahrens

§ 73
Wiederaufnahmegründe

(1) Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil
abgeschlossenen Disziplinarverfahrens ist zulässig,
wenn
1. in dem Urteil eine Disziplinarmaßnahme ausge-

sprochen worden ist, die nach Art oder Höhe im
Gesetz nicht vorgesehen ist,

2. Tatsachen oder Beweismittel beigebracht werden,
die erheblich und neu sind,

3. das Urteil auf dem Inhalt einer unechten oder ver-
fälschten Urkunde oder auf einem vorsätzlich oder
fahrlässig falsch abgegebenen Zeugnis oder Gut-
achten beruht,

4. ein Urteil, auf dessen tatsächlichen Feststellungen
das Urteil im Disziplinarverfahren beruht, durch
ein anderes rechtskräftiges Urteil aufgehoben wor-
den ist,

5. an dem Urteil ein Mitglied des Disziplinargerichts
mitgewirkt hat, das sich in dieser Sache einer
schweren Verletzung seiner Pflichten als kirchli-
che Richterin oder kirchlicher Richter schuldig ge-
macht hat,

6. an dem Urteil ein Mitglied des Disziplinargerichts
mitgewirkt hat, das von der Ausübung des Rich-
teramts kraft Gesetzes ausgeschlossen war, es sei
denn, dass die Gründe für den gesetzlichen Aus-
schluss bereits erfolglos geltend gemacht worden
waren,

7. die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren
richtet, nachträglich glaubhaft eine Amtspflicht-
verletzung eingesteht, die in dem Disziplinarver-
fahren nicht hat festgestellt werden können, oder

8. im Verfahren der Disziplinarklage nach dessen
rechtskräftigem Abschluss in einem wegen dessel-
ben Sachverhalts eingeleiteten staatlichen Straf-
oder Bußgeldverfahren unanfechtbar eine Ent-
scheidung ergeht, nach der gemäß § 21 die Dis-
ziplinarmaßnahme nicht zulässig wäre.

(2) Erheblich im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 sind Tat-
sachen und Beweismittel, wenn sie allein oder in Ver-
bindung mit den früher getroffenen Feststellungen ge-
eignet sind, eine andere Entscheidung zu begründen,
die Ziel der Wiederaufnahme des Disziplinarverfah-
rens sein kann. Neu im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 sind
Tatsachen und Beweismittel, die dem Disziplinarge-
richt bei seiner Entscheidung nicht bekannt gewesen
sind. Ergeht nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils
im Disziplinarverfahren in einem wegen desselben
Sachverhalts eingeleiteten staatlichen Straf- oder Buß-
geldverfahren ein rechtskräftiges Urteil auf Grund von
tatsächlichen Feststellungen, die von denjenigen tat-
sächlichen Feststellungen des Urteils im Disziplinar-
verfahren abweichen, auf denen es beruht, gelten die
abweichenden Feststellungen des Urteils im staatli-

chen Straf- oder Bußgeldverfahren als neue Tatsachen
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2.
(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und 5 ist die
Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens nur zuläs-
sig, wenn wegen der behaupteten Handlung eine
rechtskräftige Verurteilung durch ein staatliches Straf-
gericht erfolgt ist oder wenn ein staatliches strafge-
richtliches Verfahren aus anderen Gründen als wegen
Mangels an Beweisen nicht eingeleitet oder nicht
durchgeführt werden kann.

§ 74
Unzulässigkeit der Wiederaufnahme

(1) Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Ur-
teil abgeschlossenen Disziplinarverfahrens ist unzu-
lässig, wenn nach dem Eintritt der Rechtskraft
1. ein Urteil im staatlichen Straf- oder Bußgeldver-

fahren ergangen ist, das sich auf denselben Sach-
verhalt gründet und diesen ebenso würdigt, solan-
ge dieses Urteil nicht rechtskräftig aufgehoben
worden ist, oder

2. ein Urteil in einem staatlichen Strafverfahren er-
gangen ist, das zu einer Entlassung aufgrund einer
Straftat geführt hat oder bei Fortbestehen des
Dienstverhältnisses geführt hätte.

(2) Die Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens
zuungunsten der Person, gegen die sich das Diszipli-
narverfahren gerichtet hat, ist außerdem unzulässig,
wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils drei
Jahre vergangen sind.

§ 75
Frist und Verfahren

(1) Der Antrag auf Wiederaufnahme des Disziplinar-
verfahrens muss bei dem Disziplinargericht, dessen
Entscheidung angefochten wird, binnen drei Monaten
schriftlich eingereicht werden. Die Frist beginnt mit
dem Tag, an dem die oder der Antragsberechtigte von
dem Grund für die Wiederaufnahme Kenntnis erhalten
hat. In dem Antrag ist das angefochtene Urteil zu be-
zeichnen und anzugeben, inwieweit es angefochten
wird und welche Änderungen beantragt werden; die
Anträge sind unter Bezeichnung der Beweismittel zu
begründen.
(2) Für das weitere Verfahren gelten die Bestimmun-
gen über das gerichtliche Disziplinarverfahren ent-
sprechend, soweit sich aus diesem Kirchengesetz
nichts anderes ergibt.

§ 76
Entscheidung durch Beschluss

(1) Das Disziplinargericht kann den Antrag, auch nach
der Eröffnung der mündlichen Verhandlung, durch
Beschluss verwerfen, wenn es die gesetzlichen Vor-
aussetzungen für seine Zulassung nicht für gegeben
oder ihn für offensichtlich unbegründet hält.
(2) Das Disziplinargericht kann vor der Eröffnung der
mündlichen Verhandlung mit Zustimmung der dis-
ziplinaraufsichtführenden Stelle durch Beschluss das
angefochtene Urteil aufheben und die Disziplinarkla-
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ge abweisen oder die Disziplinarverfügung aufheben.
Der Beschluss ist unanfechtbar.
(3) Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 1 sowie
der Beschluss nach Absatz 2 stehen einem rechtskräf-
tigen Urteil gleich.

§ 77
Mündliche Verhandlung,

Entscheidung des Disziplinargerichts
(1) Das Disziplinargericht entscheidet, wenn das Wie-
deraufnahmeverfahren nicht auf andere Weise abge-
schlossen wird, auf Grund mündlicher Verhandlung
durch Urteil.
(2) Gegen das Urteil der Disziplinarkammer kann Be-
rufung nach den §§ 68 bis 70 dieses Kirchengesetzes
eingelegt werden.

§ 78
Rechtswirkungen, Entschädigung

(1) Wird in einem Wiederaufnahmeverfahren das an-
gefochtene Urteil zugunsten der Person, gegen die sich
das Disziplinarverfahren gerichtet hat, aufgehoben,
erhält diese von dem Eintritt der Rechtskraft des auf-
gehobenen Urteils an die Rechtsstellung, die sie er-
halten hätte, wenn das aufgehobene Urteil der Ent-
scheidung entsprochen hätte, die im Wiederaufnah-
meverfahren ergangen ist. Wurde in dem aufgehobe-
nen Urteil auf Entfernung aus dem Dienst erkannt, gilt
§ 78 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD entspre-
chend.
(2) Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfah-
ren gerichtet hat, und die Personen, denen sie kraft
Gesetzes unterhaltspflichtig ist, können im Falle des
Absatzes 1 neben den hiernach nachträglich zu ge-
währenden Bezügen in entsprechender Anwendung
des Gesetzes über die Entschädigung für Strafverfol-
gungsmaßnahmen in der jeweils geltenden Fassung
Ersatz des sonstigen Schadens vom Dienstherrn ver-
langen. Der Anspruch ist innerhalb von drei Monaten
nach dem rechtskräftigen Abschluss des Wiederauf-
nahmeverfahrens bei der disziplinaraufsichtführenden
Stelle geltend zu machen.

Kapitel 5
Kostenentscheidung

im gerichtlichen Disziplinarverfahren
§ 79

Kostentragungspflicht
(1) Die Person, gegen die im Verfahren der Diszipli-
narklage auf eine Disziplinarmaßnahme erkannt wird,
trägt die Kosten des Verfahrens. Bildet eine zur Last
gelegte Amtspflichtverletzung nur zum Teil die
Grundlage für die Entscheidung, können der beschul-
digten Person die Kosten nur in verhältnismäßigem
Umfang auferlegt werden. Dasselbe gilt, wenn durch
besondere Ermittlungen im behördlichen Disziplinar-
verfahren, deren Ergebnis zu Gunsten der beschuldig-
ten Person ausgefallen ist, besondere Kosten entstan-
den sind.

(2) Wird eine Disziplinarverfügung trotz Vorliegens
einer Amtspflichtverletzung aufgehoben, können die
Kosten ganz oder teilweise der Person, gegen die sich
das Disziplinarverfahren gerichtet hat, auferlegt wer-
den.
(3) Wird das Disziplinarverfahren nach § 66 Absatz 3
eingestellt, trägt der Dienstherr die Kosten des Ver-
fahrens.
(4) Im Übrigen gelten für die Kostentragungspflicht
der Beteiligten die Bestimmungen der Verwaltungs-
gerichtsordnung.
(5) Die Kosten, die der Person, gegen die sich das Dis-
ziplinarverfahren gerichtet hat, auferlegt sind, können
durch Aufrechnung von ihren Bezügen einbehalten
werden.

§ 80
Erstattungsfähige Kosten

(1) Gerichtliche Disziplinarverfahren sind gebühren-
frei. Auslagen werden nach den Bestimmungen des
Gerichtskostengesetzes erhoben.
(2) Kosten im Sinne des § 79 sind auch die zur zweck-
entsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsvertei-
digung notwendigen Aufwendungen der Beteiligten
einschließlich der Kosten des behördlichen Diszipli-
narverfahrens.
(3) Die gesetzlichen Gebühren und Auslagen einer
Rechtsanwältin oder eines Rechtsanwalts sind stets
erstattungsfähig.

Teil 5
Unterhaltsbeitrag, Begnadigung

§ 81
Unterhaltsbeitrag

(1) Wird auf Entfernung aus dem Dienst erkannt, so
kann die Entscheidung des Disziplinargerichts bestim-
men, dass der aus dem Dienstverhältnis entfernten
Person, soweit sie dessen würdig erscheint und be-
dürftig ist, für die Dauer von sechs Monaten ein Un-
terhaltsbeitrag in Höhe von höchstens 70 vom Hundert
der Bezüge, die ihr bei Eintritt der Unanfechtbarkeit
der Entscheidung zustanden, gewährt wird. Eine Ein-
behaltung von Bezügen im Zusammenhang mit einer
vorläufigen Dienstenthebung nach § 44 Absatz 2
bleibt unberücksichtigt. Personen, die sich bei Eintritt
der Rechtskraft der Entscheidung im Ruhestand be-
finden, erhalten keinen Unterhaltsbeitrag, soweit sie
aufgrund ihrer Beschäftigung im kirchlichen Dienst-
verhältnis in der gesetzlichen Rentenversicherung ver-
sichert waren.
(2) Die Entscheidung kann die Gewährung des Unter-
haltsbeitrags über sechs Monate hinaus auf längstens
ein Jahr verlängern, soweit dies notwendig ist, um eine
unbillige Härte zu vermeiden; die Umstände sind
durch die Empfängerin oder den Empfänger glaubhaft
zu machen.
(3) Der Dienstherr kann der aus dem Dienstverhältnis
entfernten Person zur Vermeidung einer Nachversi-
cherung in der gesetzlichen Rentenversicherung un-

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 12 vom 30. Dezember 2009   321



widerruflich einen Unterhaltsbeitrag in Höhe der ge-
setzlichen Rente gewähren, die ihr auf Grund einer
Nachversicherung zustehen würde.
(4) Der Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag erlischt,
wenn die aus dem Dienstverhältnis entfernte Person
wieder in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder
Dienstverhältnis berufen wird.

§ 82
Zahlung des Unterhaltsbeitrags

(1) Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags nach § 81 be-
ginnt, soweit in der Entscheidung nichts anderes be-
stimmt ist, zum Zeitpunkt des Verlustes der Bezüge.
(2) Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags an Personen
im Ruhestand steht unter dem Vorbehalt der Rück-
forderung, soweit für denselben Zeitraum eine Rente
auf Grund der Nachversicherung gewährt wird. Zur
Sicherung des Rückforderungsanspruchs ist eine ent-
sprechende Abtretungserklärung abzugeben.
(3) In der Entscheidung kann bestimmt werden, dass
ein Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise an Personen
gezahlt wird, zu deren Unterhalt die aus dem Dienst-
verhältnis entfernte Person verpflichtet ist. Nach
Rechtskraft der Entscheidung kann dies die diszipli-
naraufsichtführende Stelle bestimmen. § 81 Absatz 2
gilt entsprechend.
(4) Auf den Unterhaltsbeitrag werden Erwerbs- und
Erwerbsersatzeinkommen im Sinne der gemeinsamen
Vorschriften für die Sozialversicherung angerechnet.
Die aus dem Dienst entfernte Person ist verpflichtet,
der obersten Dienstbehörde alle Änderungen in ihren
Verhältnissen, die für die Zahlung des Unterhaltsbei-
trags bedeutsam sein können, unverzüglich anzuzei-
gen. Wird gegen diese Pflicht schuldhaft verstoßen,
soll der Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise mit Wir-
kung für die Vergangenheit entzogen werden. Die
Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde.

§ 83
Unterhaltsleistung bei Mithilfe

zur Aufdeckung von Amtspflichtverletzungen
oder Straftaten

(1) Die zuletzt disziplinaraufsichtführende Stelle kann
einer aus dem Dienstverhältnis entfernten Person die
Gewährung einer monatlichen Unterhaltsleistung zu-
sagen, wenn die Person gegen das Verbot der Annah-
me von Belohnungen und Geschenken verstoßen und
ihr Wissen über Tatsachen offenbart hat, deren Kennt-
nis dazu beigetragen hat, Amtspflichtverletzungen
oder Straftaten zu verhindern oder über ihren eigenen
Tatbeitrag hinaus aufzuklären. Die Nachversicherung
ist durchzuführen, sofern nicht § 81 Absatz 3 eingreift.
(2) Der Anspruch auf die Unterhaltsleistung erlischt
bei erneutem Eintritt in den öffentlichen oder kirchli-
chen Dienst sowie bei späterer Verwirklichung eines
Tatbestandes der §§ 76, 77 und 79 Absatz 3 des Kir-
chenbeamtengesetzes der EKD. Der hinterbliebene
Ehegatte erhält 55 vom Hundert der Unterhaltsleis-
tung, wenn zum Zeitpunkt der Entfernung aus dem
Dienst die Ehe bereits bestanden hatte. Die Zusage ei-

ner Unterhaltsleistung an andere unterhaltsberechtig-
te, bedürftige Personen steht im Ermessen der obersten
Dienstbehörde.

§ 84
Begnadigung

Durch Begnadigung können getroffene Disziplinar-
maßnahmen gemildert oder erlassen werden. Die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bestim-
men je für ihren Bereich, wer das Begnadigungsrecht
ausübt.

Teil 6
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 85
Anwendung der Vorschriften

über den Wartestand
Bestehen in einer Gliedkirche keine Vorschriften über
Pfarrerinnen und Pfarrer oder Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte im Wartestand, so sind in Anwendung
dieses Kirchengesetzes die Bestimmungen des Kir-
chenbeamtengesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland über den Wartestand entsprechend anzu-
wenden.

§ 86
Übergangsbestimmungen

(1) Die nach bisherigem Recht eingeleiteten Diszipli-
narverfahren und Wiederaufnahmeverfahren werden
bis zur Vollstreckung nach bisherigem Recht fortge-
führt. Eine nach diesem Kirchengesetz zulässige Dis-
ziplinarmaßnahme darf wegen einer vor dem Inkraft-
treten dieses Kirchengesetzes begangenen Amts-
pflichtverletzung nur verhängt werden, wenn sie auch
nach dem zur Zeit ihrer Begehung geltenden Recht
zulässig war.
(2) Für die Wiederaufnahme von Disziplinarverfahren
nach dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes gelten
die Bestimmungen dieses Gesetzes.
(3) Die Frist für das Verwertungsverbot nach § 23 und
ihre Berechnung für die Disziplinarmaßnahmen, die
vor dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes verhängt
worden sind, bestimmen sich nach diesem Gesetz.
(4) Bestehende Disziplinargerichte, die vor dem In-
krafttreten dieses Kirchengesetzes besetzt wurden,
bleiben bis zum Ablauf ihrer Amtszeit unverändert im
Amt. Für sie gelten die bisherigen Vorschriften für die
Besetzung, Zuständigkeiten und Abstimmungsver-
hältnisse fort. Wird die Zuständigkeit der Disziplinar-
kammer der Evangelischen Kirche in Deutschland er-
klärt oder zusammen mit anderen Gliedkirchen oder
gliedkirchlichen Zusammenschlüssen die Zuständig-
keit einer gemeinsamen Disziplinarkammer begrün-
det, so gelten die Sätze 1 und 2 nur für solche Verfah-
ren, die bei Änderung der Zuständigkeit bereits ge-
richtshängig waren.

§ 87
Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2010 in Kraft.
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(2) Gleichzeitig tritt das Disziplinargesetz der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland vom 9. November
1995 (ABl. EKD S. 561, 1996 S. 82), zuletzt geändert
durch Kirchengesetz vom 6. November 2003 (ABl.
EKD S. 408), außer Kraft. Soweit in weiter geltenden
Bestimmungen auf nach Satz 1 aufgehobene Bestim-
mungen verwiesen ist, treten die Vorschriften dieses
Kirchengesetzes an deren Stelle.
(3) Dieses Kirchengesetz tritt für die Vereinigte Evan-
gelisch-Lutherische Kirche Deutschlands und ihre
Gliedkirchen in Kraft, nachdem die Vereinigte Evan-
gelisch-Lutherische Kirche Deutschlands ihre Zustim-
mung erklärt hat. Den Zeitpunkt, zu dem dieses Kir-
chengesetz in Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland durch Verordnung.

§ 88
Außerkrafttreten

Die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche
Deutschlands kann dieses Kirchengesetz jederzeit für
sich und ihre Gliedkirchen außer Kraft setzen. Der Rat
der Evangelischen Kirche in Deutschland stellt durch
Verordnung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt das
Kirchengesetz außer Kraft getreten ist.

Ulm, 28. Oktober 2009
Die Präses der Synode

der Evangelischen Kirche in Deutschland
(L. S.) Göring-Eckardt

II.
Kirchengesetz zur Neuregelung

des Ausführungsgesetzes
zum Disziplinargesetz der

Evangelischen Kirche in Deutschland
und zur Änderung des Predigergesetzes

Vom 12. November 2009
Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

Artikel 1
Ausführungsgesetz zum Disziplinargesetz
der Evangelischen Kirche in Deutschland

(AGDG.EKD)

§ 1
(Zu § 4 DG.EKD)

Disziplinaraufsichtführende Stelle
Disziplinaraufsichtführende Stelle ist das Landeskir-
chenamt. Disziplinaraufsichtführende Stelle für Mit-
glieder des Landeskirchenamtes ist die Kirchenlei-
tung.

§ 2
(Zu § 14 DG.EKD)

Ausschluss der Versetzung auf eine andere Stelle
Die Disziplinarmaßnahme der Amtsenthebung zur
Versetzung auf eine andere Stelle ist ausgeschlossen.

§ 3
(Zu § 47)

Disziplinarkammer
Disziplinargericht des ersten Rechtszuges ist die Dis-
ziplinarkammer der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land.

§ 4
(Zu § 84)

Begnadigungsrecht
Das Begnadigungsrecht wird von der Kirchenleitung
ausgeübt.

Artikel 2
Änderung des Predigergesetzes

§ 13 des Kirchengesetzes über das Amt des Predigers
in der Evangelischen Kirche von Westfalen vom
4. Oktober 1968 (KABl. 1968 S. 156), zuletzt geändert
durch Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengeset-
zes über das Amt des Predigers in der Evangelischen
Kirche von Westfalen vom 16. November 1995
(KABl. 1995 S. 262), erhält folgenden Wortlaut:
„Soweit in diesem Kirchengesetz nichts anderes be-
stimmt ist, finden die Vorschriften des Pfarrdienstge-
setzes auf die Prediger sinngemäß Anwendung. Das
Gleiche gilt für das Disziplinargesetz der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, das Ausführungsgesetz
zum Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland sowie die Lehrbeanstandungsordnung.“

Artikel 3
Inkrafttreten

(1)  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2010 in Kraft.
(2)  Gleichzeitig tritt das Ausführungsgesetz zum Dis-
ziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (AGDiszG) vom 14. November 1996 (KABl.
1996 S. 297) außer Kraft.

Bielefeld, 12. November 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung
(L. S.) Winterhoff Dr. Kupke
Az.: 092.11

Vom 12. November 2009
Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

§ 1
Änderung des Ausführungsgesetzes

zum Pfarrdienstgesetz
Das Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz der
Evangelischen Kirche der Union vom 14. November
1996 (KABl. 1996 S. 291), zuletzt geändert durch Kir-
chengesetz vom 17. November 2006 (KABl. 2006
S. 291), wird wie folgt geändert:
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§ 10a erhält folgende Fassung:
„Im Interesse des Abbaus eines Personalüberhangs im
pfarramtlichen Dienst können Pfarrerinnen und Pfar-
rer nach Vollendung des 58. Lebensjahres ohne Nach-
weis der Dienstunfähigkeit auf Antrag in den Ruhe-
stand versetzt werden, wenn sie diese Altersgrenze bis
zum Ablauf des 31. Dezember 2011 erreichen. Die
Verminderung des Ruhegehaltes wegen der vorzeiti-
gen Zurruhesetzung richtet sich nach § 27 Pfarrbesol-
dungs- und Versorgungsordnung mit der Maßgabe,
dass die Verminderung nur für die Zeit ab Beginn des
Monats, der auf die Vollendung des 63. Lebensjahres
folgt, bis zum Abschluss des Monats, indem die ge-
setzliche Altersgrenze erreicht wird, zu berechnen ist;
§ 14 Absatz 3 Satz 4 Beamtenversorgungsgesetz gilt
entsprechend. Bei Pfarrerinnen und Pfarrern, die bei
Beginn des Ruhestandes im Sinne von Satz 1 schwer-
behindert nach Teil 2 SGB IX sind, erfolgt keine Ver-
minderung des Ruhegehaltes wegen der vorzeitigen
Zurruhesetzung.“

§ 2
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 12. November 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung
(L. S.) Dr. Hoffmann Winterhoff
Az.: 300.11

Kirchengesetz
über den Kirchensteuerhebesatz

(Kirchensteuerbeschluss – KiStB)

Vom 12. November 2009

Die Landessynode hat folgendes Kirchengesetz be-
schlossen:

§ 1

(1) Auf Grund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 1
Buchstabe c der Kirchensteuerordnung/KiStO vom
22. September 2000 (KABl. EKiR 2000 S. 297),
14. September 2000 (KABl. EKvW 2000 S. 281) und
28. November 2000 (Ges.u.VoBl. LLK 2000 Band 12
S. 96), zuletzt geändert durch Gesetzesvertretende
Verordnung/Vierte gesetzesvertretende Verordnung/
Vierte Notverordnung vom 17. Oktober 2008 (KABl.
EKiR 2009 S. 42), 25. September 2008 (KABl. EKvW
2008 S. 335), 16. September 2008 (Ges.u.VoBl. LLK
2009 Band 14 S. 274), werden für die Kirchengemein-
den, soweit sie nicht in Verbänden zusammenge-
schlossen sind, und für die Verbände im Steuerjahr
2010 Kirchensteuern als Zuschlag zur Einkommen-,
Lohn- und Kapitalertragsteuer gemäß § 6 Absatz 1
Ziffer 1 Buchstabe a der Kirchensteuerordnung/KiStO
in Höhe von 9 vom Hundert festgesetzt.

(2) Der Hebesatz gilt auch in den Fällen der Pauscha-
lierung der Lohnsteuer; er wird auf 7 vom Hundert der
Lohnsteuer ermäßigt, wenn der

a) Steuerpflichtige bei der Pauschalierung der Ein-
kommensteuer nach § 37b Einkommensteuerge-
setz

b) Arbeitgeber bei der Pauschalierung der Lohn-
steuer

von der Vereinfachungsregelung nach Nummer 1 des
gleichlautenden Erlasses der obersten Finanzbehörden
der Bundesländer vom 17. November 2006 (BStBl.
2006 Teil I S. 716) sowie des gleichlautenden Erlasses
vom 28. Dezember 2006 (BStBl. 2007 Teil I S. 76)
Gebrauch macht.

§ 2

Auf Grund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 1
Buchstabe c der Kirchensteuerordnung/KiStO vom
22. September 2000, 14. September 2000 und 28. No-
vember 2000 (KABI. 2000 S. 281), zuletzt geändert
durch Gesetzesvertretende Verordnung/Vierte geset-
zesvertretende Verordnung/Vierte Notverordnung
vom 17. Oktober 2008, 25. September 2008, 16. Sep-
tember 2008 (KABl. 2008 S. 335), wird für die Kir-
chengemeinden, soweit sie nicht in Verbänden zu-
sammengeschlossen sind, und für die Verbände im
Steuerjahr 2010 das besondere Kirchgeld gemäß § 6
Absatz 1 Ziffer 5 der Kirchensteuerordnung nach fol-
gender Tabelle festgesetzt:

Stufe Bemessungsgrundlage:
Zu versteuerndes

Einkommen gemäß
§ 6 Absatz 2 Satz 2 KiStO:

Besonderes
Kirchgeld:

1 30.000 – 37.499 Euro 96 Euro
2 37.500 – 49.999 Euro 156 Euro
3 50.000 – 62.499 Euro 276 Euro
4 62.500 – 74.999 Euro 396 Euro
5 75.000 – 87.499 Euro 540 Euro
6 87.500 – 99.999 Euro 696 Euro
7 100.000 – 124.999 Euro 840 Euro
8 125.000 – 149.999 Euro 1.200 Euro
9 150.000 – 174.999 Euro 1.560 Euro

10 175.000 – 199.999 Euro 1.860 Euro
11 200.000 – 249.999 Euro 2.220 Euro
12 250.000 – 299.999 Euro 2.940 Euro
13 ab 300.000 Euro 3.600 Euro

§ 3
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 30. November 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung
(L. S.) Winterhoff Dr. Kupke
Az.: 951.013
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Bestätigung einer gesetzesvertretenden
Verordnung

Landeskirchenamt Bielefeld, 09.12.2009
Az.: 350.111
Die Landessynode hat am 12. November 2009 die ge-
setzesvertretende Verordnung zur Änderung des Be-
soldungsrechts der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie der
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten vom 19. Fe-
bruar 2009 (KABl. S. 54) gemäß Artikel 144 Absatz
2 der Kirchenordnung bestätigt.

Arbeitsrechtsregelungen

Kirchliches Arbeitsrecht

Landeskirchenamt Bielefeld, 10.12.2009
Az.: 300.313
Die Rheinisch-Westfälisch-Lippische Arbeitsrechtli-
che Kommission hat auf Grund von § 2 Absatz 2 des
Arbeitsrechts-Regelungsgesetzes (ARRG) die nach-
stehende Arbeitsrechtsregelung beschlossen, die hier-
mit gemäß § 15 Absatz 1 Satz 2 ARRG bekannt ge-
macht wird. Die Arbeitsrechtsregelung ist gemäß § 3
Absatz 1 ARRG verbindlich.

Arbeitsrechtsregelung
zur Änderung der

Altersteilzeitordnung (ATZO)
Vom 2. Dezember 2009

§1
Änderung der ATZO

Die Ordnung zur Förderung eines gleitenden Über-
gangs in den Ruhestand (Altersteilzeitordnung – AT-
ZO) vom 29. März 2000 wird wie folgt geändert:
1. § 2 Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Es kann für eine Dauer von bis zu zehn Jahren
vereinbart werden.“

2. In § 2 Absatz 2 wird folgender Satz 3 ergänzt:
„Es muss vor dem 1. Januar 2013 beginnen.“

3. In § 5 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 wird die Zahl
„83“ ersetzt durch „76“.

4. Am Ende von § 5 Absatz 2 Unterabsatz 1 wird fol-
gender Satz ergänzt:
„Durch Dienstvereinbarung nach § 36 MVG kann
der Aufstockungsbetrag nach Satz 1 erhöht wer-
den.“

5. In § 5 Absatz 3 wird die Angabe „nach den Absät-
zen 2 oder 3“ durch die Angabe „nach Absatz 2“
ersetzt.

6. In § 11 wird folgender neuer Absatz 4 angefügt:

„Für Altersteilzeitarbeitsverhältnisse, die vor dem
1. Januar 2010 nach der Altersteilzeitordnung in
der bis zu diesem Zeitpunkt gültigen Fassung ab-
geschlossen wurden und die über diesen Zeitpunkt
hinaus andauern, gilt die Altersteilzeitordnung in
der bis zu diesem Zeitpunkt gültigen Fassung fort."

§2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt zum 1. Januar 2010
in Kraft.

Dortmund, 2. Dezember 2009
Rheinisch-Westfälisch-Lippische

Arbeitsrechtliche Kommission
Die Vorsitzende

(L. S.) Dr. Dill

Satzungen

Satzung
des Evangelischen Kirchenkreises

Münster
der Evangelischen Kirche

von Westfalen

Die Kreissynode des Evangelischen Kirchenkreises
Münster hat auf Grund von Artikel 104 Absatz 1 Kir-
chenordnung (KO) der Evangelischen Kirche von
Westfalen folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Gebiet, Kirchengemeinden

Zum Evangelischen Kirchenkreis Münster der Evan-
gelischen Kirche von Westfalen sind die
Evangelische Kirchengemeinde Ascheberg,
Evangelische Kirchengemeinde Drensteinfurt,
Evangelische Kirchengemeinde Greven,
Evangelische Kirchengemeinde Handorf,
Evangelische Kirchengemeinde Havixbeck,
Evangelische Kirchengemeinde Hiltrup,
Evangelische Kirchengemeinde Lüdinghausen,
Evangelische Andreas-Kirchengemeinde Münster,
Evangelische Apostel-Kirchengemeinde Münster,
Evangelische Auferstehungs-Kirchengemeinde
Münster,
Evangelische Emmaus-Kirchengemeinde Münster,
Evangelische Erlöser-Kirchengemeinde Münster,
Evangelische Friedens-Kirchengemeinde Münster,
Evangelische Johannes-Kirchengemeinde Münster,
Evangelische Lukas-Kirchengemeinde Münster,
Evangelische Matthäus-Kirchengemeinde Münster,
Evangelische Thomas-Kirchengemeinde Münster,
Evangelische Christus-Kirchengemeinde Olfen,
Evangelische Kirchengemeinde Roxel,
Evangelische Kirchengemeinde Sassenberg,
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Evangelische Kirchengemeinde Senden,
Evangelische Kirchengemeinde Telgte,
Evangelische Kirchengemeinde Warendorf,
Evangelische Kirchengemeinde Wolbeck
und ihre möglichen Rechtsnachfolger zusammenge-
schlossen.
Weitere Kirchengemeinden, die sich dem Evangeli-
schen Kirchenkreis Münster anschließen wollen, sind
aufgenommen, wenn die Voraussetzungen nach Arti-
kel 84 Absatz 2 KO erfüllt sind.

§ 2
Rechtsform, Siegel

(1) Der Kirchenkreis führt als Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts ein Siegel.
(2) Das Siegel zeigt ein iroschottisches Hochkreuz mit
Kreis; es ist umschlossen mit den Worten „Ev. Kir-
chenkreis Münster“.

§ 3
Geschäftsordnung der Kreissynode

Die Kreissynode gibt sich eine Geschäftsordnung.
§ 4

Mitglieder des Kreissynodalvorstandes
(1) Der Kreissynodalvorstand besteht aus
- der Superintendentin oder dem Superintendenten,
- der Assessorin oder dem Assessor,
- der oder dem Scriba und
- fünf nicht theologischen Mitgliedern.
(2) Für alle Mitglieder, mit Ausnahme der Superin-
tendentin oder des Superintendenten, wird je ein stell-
vertretendes Mitglied bestellt.
(3) Bei der Wahl ist eine gleichmäßige Berücksichti-
gung von Frauen und Männern anzustreben.

§ 5
Ausschüsse des Kirchenkreises

(1) Zur Wahrnehmung der Aufgaben des Trägerver-
bundes der Tageseinrichtungen für Kinder im Evan-
gelischen Kirchenkreis Münster und des Evangeli-
schen Jugend- und Bildungswerks im Evangelischen
Kirchenkreis Münster bildet die Kreissynode jeweils
einen Leitungsausschuss. Die Aufgaben werden in der
jeweiligen Satzung geregelt.
(2) Die Kreissynode bildet folgende beratende Aus-
schüsse:
- Finanzausschuss
- Nominierungsausschuss.
Die Aufgaben des Finanzausschusses werden in der
Finanzsatzung für den Evangelischen Kirchenkreis
Münster geregelt.
Der Nominierungsausschuss bereitet die Wahlvor-
schläge für die Leitungsorgane der Kreissynode, die
Abgeordneten für die Landessynode und ihre jeweili-
gen Stellvertretungen, für die Mitglieder der Aus-
schüsse und für die Synodalbeauftragungen vor. So-
weit Ausschussvorsitzende und Stellvertretungen von

der Kreissynode bestimmt werden, werden auch diese
Wahlvorschläge vorbereitet. Weitere Aufgaben kön-
nen ihm übertragen werden.
(3) Die Kreissynode und der Kreissynodalvorstand
können weitere beratende Ausschüsse bilden.
(4) Die Kreissynode und der Kreissynodalvorstand
können für die Arbeit der Ausschüsse Leitlinien be-
schließen.

§ 6
Beauftragte des Kirchenkreises

(1) Die Kreissynode und der Kreissynodalvorstand be-
stellen zur Wahrnehmung bestimmter Aufgaben Syn-
odalbeauftragte für die Dauer einer Synodalperiode.
(2) Die Synodalbeauftragten berichten der Kreissyno-
de und dem Kreissynodalvorstand regelmäßig aus ih-
rer Arbeit.

§ 7
Zusammenarbeit im Kirchenkreis

(1) Die Kirchengemeinden und die kreiskirchlichen
Einrichtungen und Dienste arbeiten vertrauensvoll zu-
sammen und unterstützen sich gegenseitig.
(2) Der Kreissynodalvorstand fördert und koordiniert
die Zusammenarbeit der kreiskirchlichen Dienste mit-
einander und die Zusammenarbeit zwischen Kirchen-
gemeinden, kreiskirchlichen Einrichtungen und kreis-
kirchlichen Diensten. Dazu kann der Kreissynodal-
vorstand Leitlinien beschließen.

§ 8
Kreiskirchenamt

(1) Im Kirchenkreis ist ein Kreiskirchenamt mit dem
Sitz in Münster errichtet.
(2) Das Kreiskirchenamt führt die Verwaltungsge-
schäfte
a) der Kirchengemeinden des Kirchenkreises, so-

fern die Kirchengemeinden diese Aufgaben nicht
eigenverantwortlich wahrnehmen,

b) des Kirchenkreises (einschließlich aller kreis-
kirchlichen Einrichtungen, Pfarrstellen, Aus-
schüsse, Beauftragten),

c) anderer kirchlicher Aufgaben und Einrichtungen,
soweit sie dem Kreiskirchenamt übertragen wer-
den.

Weitere Aufgaben können dem Kreiskirchenamt
durch Beschluss der Kreissynode oder des Kreissyn-
odalvorstandes übertragen werden.
Das Kreiskirchenamt erfüllt seine Aufgaben im Auf-
trag der Kirchengemeinden und des Kirchenkreises.
(3) Die Arbeit im Kreiskirchenamt kann durch eine
Geschäftsordnung geregelt werden.

§ 9
Leitung des Kreiskirchenamtes

(1) Das Kreiskirchenamt wird von einer Verwaltungs-
leiterin oder einem Verwaltungsleiter geleitet.
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(2) Die Verwaltungsleitung ist bei der Führung der
Verwaltungsgeschäfte an Beschlüsse und Weisungen
der jeweiligen Leitungsorgane gebunden.
(3) Die Verwaltungsleitung führt die Geschäfte der
laufenden Verwaltung selbstständig und vertritt in die-
sem Rahmen den Kirchenkreis, seine Kirchengemein-
den und deren Einrichtungen rechtsverbindlich.

§ 10
Bekanntmachung von Satzungen

Die Satzungen des Kirchenkreises werden im Kirch-
lichen Amtsblatt der Evangelischen Kirche von West-
falen veröffentlicht.

§ 11
Genehmigungsvorbehalt, Inkrafttreten

(1) Diese Satzung bedarf der Genehmigung des Lan-
deskirchenamtes der Evangelischen Kirche von West-
falen.
(2) Die Satzung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. Die
Kreissatzung vom 30. November 2004 (KABl. 2004
S. 332) mit den Änderungen vom 18./19. Juni 2007
(KABl. 2007 S. 294) und 9./10. Juni 2008 (KABl.
2008 S. 309) tritt gleichzeitig außer Kraft.

Münster, 24. November 2009
Evangelischer Kirchenkreis Münster

Der Kreissynodalvorstand
(L. S.) Berndt Dr. Beese

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss der Kreissynode
Münster vom 24. November 2009, TOP 2,

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 10. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Deutsch
Az.: 030.21-4300

Finanzsatzung für den
Evangelischen Kirchenkreis Münster

Präambel
Die Kirchengemeinden des Evangelischen Kirchen-
kreises Münster stehen in der Verantwortung und Ver-
pflichtung zur gemeinsamen Finanzplanung und Fi-
nanzwirtschaft. Hierzu zählen insbesondere die Ver-
pflichtungen, die Kirchensteuer nach Maßstäben zu
verteilen, die von örtlichen Kirchensteueraufkommen
unabhängig sind, sowie Mittel zur Finanzierung ge-
meinschaftlicher Aufgaben und zur Pfarrbesoldung
aufzubringen.
Der innersynodale Finanzausgleich wird unter Beach-
tung dieser Grundsätze und des § 5 Finanzausgleichs-
gesetz nach folgenden Regelungen durchgeführt.

§ 1
Kirchensteuerverteilung

Die den Kirchengemeinden in der Gemeinschaft des
Ev. Kirchenkreises Münster zustehenden Kirchen-
steuern werden im Haushalt der Finanzausgleichs-
kasse des Kirchenkreises zusammengefasst. Sie wer-
den durch Beschluss der Kreissynode nach Maßgabe
folgender Bestimmungen verteilt.

§ 2
Verteilsumme

Für die Dauer von jeweils drei Jahren legt die Kreis-
synode im Voraus durch Beschluss die Summe der zu
verteilenden Kirchensteuern fest.
Übersteigt das durch den übersynodalen Finanzaus-
gleich zugewiesene Kirchensteueraufkommen die
Verteilsumme, wird der übersteigende Betrag der
Ausgleichsrücklage zugeführt; liegt es darunter, wird
sie aus der Ausgleichsrücklage bis zur Höhe des be-
schlossenen Betrages aufgestockt.

§ 3
Finanzbedarf der Kirchengemeinden

(1) Die Gesamtheit der Kirchengemeinden erhält für
ihre Aufgaben eine pauschalierte Zuweisung in Höhe
von 61,3 % der Verteilsumme.
Die Höhe des Prozentsatzes wird in einem Turnus von
drei Jahren überprüft.
(2) Die pauschalierte Zuweisung an jede Kirchenge-
meinde erfolgt auf der Grundlage der Zahl der Ge-
meindemitglieder, die für die Zuweisung an den Kir-
chenkreis maßgebend ist.
(3) Auf die pauschalierte Zuweisung werden die Er-
träge aus dem Kirchenvermögen nicht angerechnet.
(4) Die Kirchengemeinden haben ihre Haushaltspläne
dem Kreissynodalvorstand zur Prüfung und Geneh-
migung zu dem von ihm festgesetzten Termin vorzu-
legen. Der Kreissynodalvorstand kann einzelne Haus-
haltsansätze beanstanden. Sofern der Haushaltsplan
nicht innerhalb von zwei Monaten nach der Vorlage
beanstandet wird, gilt er als genehmigt.
(5) Die Kirchengemeinden dürfen ohne Zustimmung
des Kreissynodalvorstandes keine Verpflichtungen
eingehen, die nicht von ihrem Haushaltsplan gedeckt
werden. Das gilt insbesondere für die Aufnahme von
Darlehen.
Außerplanmäßige Ausgaben, die von außerplanmäßi-
gen Einnahmen gedeckt werden können, bleiben hier-
von unberührt.
(6) Die Kirchengemeinden haben dem Kreissynodal-
vorstand rechtzeitig alle Vorhaben anzuzeigen, die ei-
nen außerplanmäßigen Finanzbedarf zur Folge haben.
Dies gilt insbesondere für die Planung von Bauvorha-
ben und größeren Reparaturen, für nicht durch Haus-
haltsmittel gedeckte Anschaffungen sowie für die Er-
richtung und Anhebung von Personalstellen.
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§ 4
Finanzbedarf des Kirchenkreises

Der Kirchenkreis erhält
a) für die ihm nach den Kirchengesetzen und der

Satzung des Kirchenkreises obliegenden sowie
für die ihm durch besondere Beschlüsse der
Kreissynode übertragenen Aufgaben eine Zuwei-
sung in Höhe von 27,54 % der Verteilsumme,

b) für die Tageseinrichtungen für Kinder und die
offene Jugendarbeit, die von Kirchengemeinden
unter Bezuschussung von Mitteln aus öffentli-
chen Haushalten wahrgenommen werden, erfolgt
eine Zuweisung in Höhe von 11,16 % der Ver-
teilsumme.

An der Zuteilung der Finanzmittel auf die einzelnen
Einrichtungen wirken die zuständigen Fachausschüs-
se mit. Die Entscheidung über die Zuteilung der Fi-
nanzmittel trifft der Kreissynodalvorstand.
Die Höhe der Prozentsätze wird in einem Turnus von
drei Jahren überprüft.
Der Kreissynodalvorstand informiert die Kirchenge-
meinden über den Finanzbedarf des Kirchenkreises.

§ 5
Aufbringung der Pfarrbesoldung

durch die Kirchengemeinden
Die Kirchengemeinden erstatten an die Finanzaus-
gleichskasse des Kirchenkreises die von diesen nach
§ 8 Finanzausgleichsgesetz für die Pfarrbesoldung in
den Kirchengemeinden zu zahlenden Pfarrstellenpau-
schalen. Die Erstattung erfolgt aus den nach § 2 zu-
gewiesenen Mitteln.

§ 6
Gemeinsame Rücklagen

Für alle Kirchengemeinden und den Kirchenkreis wer-
den beim Kirchenkreis folgende gemeinsame Rückla-
gen gebildet:
a) eine Betriebsmittelrücklage,
b) eine Ausgleichsrücklage,
c) ein Neubau-, Umbau- und Erweiterungsfonds,
d) ein Grundstücksfonds,
e) ein Sonderfonds für Härtefälle.
Weitere gemeinsame Rücklagen können durch die
Kreissynode gebildet werden.
Über die Zuführung zu den Rücklagen beschließt die
Kreissynode.
Die Inanspruchnahme der Rücklagen bedarf eines Be-
schlusses des Kreissynodalvorstandes. Bei der Inan-
spruchnahme der Betriebsmittelrücklage reicht eine
Anzeige an die für die Kassenaufsicht zuständige Stel-
le.

§ 7
Gemeinsame Finanzplanung

(1) Im Interesse einer gemeinsamen Finanzplanung im
Kirchenkreis kann der Kreissynodalvorstand

a) Richtlinien für die Aufstellung der Haushaltsplä-
ne der Kirchengemeinden festlegen und Pau-
schalvorgaben für einzelne Haushaltsansätze be-
schließen;

b) einen Investitionsplan für Neubauten und größere
Instandsetzungsvorhaben in den Kirchengemein-
den aufstellen;

c) den Kirchengemeinden Richtlinien für die Er-
richtung und Bewertung von Personalstellen ge-
ben.

(2) Der Kreissynodalvorstand ist für die Pfarrstellen-
planung im Kirchenkreis verantwortlich.
Er nimmt gegenüber der Kirchenleitung Stellung zu
geplanten Errichtungen und Aufhebungen von Pfarr-
stellen sowie pfarramtlichen Verbindungen von Kir-
chengemeinden.

§ 8
Finanzausschuss

(1) Zur Beratung der Kreissynode und des Kreissyno-
dalvorstandes in Finanzangelegenheiten sowie zur
Mitwirkung bei der Finanzplanung der Kirchenge-
meinden und des Kirchenkreises wird ein Finanzaus-
schuss gebildet.
(2) Der Finanzausschuss besteht aus neun Mitglie-
dern, die jeweils einen Stellvertreter/eine Stellvertre-
terin haben. Die Mitglieder und ihre Vertreter werden
von der Kreissynode für die Dauer ihrer Amtszeit ge-
wählt. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtszeit
aus, nimmt für den Rest der Amtszeit die Stellvertre-
terin oder der Stellvertreter dieses Mitgliedes als Stell-
vertretung die Aufgaben wahr.
Die Verwaltungsleiterin oder der Verwaltungsleiter
des Kreiskirchenamtes und die Fundraiserin oder der
Fundraiser des Kirchenkreises sind ständige, beraten-
de Mitglieder des Finanzausschusses. Die Verwal-
tungsleiterin oder der Verwaltungsleiter kann für sich
eine Vertreterin oder einen Vertreter bestimmen.
Vorsitz und Stellvertretung werden aus der Mitte des
Ausschusses gewählt.
(3) Der Finanzausschuss hat die Aufgabe, die nach
dieser Satzung vorgesehenen Entscheidungen der
Kreissynode und des Kreissynodalvorstandes vorzu-
bereiten. Er hat ferner die Kreissynode, den Kreissy-
nodalvorstand und die Presbyterien bei langfristigen
Planungen hinsichtlich der finanziellen Auswirkun-
gen zu beraten. Ihm können durch ergänzende Be-
schlüsse der Kreissynode und des Kreissynodalvor-
standes weitere Aufgaben übertragen werden.
(4) Der Finanzausschuss wird von seiner Vorsitzenden
oder seinem Vorsitzenden einberufen, wenn es die
Aufgaben erfordern oder wenn es ein Drittel seiner
Mitglieder oder der Kreissynodalvorstand es beantra-
gen. Für die Sitzungen des Finanzausschusses gelten
die Bestimmungen der Kirchenordnung über die Sit-
zungen des Kreissynodalvorstandes sinngemäß. Der
Finanzausschuss kann sich eine Geschäftsordnung ge-
ben, die der Bestätigung durch die Kreissynode bedarf.
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(5) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Finanz-
ausschusses kann zu den Sitzungen des Kreissynodal-
vorstandes eingeladen werden, sofern dort Angele-
genheiten aus dem Aufgabenbereich des Ausschusses
behandelt werden.

§ 9
Informationspflicht der Kirchengemeinden

Die Kirchengemeinden haben dem Kreissynodalvor-
stand und dem Finanzausschuss auf deren Bitte die
notwendigen Informationen zu geben und die erfor-
derlichen Unterlagen vorzulegen.

§ 10
Einspruchsrecht der Kirchengemeinden

(1) Die Kirchengemeinden können gegen eine nach
den Bestimmungen dieser Satzung getroffenen Ent-
scheidung des Kreissynodalvorstandes Einspruch ein-
legen. Der Einspruch ist innerhalb eines Monats nach
Eingang der Entscheidung beim Vorsitzenden des
Kreissynodalvorstandes schriftlich einzulegen und
binnen eines weiteren Monats zu begründen.
Der Kreissynodalvorstand hat innerhalb von zwei wei-
teren Monaten zunächst eine Stellungnahme des Fi-
nanzausschusses einzuholen und sodann über den Ein-
spruch zu entscheiden. Finanzausschuss und Kreissy-
nodalvorstand haben bei ihren Beratungen über den
Einspruch die betroffene Kirchengemeinde zu hören.
(2) Gegen die erneute Entscheidung des Kreissyno-
dalvorstandes ist Beschwerde an die Kreissynode zu-
lässig. Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wir-
kung, und die Kreissynode entscheidet endgültig.

§ 11
Durchführung der Verwaltungsaufgaben

Die Verwaltungsaufgaben, die sich aus den Bestim-
mungen dieser Satzung ergeben, werden durch das
Kreiskirchenamt wahrgenommen.

§ 12
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung bedarf der Genehmigung des Lan-
deskirchenamtes der Evangelischen Kirche von West-
falen.
(2) Die Satzung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.
Die Finanzsatzung vom 30. Dezember 2004 (KABl.
2004 S. 336) mit den Änderungen vom 9./10. Juni
2008 (KABl. 2008 S. 310) tritt gleichzeitig außer
Kraft.

Münster, 24. November 2009
Evangelischer Kirchenkreis Münster

Der Kreissynodalvorstand
(L. S.) Berndt Dr. Beese

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss der Kreissynode
Münster vom 24. November 2009, TOP 2,

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 10. Dezember 2009

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Deutsch
Az.: 981-4300

Satzung
für das Evangelische Jugend-

und Bildungswerk
im Ev. Kirchenkreis Münster

Die Kreissynode beschließt für die Arbeit des Evan-
gelischen Jugend- und Bildungswerkes Münster in
der Trägerschaft des Evangelischen Kirchenkreises
Münster gemäß Artikel 104 Absatz 1 der Kirchenord-
nung der Evangelischen Kirche von Westfalen (KO)
folgende Satzung:

Teil 1
Allgemeines

§ 1
Grundsätze

(1) Das Evangelische Jugend- und Bildungswerk
Münster ist eine Einrichtung des Evangelischen Kir-
chenkreises Münster. In ihm wirken der Kirchenkreis,
die Gemeinden, die Verbände im Kirchenkreis bei
der Erfüllung des Bildungsauftrages zusammen. Das
Evangelische Jugend- und Bildungswerk Münster
wird als Sondervermögen im Sinne des § 14 der Ord-
nung für die Vermögens- und Finanzverwaltung der
Kirchengemeinden, der Kirchenkreise und der Ver-
bände von Kirchengemeinden und Kirchenkreisen in
der Evangelischen Kirche von Westfalen (Verwal-
tungsordnung vom 26. April 2001) geführt.
(2) Das Jugend- und Bildungswerk hat die Aufgabe
mit den anderen Trägern der Jugend- und Bildungsar-
beit, die ihren Sitz im Kirchenkreis haben oder in ihm
tätig sind, eine Arbeitsgemeinschaft zu bilden, die als
Beirat bei der Erfüllung des Bildungsauftrages zusam-
menwirken soll mit der Zielsetzung der gegenseitigen
Unterstützung und Hilfe bei der Durchführung ge-
meinsamer Aufgaben.

Teil 2
Das Evangelische Jugend- und Bildungswerk

§ 2
Aufgaben

(1) Das Evangelische Jugend- und Bildungswerk
Münster hat insbesondere folgende Aufgaben:
a) Planung und Koordinierung der Jugend- und Bil-

dungsarbeit im Bereich des Ev. Kirchenkreises
Münster,

b) Förderung der Mitarbeitenden im Bereich der Ju-
gend- und Bildungsarbeit durch Beratung und
Fortbildung,

c) Vertretung der Jugend- und Bildungsarbeit ge-
genüber Partnern in der öffentlichen und freien
Jugend- und Bildungsarbeit,
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d) Mitwirkung bei der Vorbereitung von Aktionen
im Bereich der Jugend- und Bildungsarbeit,

e) Gewinnung, Begleitung und Förderung ehren-
amtlicher Mitarbeitender und der Selbsthilfear-
beit,

f) Öffentlichkeitsarbeit.
(2) Das Jugend- und Bildungswerk unterhält eigene
Fachreferate
a) Jugendreferat,
b) Schulreferat, Bezirksbeauftragte/r für die Berufs-

kollegs und Mediothek,
c) Referat Evangelische Erwachsenenbildung.

§ 3
Leitung

Das Evangelische Jugend- und Bildungswerk Münster
wird geleitet von
a) der Kreissynode,
b) dem Kreissynodalvorstand,
c) dem Leitungsausschuss,
d) der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer.

§ 4
Die Kreissynode

(1) Die Kreissynode beschließt den Haushaltsplan,
nimmt den Jahresbericht des Leitungsausschusses so-
wie den Jahresabschluss über den Kreissynodalvor-
stand entgegen und erteilt dem Kreissynodalvorstand
sowie dem Leitungsausschuss und der Geschäftsfüh-
rerin oder dem Geschäftsführer Entlastung.
(2) Die Kreissynode beschließt über Satzungsände-
rungen.
(3) Die Kreissynode beruft den Leitungsausschuss.

§ 5
Der Kreissynodalvorstand

Der Kreissynodalvorstand beschließt über:
a) Berufung oder Abberufung der Geschäftsfüh-

rung,
b) den vom Leitungsausschuss vorzulegenden Wirt-

schafts-/Haushaltsplanentwurf und die Weiter-
leitung an die Kreissynode,

c) Feststellung des Jahresabschlusses und Weiter-
leitung an die Kreissynode,

d) Erteilung von Vollmachten an die Geschäftsfüh-
rung.

§ 6
Zusammensetzung des Leitungsausschusses

(1) Dem Leitungsausschuss gehören bis zu neun Per-
sonen an, u. a. die folgenden:
- ein Vertreter oder eine Vertreterin des KSV,
- die oder der Synodalbeauftragte für Konfirman-

denarbeit,
- die oder der Synodalbeauftragte für Jugendarbeit,
- die oder der Synodalbeauftragte für Erwachsenen-

bildung,

- eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Bereich
Kirche und Schule,

- je eine Vertreterin, ein Vertreter der Fachkonfe-
renzen Kirche und Schule, Jugendarbeit, Familien-
und Erwachsenenbildung.

Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer ge-
hört beratend dem Leitungsausschuss an.
(2) Der Leitungsausschuss wird von der Kreissynode
für die Dauer ihrer Amtszeit berufen. Scheidet ein
Mitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, beruft der
Kreissynodalvorstand für den Rest der Amtszeit eine
Nachfolgerin oder einen Nachfolger.
(3) Der Leitungsausschuss wählt aus seiner Mitte eine
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und die Stell-
vertretung. Diese Wahlen bedürfen der Bestätigung
durch den Kreissynodalvorstand.
(4) Zu den Sitzungen können Sachverständige oder
Auskunftspersonen zur Beratung über einzelne Ge-
genstände hinzugezogen werden.
(5) Die Mitglieder des Leitungsausschusses sind ver-
pflichtet, über Angelegenheiten, die ihrem Wesen
nach vertraulich oder als solche ausdrücklich bezeich-
net worden sind, dauernd, auch nach Ausscheiden aus
dem Leitungsausschuss, Verschwiegenheit zu bewah-
ren.

§ 7
Aufgaben des Leitungsausschusses

(1) Der Leitungsausschuss hat folgende Aufgaben:
a) Feststellung der allgemeinen Grundsätze für die

wirtschaftliche Führung des Jugend- und Bil-
dungswerkes,

b) Beschlussfassung über den von der Geschäfts-
führung jährlich aufzustellenden Haushaltsplan-
entwurf,

c) Beschlussfassung über den von der Geschäfts-
führung jährlich aufzustellenden und fortzu-
schreibenden Stellenplanentwurf,

d) Begleitung der Jugend- und Bildungsarbeit ins-
besondere bei Aufnahme und Beendigung von
Arbeitsfeldern, Beschlussfassung über fachliche
Richtlinien und Beschlussfassung über die Ge-
schäftsordnung der Geschäftsführung,

e) Entscheidungsvorbereitung über Maßnahmen,
die nach dieser Satzung der Entscheidung oder
Zustimmung der Kreissynode oder des Kreissy-
nodalvorstandes vorbehalten bleiben. Hierzu ge-
hören insbesondere die Beratung über den der
Kreissynode vorzulegenden Jahresabschluss und
die Verwendung der Betriebsergebnisse,

f) Berufung von Vertretern und Vertreterinnen in
die Versammlung des Beirats,

g) der Leitungsausschuss konstituiert drei Fachkon-
ferenzen, die Fachkonferenz Jugend, Schule und
Evangelische Familien- und Erwachsenenbil-
dung als beratende Gremien für seine Arbeit und
beruft die Mitglieder in die jeweiligen Fachkon-
ferenzen,
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h) der Leitungsausschuss setzt je nach Bedarf be-
fristet Arbeitsgruppen ein, die projektbezogen ar-
beiten, und beruft deren Mitglieder zur Beratung
seiner eigenen Arbeit,

i) Beschlussfassung über die Regelung der Stell-
vertretung der Geschäftsführung im Abwesen-
heitsfall.

(2) Der Vorsitzende oder die Vorsitzende des Lei-
tungsausschusses und die Geschäftsführung haben
dem Kreissynodalvorstand halbjährlich über die Er-
gebnisse der Arbeit zu berichten.

§ 8
Sitzungen des Leitungsausschusses

(1) Für Einladungen, Verhandlungen und Beschluss-
fassungen des Leitungsausschusses gelten die Bestim-
mungen der Kirchenordnung für den Kreissynodal-
vorstand sinngemäß. Über die Sitzungen sind Nieder-
schriften zu fertigen.
(2) Der Leitungsausschuss tritt mindestens viermal
jährlich zusammen. Ferner muss er einberufen wer-
den, wenn mindestens zwei Mitglieder des Ausschus-
ses oder der Kreissynodalvorstand es verlangen. Er ist
weiterhin einzuberufen, wenn die Geschäftsführung
unter Benennung besonderer Gründe eine Einberu-
fung beantragt.

§ 9
Geschäftsführung

Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer wird
berufen durch den Kreissynodalvorstand.
Der Geschäftsführung sind alle Aufgaben übertragen,
die nicht der Kreissynode, dem Kreissynodalvorstand
oder durch diese Satzung dem Leitungsausschuss vor-
behalten sind. Näheres wird in der Dienstanweisung
geregelt. Dienstvorgesetzter der Geschäftsführerin
oder des Geschäftsführers ist die Superintendentin
oder der Superintendent.

Teil 3
Beirat
§ 10

Mitglieder des Beirates
(1) Dem Beirat des Evangelischen Jugend- und Bil-
dungswerkes Münster können angehören:
andere Träger evangelischer Jugend- und Bildungsar-
beit, die ihren Sitz im Kirchenkreis haben oder in ihm
tätig sind.
(2) Der Beirat besteht aus je einem Vertreter/einer
Vertreterin jedes anderen Trägers evangelischer Ju-
gend- und Bildungsarbeit. Die Mitglieder werden vom
Leitungsausschuss in den Beirat berufen.

§ 11
Zielsetzungen des Beirates

Der Beirat hat folgende Zielsetzungen:
a) er macht Vorschläge zur Planung und Koordina-

tion der Jugend- und Bildungsarbeit im Bereich
des Kirchenkreises,

b) in ihm stimmen sich die einzelnen Träger der Ju-
gend- und Bildungsarbeit im Kirchenkreis be-
züglich ihrer Planungen und Zusammenarbeit ab,

c) er begleitet das Evangelische Jugend- und Bil-
dungswerk Münster.

Die Mitglieder des Beirates geben sich eine Geschäfts-
ordnung.

Teil 4
Schlussbestimmungen

§ 12
Genehmigungsvorbehalt, Inkrafttreten

(1) Diese Satzung bedarf der Genehmigung durch das
Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche von
Westfalen.
(2) Die Satzung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung für das Evangelische Ju-
gend- und Bildungswerk im Evangelischen Kirchen-
kreis Münster vom 26. November 2008 (KABl. 2008
S. 338) außer Kraft.

Münster, 24. November 2009
Evangelischer Kirchenkreis Münster

Der Kreissynodalvorstand
(L. S.) Berndt Dr. Beese

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss der Kreissynode
Münster vom 24. November 2009, TOP 2,

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 10. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Deutsch
Az.: 270-4300

Satzung
der Evangelischen Kirchengemeinde

Büren-Fürstenberg

Die Evangelische Kirchengemeinde Büren-Fürsten-
berg gibt sich zur Ordnung und Regelung ihrer Arbeit
auf Grund der Artikel 74 und 77 der Kirchenordnung
(KO) der Evangelischen Kirche von Westfalen fol-
gende Satzung:

§ 1
Presbyterium

(1) Dem Presbyterium obliegt die Planung und Lei-
tung der kirchlichen Arbeit in der Evangelischen Kir-
chengemeinde Büren-Fürstenberg sowie die Vertre-
tung der Kirchengemeinde in der Öffentlichkeit und
im Rechtsverkehr. Insbesondere nimmt es die in Ar-
tikel 56 und 57 der Kirchenordnung beschriebenen
Aufgaben wahr, soweit diese nicht den Bezirksaus-
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schüssen oder dem Bau- und Finanzausschuss nach
den §§ 3 und 4 übertragen sind.
(2) Das Presbyterium entscheidet:
a) in allen Angelegenheiten, die ihm nach den kir-

chenrechtlichen Vorschriften vorbehalten sind
und die es nicht übertragen kann;

b) in allen übrigen Angelegenheiten, sofern sie nicht
nach den Bestimmungen dieser Satzung auf einen
Ausschuss übertragen worden sind.

(3) Das Presbyterium kann ergänzend zu der Regelung
der Satzung eine Geschäftsordnung erlassen, die auch
für die Arbeit in den Ausschüssen verbindlich ist.
(4) In seiner ersten Sitzung nach der Neuwahl beruft
das Presbyterium aus seiner Mitte die Vorsitzende
oder den Vorsitzenden und die Stellvertretung, die
Kirchmeisterinnen oder Kirchmeister für Bau- und Fi-
nanzangelegenheiten, die Beauftragten für Kinderta-
gesstätten, Jugend, Diakonie und Friedhof sowie die
Abgeordneten für die Kreissynode und deren erste und
zweite Stellvertreterinnen oder Stellvertreter.
Weitere Mitglieder der Ausschüsse werden auf Vor-
schlag der Ausschüsse vom Presbyterium berufen.
Die Amtszeit der oder des Vorsitzenden und der Stell-
vertretung beträgt ein Jahr.
Die Amtszeit der Ausschussmitglieder endet spätes-
tens mit der turnusmäßigen Neuwahl des Presbyte-
riums.

§ 2
Gliederung der Gemeinde

(1) Die Evangelische Kirchengemeinde Büren-Fürs-
tenberg wird zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben in
Pfarrbezirke gegliedert:
Bezirk I: Büren mit den Ortschaften Barkhausen, Bü-
ren, Harth, Hegensdorf, Keddinghausen, Siddinghau-
sen, Weiberg und Weine;
Bezirk II: Wewelsburg mit den Ortschaften Ahden,
Brenken, Eickhoff, Niederntudorf, Oberntudorf,
Steinhausen und Wewelsburg;
Bezirk III: Fürstenberg mit den Ortschaften Bad Wün-
nenberg, Bleiwäsche, Elisenhof, Fürstenberg, Haaren,
Helmern und Leiberg.
(2) Das Presbyterium bildet nach Artikel 74 der Kir-
chenordnung Bezirksausschüsse zur Wahrnehmung
der Aufgaben in den Pfarrbezirken sowie einen Bau-
und Finanzausschuss.
(3) Das Presbyterium kann zur Wahrnehmung von
Aufgaben weitere beratende Ausschüsse nach Arti-
kel 73 der Kirchenordnung bilden oder Beauftragte
wählen.

§ 3
Bezirksausschüsse

(1) Für jeden der drei Pfarrbezirke wird ein Bezirks-
ausschuss gebildet. Den Bezirksausschüssen gehören
gemäß Artikel 74 der Kirchenordnung die Pfarrerin
oder der Pfarrer, die Presbyterinnen und Presbyter des

Pfarrbezirks an. Bis zu vier weitere Mitglieder sollen
vom Presbyterium in den jeweiligen Bezirksausschuss
berufen werden. Diese vier weiteren Mitglieder kön-
nen bis zu zwei haupt- oder nebenamtliche Mitarbei-
terinnen oder Mitarbeiter sein, die restlichen weiteren
Mitglieder sollen sachkundige, für das Presbyteramt
befähigte Gemeindeglieder sein.

Der Bezirksausschuss wählt die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden und deren Stellvertretung aus seiner
Mitte und regelt die Zahl seiner Zusammenkünfte.

(2) Die Bezirksausschüsse unterbreiten Vorschläge
für erforderliche Nachberufungen von Presbyterinnen
und Presbytern in ihrem Pfarrbezirk.

(3) Die Bezirksausschüsse beraten:
a) über die Planung und Koordinierung der Aufgaben
der Kirchengemeinde im Sinne von Artikel 7, 8, 55
und 56 der Kirchenordnung;
b) über die Einstellung und Entlassung von Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern, deren Stellen ihrem Bezirk
zugeordnet sind, und über die Durchführung ihres
Dienstes;
c) über Bauplanungen und bauliche Veränderungen
und Sanierungen des bezirklichen Gebäudebestandes;
d) im Rahmen der Haushaltsplanung über die für die
Gemeindearbeit im Pfarrbezirk erforderlichen Finanz-
mittel und melden diese zur Einstellung in den Haus-
haltsplan an.

(4) Die Bezirksausschüsse entscheiden über:
a) die Schwerpunkte der bezirklichen Gemeindear-

beit und ihre Durchführung sowie ihre Finanzie-
rung im Rahmen des Haushaltsplanes bei Aus-
gaben bis 1.000 €; das Presbyterium ist über die
Ausgaben zu informieren,

b) die Verwaltung und Verteilung der im Haushalts-
plan für den jeweiligen Pfarrbezirk veranschlag-
ten Finanzmittel für Inventar, Verbrauchsmittel
und die weiteren Verwaltungs- und Betriebsaus-
gaben bei Einzelpositionen bis zu 1.000 €; das
Presbyterium ist über die Ausgaben zu informie-
ren,

c) Richtlinien zur Nutzung der Gebäude im Pfarr-
bezirk,

d) die Durchführung von Sondergottesdiensten und
besonderen Veranstaltungen im Pfarrbezirk.

(5) Die Sitzungen der Bezirksausschüsse werden
durch ihre Vorsitzenden einberufen und geleitet. Diese
sorgen auch für die Ausführung der Beschlüsse.

(6) Über die Verhandlungen der Bezirksausschüsse
sind Niederschriften zu fertigen und den Mitgliedern
des jeweiligen Bezirksausschusses und der oder dem
Vorsitzenden des Presbyteriums zur Kenntnis zu ge-
ben. Im Übrigen gelten für die Beschlussfähigkeit,
Abstimmungen und die Geschäftsführung der Be-
zirksausschüsse die entsprechenden Bestimmungen
der Kirchenordnung für die Presbyterien.
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§ 4
Bau- und Finanzausschuss

(1) Zusammensetzung
Dem Bau- und Finanzausschuss der Kirchengemeinde
gehören die Pfarrerinnen und Pfarrer und die Kirch-
meisterinnen und Kirchmeister der Pfarrbezirke als
ständige Mitglieder an.
Darüber hinaus sollen weitere ständige Mitglieder be-
rufen werden. Sie sollen die Befähigung zum Presby-
teramt haben, unterliegen aber nicht den Beschrän-
kungen zur Wahl (haupt- und nebenamtliche Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, nahe Verwandte usw.).
Zu bestimmten Projekten können weitere sachkundige
Mitglieder auf Zeit berufen werden.
Die Zahl der Pfarrerinnen oder Pfarrer und Kirchmeis-
terinnen oder Kirchmeister soll um mindestens eine
Person höher sein als die Zahl der übrigen ständig be-
rufenen Mitglieder.
Der Bau- und Finanzausschuss wählt unter den ständig
berufenen Mitgliedern ein Mitglied des Presbyteriums
zu seiner oder seinem Vorsitzenden. Die Vorsitzende
oder der Vorsitzende vertritt den Bau- und Finanzaus-
schuss gegenüber dem Presbyterium, der kreiskirch-
lichen Verwaltung und ggf. der Öffentlichkeit.
Die dauerhaft berufenen Mitglieder des Bau- und Fi-
nanzausschusses werden für die Amtsperiode des
Presbyteriums berufen.

(2) Sitzungen
Der Bau- und Finanzausschuss tagt regelmäßig einmal
im Quartal. Zusätzlich können bei Bedarf Termine ad
hoc einberufen werden. Solche Termine sind einzu-
berufen, wenn mehr als ein Drittel der ständigen Mit-
glieder es fordert.
Der Bau- und Finanzausschuss ist beschlussfähig,
wenn mindestens die Hälfte der ständigen Mitglieder
anwesend ist. Die Sitzungstermine sind mit den Sit-
zungsterminen des Presbyteriums der Kirchengemein-
de und des Finanzausschusses des Kirchenkreises Pa-
derborn zu koordinieren.
Über die Sitzungen des Bau- und Finanzausschusses
sind Protokolle anzufertigen, die den Mitgliedern des
Presbyteriums zur Kenntnis gebracht werden.

(3) Aufgaben
Der Bau- und Finanzausschuss erstellt Grundsätze zur
Nutzung der Gebäude und Liegenschaften der Kir-
chengemeinde sowie für die Vergabe von kirchlichen
Räumen und Einrichtungen und schreibt diese fort. Er
legt diese Grundsätze dem Presbyterium zur Be-
schlussfassung vor.
Dabei werden ökologische Grundsätze, die der Ver-
antwortung aller Christen für die Bewahrung der
Schöpfung gerecht werden, berücksichtigt.
Der Ausschuss pflegt eine enge und vertrauensvolle
Zusammenarbeit mit der Bau- und Liegenschaftsab-
teilung des Kreiskirchenamtes, dem Finanzausschuss

des Kirchenkreises und dem Fachreferat für Tages-
einrichtungen.

Er führt die jährliche Grundstücks- und Gebäudebe-
gehung in Zusammenarbeit mit den Bezirken und den
Verantwortlichen aus der Bau- und Liegenschaftsab-
teilung des Kreiskirchenamtes durch.

Der Bau- und Finanzausschuss berät über die verfüg-
baren Finanzmittel und schlägt dem Presbyterium die
Verteilung und Verwendung der Finanzmittel vor. Er
stellt in enger Zusammenarbeit mit der Finanzabtei-
lung und dem Fachreferat für Kindertageseinrichtun-
gen des Kirchenkreises den Haushaltsplan der Kir-
chengemeinde und der Kindertageseinrichtung auf
und legt ihn dem Presbyterium zur Beschlussfassung
vor. Er erstellt für die Kirchengemeinde und die zu-
gehörige Kindertageseinrichtung einen mittel- und
langfristigen Investitionsplan auf der Basis der An-
forderungen und der vom Presbyterium vorgegebenen
Prioritäten.

Er kann Vorschläge für solche Prioritätensetzung ma-
chen.

Er bereitet Entscheidungen über die Vermietung, Ver-
pachtung und Vergabe von Erbbaurechten und sons-
tigen Gebäude- und Grundstücksangelegenheiten vor.

Der Bau- und Finanzausschuss entscheidet:

a) über die Vergabe von Aufträgen im Rahmen des
geltenden Haushaltsplanes, soweit nach Maßga-
be der Satzung nicht andere Ausschüsse (insbe-
sondere die Bezirksausschüsse) zuständig sind,

b) über die Feststellung der Endabrechnung von
Bau- und Gebäudeerhaltungsmaßnahmen.

§ 5
Grundsatz der Zusammenarbeit

(1) Bezirksausschüsse und Bau- und Finanzausschuss
unterstützen sich gegenseitig bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben und stellen sich die erforderlichen In-
formationen und Unterlagen zur Verfügung.

(2) Angelegenheiten, die die Zuständigkeit mehrerer
Ausschüsse berühren, werden im gegenseitigen Ein-
vernehmen entschieden. Wird ein Einvernehmen nicht
erzielt, entscheidet das Presbyterium.

§ 6
Schlussbestimmungen

(1) Diese Satzung sowie Änderungen dieser Satzung
bedürfen der kirchenaufsichtlichen Genehmigung.

(2) Die Satzung tritt mit der Veröffentlichung im
Kirchlichen Amtsblatt in Kraft und gilt bis zum
31. Dezember 2013.

(3) Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung wird die bis-
herige Satzung der Ev. Kirchengemeinde Büren
(KABl. 2004 S. 102) sowie die zugehörige Geschäfts-
ordnung außer Kraft gesetzt.
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Fürstenberg, 20. August 2009
Evangelische Kirchengemeinde

Büren-Fürstenberg
Das Presbyterium

(L. S.) Dr. Reuter Mehl Ape

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss des Presbyteriums
der Ev. Kirchengemeinde Büren-Fürstenberg vom
20. August 2009, Beschluss-Nr. 68, und dem Be-
schluss des Kreissynodalvorstandes des Kirchenkrei-
ses Paderborn vom 23. September 2009, TOP 3.2,

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 1. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Deutsch
Az.: 010.21-4426

Satzung
für die Evangelische Kirchengemeinde

Hervest-Wulfen

Präambel
Die Evangelische Kirchengemeinde Hervest und die
Evangelische Kirchengemeinde Wulfen sind zum
1. Juli 2007 zu einer Kirchengemeinde vereinigt wor-
den. Die neu gebildete Kirchengemeinde erhält den
Namen „Evangelische Kirchengemeinde Hervest-
Wulfen“.
Der Bekenntnisstand der Evangelischen Kirchenge-
meinde Hervest-Wulfen ist evangelisch-uniert (Lu-
therischer Katechismus).
Im Vertrauen auf Gottes Wort und Zuwendung und
nach den Bestimmungen der Kirchenordnung der
Evangelischen Kirche von Westfalen gibt sich die
Evangelische Kirchengemeinde Hervest-Wulfen für
die Ordnung und Regelung ihrer Aufgaben und Diens-
te folgende Satzung.

§ 1
Leitung der Kirchengemeinde

(1) Die Leitung der Kirchengemeinde liegt beim Pres-
byterium. Es trägt die Gesamtverantwortung für den
Dienst der Kirchengemeinde. Es ist für alle Angele-
genheiten in der Ev. Kirchengemeinde Hervest-Wul-
fen zuständig, soweit die Kirchenordnung, andere
kirchliche Rechtsvorschriften oder diese Satzung
nichts anderes bestimmen. Zu seinen Aufgaben gehö-
ren insbesondere Grundsatzentscheidungen über Pla-
nung, Zielsetzung und Durchführung der Gemeinde-
arbeit. Es vertritt die Kirchengemeinde in der Öffent-
lichkeit und im Rechtsverkehr.
(2) Zur Unterstützung seiner Arbeit bildet das Presby-
terium unmittelbar nach Beendigung einer Wahl der
Presbyterinnen und Presbyter drei Bezirksausschüsse

und den geschäftsführenden Ausschuss. Zusätzlich
können beratende Ausschüsse eingerichtet werden.

§ 2
Gliederung der Kirchengemeinde

(1) Die Kirchengemeinde gliedert sich in drei Gemein-
debezirke:

I. Hervest (1. Pfarrstelle)
II. Alt-Wulfen (2. Pfarrstelle)

III. Barkenberg (3. Pfarrstelle)

(2) Das Presbyterium beschließt über die Zuordnung
der Pfarrbezirke zu den Gemeindebezirken. Die ge-
naue Beschreibung der Bezirke erfolgt in einem Ver-
zeichnis, das die zugehörigen Straßennamen enthält.

§ 3
Bezirksausschüsse

(1) Für die kirchliche Arbeit in den Gemeindebezirken
wird für jeden Gemeindebezirk ein Bezirksausschuss
gebildet. Mitglieder der Bezirksausschüsse sind die
zum Bezirk gehörenden Mitglieder des Presbyte-
riums. Darüber hinaus beruft das Presbyterium bis zu
6 im Gemeindebezirk tätige haupt- und nebenberufli-
che Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Gemein-
deglieder, die die Befähigung zum Amt einer Presby-
terin oder eines Presbyters haben. Bei der Berufung ist
eine gleichmäßige Berücksichtigung von Frauen und
Männern anzustreben.
Die Mitglieder der Bezirksausschüsse werden jeweils
in der ersten Sitzung des Presbyteriums nach Ab-
schluss einer Wahl der Presbyterinnen und Presbyter
für vier Jahre berufen.
Der Bezirksausschuss wählt die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden und die stellvertretende Vorsitzende
oder den stellvertretenden Vorsitzenden aus seiner
Mitte. Die Amtszeit beträgt zwei Jahre. Wiederwahl
ist möglich.
(2) Die Bezirksausschüsse haben die Aufgabe, das
kirchliche Leben in den Gemeindebezirken zu planen,
zu fördern, zu koordinieren und verantwortlich zu be-
gleiten. Sie arbeiten innerhalb der ihnen übertragenen
Zuständigkeiten auf der Grundlage des Haushalts-
planes und weiterer ihnen vom Presbyterium gegebe-
nen Rahmenbeschlüsse.
- Sie regeln die den jeweiligen Gemeindebezirk be-

treffenden Fragen der kirchlichen Arbeit.
- Sie fördern das kirchliche Leben der Gemeinde,

indem sie die Schwerpunkte der Gemeinde in den
Gemeindebezirken umsetzen.

- Sie beraten und entscheiden, wie die im Haushalts-
plan für die Einrichtungen der Gemeindebezirke
zugeordneten Finanzmittel (für Inventar, Ver-
brauchsmittel, Verwaltungs- und Betriebsausga-
ben) verwaltet und verteilt werden.

(3) Die oder der Vorsitzende des Presbyteriums sowie
die Stellvertretung sind berechtigt, an den Sitzungen
der Bezirksausschüsse mit beratender Stimme teilzu-
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nehmen und Anträge einzubringen, soweit sie nicht
selbst Mitglied der Bezirksausschüsse sind.

(4) Über die Verhandlungen der Bezirksausschüsse
sind Protokolle zu fertigen und allen Mitgliedern des
jeweiligen Bezirksausschusses und des Presbyteriums
zur Kenntnis zu geben.

(5) Zur Erfüllung der durch das Presbyterium übertra-
genen Aufgaben treten die Bezirksausschüsse in re-
gelmäßigen Abständen zusammen. Die Zusammen-
künfte sollten mindestens vierteljährlich erfolgen. Die
Einladung zu den Sitzungen erfolgt durch die Vorsit-
zenden der Bezirksausschüsse. Die Bestimmungen der
Kirchenordnung über die Geschäftsführung der Pres-
byterien gelten entsprechend.

§ 4
Geschäftsführender Ausschuss

(1) Das Presbyterium bildet aus seiner Mitte den ge-
schäftsführenden Ausschuss.

(2) Der geschäftsführende Ausschuss bereitet die Sit-
zungen des Presbyteriums vor, nimmt die Empfehlun-
gen der Bezirksausschüsse und der beratenden Aus-
schüsse entgegen und erstellt die Beschlussvorlagen.
Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
a) Vorbereitung und Durchführung von Planung

und Koordinierung der kirchlichen Arbeit im Be-
reich der Kirchengemeinde, einschließlich der
Vorbereitung der Sitzungen des Presbyteriums,

b) Vorbereitung des Haushaltsplans einschließlich
des Stellenplanes und der Kostendeckungspläne
der Kirchengemeinde,

c) Vorbereitung der Personalangelegenheiten (Ein-
stellung, Eingruppierung, Höhergruppierung,
Entlassung etc.),

d) Überwachung und Durchführung des Haushalts-
planes und der Kostendeckungspläne,

e) finanzielle Entscheidungen im Rahmen des be-
schlossenen Haushaltsplans,

f) Vorbereitung der Entscheidung über Vermie-
tung, Verpachtungen und Vergabe von Erbbau-
rechten und sonstigen Grundstücksangelegenhei-
ten,

g) Entscheidung über die Vergabe von Aufträgen
für notwendige Reparatur- und Instandsetzungs-
maßnahmen im Rahmen der dafür zur Verfügung
stehenden Haushaltsmittel,

h) Aufstellung von Grundsätzen zur Regelung von
Urlaubszeiten der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im Rahmen der tariflichen Bestimmungen
sowie von Vertretungsdiensten im Rahmen der
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel.

(3) Die Mitglieder werden in der ersten Sitzung des
Presbyteriums nach Abschluss der Presbyterwahl für
vier Jahre berufen.
Mitglieder im geschäftsführenden Ausschuss sind:

a) die oder der Vorsitzende des Presbyteriums so-
wie die stellvertretende Vorsitzende oder der
stellvertretende Vorsitzende,

b) die Finanzkirchmeisterin oder der Finanzkirch-
meister sowie die Baukirchmeisterin oder der
Baukirchmeister,

c) mindestens drei und höchstens fünf weitere Mit-
glieder des Presbyteriums.

Alle Gemeindebezirke sollen im geschäftsführenden
Ausschuss vertreten sein. Dem geschäftsführenden
Ausschuss müssen mehr Presbyterinnen oder Presby-
ter als Pfarrstelleninhaberinnen oder Pfarrstelleninha-
ber angehören. Bei der Wahl ist eine gleichmäßige
Berücksichtigung von Frauen und Männern anzustre-
ben.
(4) Den Vorsitz führt die oder der Vorsitzende des
Presbyteriums.
(5) Die Sitzungen des geschäftsführenden Ausschus-
ses werden durch die Vorsitzende oder den Vorsitzen-
den einberufen und geleitet. Über die Verhandlungen
des geschäftsführenden Ausschusses sind Nieder-
schriften zu fertigen. Im Übrigen gelten für die Be-
schlussfähigkeit, Abstimmungen und die Geschäfts-
führung des geschäftsführenden Ausschusses die ent-
sprechenden Bestimmungen der Kirchenordnung für
die Presbyterien.

§ 5
Grundsätze der Zusammenarbeit

Das Presbyterium, die Bezirksausschüsse, der ge-
schäftsführende Ausschuss und die beratenden Aus-
schüsse der Evangelischen Kirchengemeinde Her-
vest-Wulfen unterstützen sich gegenseitig bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben und stellen sich die
erforderlichen Informationen und Unterlagen zur Ver-
fügung. Angelegenheiten, die die Zuständigkeiten
mehrerer Gremien berühren, werden in gegenseitigem
Einvernehmen entschieden. Wird ein Einvernehmen
nicht erreicht, entscheidet das Presbyterium.

§ 6
Schlussbestimmungen

Diese Satzung sowie Änderungen dieser Satzung be-
dürfen der kirchenaufsichtlichen Genehmigung.
Die Satzung tritt mit Genehmigung des Landes-
kirchenamtes und Veröffentlichung im Kirchlichen
Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen in
Kraft und mit dem 31. Dezember 2012 außer Kraft.

Dorsten, 19. August 2009
Evangelische Kirchengemeinde

Hervest-Wulfen
Das Presbyterium

(L. S.) Krüger Mosdzin Bornemann

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss des Presbyteriums
der Ev. Kirchengemeinde Hervest-Wulfen vom
19. August 2009, Beschluss-Nr. 07-08-09, und dem
Beschluss des Kreissynodalvorstandes des Kirchen-
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kreises Gladbeck-Bottrop-Dorsten vom 19. Novem-
ber 2009, TOP 7,

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 1. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Deutsch
Az.: 010.21-3117

Satzung der Stiftung
Martin-Luther-Kirche Holsterhausen,

kirchliche Stiftung
für die Evangelische Kirchengemeinde

Holsterhausen

Das Presbyterium der Evangelischen Kirchengemein-
de Holsterhausen hat durch Beschluss vom 28. Okto-
ber 2009 die Stiftung Martin-Luther-Kirche Holster-
hausen errichtet und ihr diese Satzung gegeben.
Zweck der Stiftung ist die Förderung der kirchlichen
und diakonischen Arbeit in der Kirchengemeinde.
Alle Personen, die die kirchliche Arbeit in der Evan-
gelischen Kirchengemeinde Holsterhausen fördern
wollen, sind herzlich eingeladen, durch Zustiftungen,
Zuwendungen, Vermächtnisse und Spenden dieses
Werk zu unterstützen.

§ 1
Name, Rechtsform, Sitz der Stiftung

(1) Die Stiftung trägt den Namen „Stiftung Martin-
Luther-Kirche Holsterhausen“. Sie ist eine kirchliche
Stiftung für die Kirchengemeinde Holsterhausen.
(2) Sie ist eine unselbstständige, kirchliche Stiftung
des bürgerlichen Rechts mit Sitz in Dorsten-Holster-
hausen.

§ 2
Gemeinnütziger, kirchlicher Zweck

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittel-
bar gemeinnützige und kirchliche Zwecke im Sinne
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Ab-
gabenordnung.
(2) Zweck der Stiftung ist die materielle und ideelle
Unterstützung der Arbeit der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Holsterhausen.
(3) Der Stiftungszweck wird insbesondere verwirk-
licht durch die Unterstützung von
- Maßnahmen des missionarischen Gemeindeauf-

baus,
- Arbeit mit Kindern, Konfirmanden und Jugendli-

chen,
- Arbeit mit Erwachsenen und Senioren,
- christlich-kulturellen Angeboten (z. B. Kirchen-

musik),

- diakonischen Maßnahmen,
- Erwerb, Erhalt und Gestaltung von Kirchengebäu-

den.

(4) Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(5) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungs-
mäßigen Zwecke verwendet werden. Die Stifterinnen
und Stifter und ihre Erben haben keinen Rechtsan-
spruch auf Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung.

§ 3
Stiftungsvermögen

(1) Das Stiftungsvermögen beträgt zunächst 80.000 €.
Es wird als Sondervermögen der Kirchengemeinde
verwaltet.

(2) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Wert unge-
schmälert zu erhalten. Dem Stiftungsvermögen wach-
sen nur die Zuwendungen Dritter zu, die dazu be-
stimmt sind.

(3) Das Stiftungsvermögen kann jederzeit durch Zu-
stiftungen erhöht werden. Die Zustiftungen können in
Form von Bar- und Sachwerten erfolgen; zugestiftete
Sachwerte können auf Beschluss des Stiftungsrates
zum Zwecke der Vermögensumschichtung jederzeit
veräußert werden.

§ 4
Verwendung der Vermögenserträge

und Zuwendungen

(1) Die Erträge des Stiftungsvermögens und die dem
Vermögen nicht zuwachsenden Zuwendungen sind
zur Erfüllung des Stiftungszweckes zu verwenden.

(2) Bei Zustiftungen von 10.000 € und mehr kann die
Zustifterin oder der Zustifter ein konkretes satzungs-
konformes Projekt benennen, das aus den Beträgen
dieser Zustiftung gefördert werden soll. Ist diese För-
derung nicht mehr möglich, sind die Erträge für sat-
zungsgemäße Fördermaßnahmen zu verwenden

(3) Die Stiftung kann ihre Mittel ganz oder teilweise
einer Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist,
um ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke
nachhaltig erfüllen zu können.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem
Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5
Zweckgebundene Zuwendungen

(1) Der Stiftung können zweckgebundene Zuwendun-
gen gemacht werden. Die Stiftung wird diese Zuwen-
dungen zweckentsprechend im Rahmen des Stiftungs-
zweckes verwenden.
(2) Über die Verwendung unbenannter Zuwendungen
entscheidet der Stiftungsrat, soweit in dieser Satzung
nichts anderes bestimmt ist.
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§ 6
Rechtsstellung der Begünstigten

Den durch die Stiftung Begünstigten steht aufgrund
dieser Satzung ein Rechtsanspruch auf Leistungen der
Stiftung nicht zu.

§ 7
Stiftungsrat

(1) Organ der Stiftung ist der Stiftungsrat.

(2) Der Stiftungsrat besteht aus fünf Mitgliedern, die
vom Presbyterium gewählt werden. Mindestens ein
Mitglied muss, höchstens drei Mitglieder sollen dem
Presbyterium angehören. Darunter darf höchstens eine
Pfarrstelleninhaberin oder ein Pfarrstelleninhaber der
Ev. Kirchengemeinde Holsterhausen sein. Mitarbei-
tende der Kirchengemeinde, die ganz oder teilweise
aus Stiftungserträgnissen finanziert werden, können
nicht in den Stiftungsrat gewählt werden.

(3) Der Stiftungsrat wählt aus seiner Mitte eine Vor-
sitzende oder einen Vorsitzenden und deren oder des-
sen Stellvertretung.

(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Stiftungsrates be-
trägt vier Jahre. Wiederwahl ist möglich. Mitglieder
des Stiftungsrates können vom Presbyterium aus
wichtigem Grund abberufen werden.

(5) Die Mitglieder des Stiftungsrates sind ehrenamt-
lich für die Stiftung tätig. Ihnen dürfen keine Vermö-
gensvorteile zugewendet werden.

(6) Für die Einladung und die Durchführung der Sit-
zungen gelten die Bestimmungen der Kirchenordnung
für Leitungsorgane der Kirchengemeinden sinnge-
mäß.

(7) Der Stiftungsrat tritt mindestens einmal jährlich
zusammen.

§ 8
Rechte und Pflichten des Stiftungsrates

Der Stiftungsrat hat im Rahmen dieser Satzung den
Willen der Stifter so wirksam wie möglich zu erfüllen.
Seine Aufgaben sind insbesondere

a) die Verwaltung des Stiftungsvermögens ein-
schließlich der Führung von Büchern und der
Aufstellung des Jahresabschlusses, soweit dies
nicht dem Kreiskirchenamt des Kirchenkreises
Gladbeck-Bottrop-Dorsten bzw. einer Mitarbei-
terin oder einem Mitarbeiter des Kreiskirchen-
amtes übertragen ist,

b) die Beschlussfassung über die Verwendung der
Erträgnisse des Stiftungsvermögens,

c) die Fertigung eines ausführlichen Jahresberichtes
einschließlich des Nachweises der Mittelverwen-
dung zur Vorlage an das Presbyterium und die
Stifterinnen und Stifter,

d) die jährliche Einladung der Stifterinnen und Stif-
ter zu einer Zusammenkunft.

§ 9
Rechtsstellung des Presbyteriums

der Kirchengemeinde
(1) Unbeschadet der Rechte des Stiftungsrates wird
die Gesamtleitung der Stiftung von dem Presbyterium
wahrgenommen.
(2) Dem Presbyterium bleiben folgende Rechte vor-
behalten:
a) Vertretung der Stiftung bei notariellen Erklärun-

gen. Bevollmächtigungen sind möglich,
b) Änderung der Satzung,
c) Auflösung der Stiftung,
d) Beratung und Beschlussfassung über Angelegen-

heiten von besonderer Wichtigkeit, die in ihrer
Bedeutung über die laufende Verwaltung der
Stiftung und ihres Vermögens hinausgehen.
Hierzu gehören alle Zustiftungen mit Auflage
(z. B. Grablegate) sowie alle aufsichtlich zu ge-
nehmigenden oder anzuzeigenden Angelegen-
heiten (z. B. Grundstücksangelegenheiten und
Erbschaften).

(3) Entscheidungen des Stiftungsrates kann das Pres-
byterium aufheben, wenn sie gegen diese Satzung, die
Bestimmungen des Gemeinnützigkeitsrechts oder an-
dere Rechtsvorschriften verstoßen.
(4) Das Presbyterium und der Stiftungsrat sollen sich
um einvernehmliches Handeln bemühen.

§ 10
Anpassung an veränderte Verhältnisse

Verändern sich die Verhältnisse derart, dass die Er-
füllung des Stiftungszwecks vom Stiftungsrat nicht
mehr für sinnvoll gehalten wird, so kann er einen neu-
en Stiftungszweck beschließen. Der Beschluss bedarf
einer Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder des
Stiftungsrates und der Bestätigung durch das Presby-
terium. Der neue Stiftungszweck hat gemeinnützig
und evangelisch-kirchlich zu sein und muss der Kir-
chengemeinde Holsterhausen in den Grenzen des
Gründungsjahres der Stiftung im Jahr 2009 zugute-
kommen.

§ 11
Auflösung der Stiftung

Der Stiftungsrat kann dem Presbyterium die Auflö-
sung der Stiftung mit einer Mehrheit von drei Vierteln
seiner Mitglieder vorschlagen, wenn die Umstände es
nicht mehr zulassen, den Stiftungszweck dauernd und
nachhaltig zu erfüllen.

§ 12
Vermögensanfall bei Auflösung

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung fällt das
Vermögen ausschließlich an die Evangelische Kir-
chengemeinde Holsterhausen oder ihren Rechtsnach-
folger, die/der es unmittelbar und ausschließlich für
Aufgaben der Kirchengemeinde in den Grenzen des
Gründungsjahres der Stiftung im Jahr 2009 zu ver-
wenden hat.
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§ 13
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt nach Erteilung der kirchenaufsicht-
lichen Genehmigung durch das Landeskirchenamt der
Evangelischen Kirche von Westfalen, die auch für
Satzungsänderungen erforderlich ist, mit der Veröf-
fentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

Holsterhausen, 28. Oktober 2009
Evangelische Kirchengemeinde

Holsterhausen
Das Presbyterium

(L. S.) Overath Lesch Boden Schulz

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss des Presbyteriums
der Ev. Kirchengemeinde Holsterhausen vom 28. Ok-
tober 2009, TOP 7,

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 7. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Deutsch
Az.: 930.29-3112

Satzung
für die Evangelische Stiftung
„Luise-Arntz-Vermächtnis“,

kirchliche Gemeinschaftsstiftung
für die Evangelische

Kirchengemeinde Höxter

Das Presbyterium der Evangelischen Kirchengemein-
de Höxter hat durch Beschluss vom 18. März 2009 die
Stiftung „Luise-Arntz-Vermächtnis“ errichtet und ihr
diese Satzung gegeben. Zweck der Stiftung ist die
Förderung der kirchlichen und diakonischen Arbeit in
der Kirchengemeinde. Als finanziellen Grundstock
hat die Kirchengemeinde ein Stiftungskapital in Höhe
von 200.000 € zur Verfügung gestellt.
Über ihre eigene fördernde Tätigkeit hinaus hat sich
die Stiftung zum Ziel gesetzt, die Bereitschaft von Ge-
meindegliedern und Gruppen zur ehrenamtlichen Mit-
arbeit an dieser Aufgabe zu wecken und weiteres pri-
vates Engagement auf diesem Gebiet anzuregen.
Alle Personen, die die kirchliche und diakonische Ar-
beit in der Evangelischen Kirchengemeinde Höxter
fördern wollen, sind herzlich eingeladen, durch Zu-
stiftungen, Zuwendungen, Vermächtnisse und Spen-
den dieses Werk zu unterstützen.

§ 1
Name, Rechtsform, Sitz der Stiftung

(1) Die Stiftung trägt den Namen „Evangelische Stif-
tung Luise-Arntz-Vermächtnis“. Sie ist eine kirchli-

che Gemeinschaftsstiftung für die Evangelische Kir-
chengemeinde Höxter.
(2) Sie ist eine unselbstständige, kirchliche Stiftung
des bürgerlichen Rechts mit Sitz in Höxter.

§ 2
Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittel-
bar gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke
im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“
der Abgabenordnung.

(2) Zweck der Stiftung ist die materielle und ideelle
Unterstützung der kirchlichen und diakonischen Ar-
beit der Evangelischen Kirchengemeinde Höxter so-
wie der Kunst und Kultur im Rahmen der Evangeli-
schen Kirchengemeinde Höxter.

(3) Der Stiftungszweck wird verwirklicht insbesonde-
re durch
- die Unterstützung des Erhalts der historischen Ge-

bäude der Evangelischen Kirchengemeinde Höx-
ter,

- die Unterstützung der Jugendarbeit,
- die Unterstützung der Arbeit mit Kindern insbe-

sondere in den Kindertageseinrichtungen der
Evangelischen Kirchengemeinde,

- die Förderung der kirchenmusikalischen Arbeit.

(4) Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(5) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungs-
mäßigen Zwecke verwendet werden. Die Stifterinnen
und Stifter und ihre Erben haben keinen Rechtsan-
spruch auf Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung.

§ 3
Stiftungsvermögen

(1) Das Stiftungsbarvermögen besteht zunächst aus
200.000 € in bar. Das Stiftungsvermögen wird als
Sondervermögen der Evangelischen Kirchengemein-
de Höxter verwaltet.

(2) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Wert unge-
schmälert zu erhalten. Dem Stiftungsvermögen wach-
sen nur die Zuwendungen Dritter zu, die dazu be-
stimmt sind.

(3) Das Stiftungsvermögen kann jederzeit durch Zu-
stiftungen ab 500 € erhöht werden. Die Zustiftungen
können in Form von Bar- und Sachwerten erfolgen;
zugestiftete Sachwerte können auf Beschluss des Stif-
tungsrates zum Zwecke der Vermögensumschichtung
jederzeit veräußert werden.

(4) Die Stiftung kann im Rahmen ihres Zwecks auch
andere rechtlich unselbstständige Stiftungen als Treu-
händerin verwalten oder die treuhänderische Verwal-
tung von Stiftungsfonds übernehmen.

338   Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 12 vom 30. Dezember 2009



§ 4
Verwendung der Vermögenserträge

und Zuwendungen
(1) Die Erträge des Stiftungsvermögens und die dem
Vermögen nicht zuwachsenden Zuwendungen sind
zur Erfüllung des Stiftungszweckes zu verwenden.
(2) Bei Zustiftungen von 5.000 € und mehr kann die
Zustifterin oder der Zustifter ein konkretes satzungs-
konformes Projekt benennen, das aus den Erträgen
dieser Zustiftung gefördert werden soll. Ist diese För-
derung nicht mehr möglich, sind die Erträge für sat-
zungsgemäße Fördermaßnahmen zu verwenden.
(3) Die Stiftung kann ihre Mittel ganz oder teilweise
einer Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist,
um ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke
nachhaltig erfüllen zu können.
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem
Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5
Zweckgebundene Zuwendungen

(1) Der Stiftung können zweckgebundene Zuwendun-
gen gemacht werden. Die Stiftung wird diese Zuwen-
dungen zweckentsprechend im Rahmen des Stiftungs-
zweckes verwenden.
(2) Über die Verwendung unbenannter Zuwendungen
entscheidet der Stiftungsrat, soweit in dieser Satzung
nichts anderes bestimmt ist.

§ 6
Rechtsstellung der Begünstigten

Den durch die Stiftung Begünstigten steht aufgrund
dieser Satzung ein Rechtsanspruch auf Leistungen der
Stiftung nicht zu.

§ 7
Stiftungsrat

(1) Organ der Stiftung ist der Stiftungsrat.
(2) Der Stiftungsrat besteht aus sieben Mitgliedern,
die vom Presbyterium berufen werden. Sie müssen die
Befähigung zum Amt einer Presbyterin oder eines
Presbyters haben. Mindestens vier Mitglieder, darun-
ter die Kirchmeisterin oder der Kirchmeister, müssen,
höchstens fünf Mitglieder sollen dem Presbyterium
der Evangelischen Kirchengemeinde Höxter angehö-
ren.
(3) Der Stiftungsrat wählt aus seiner Mitte eine Vor-
sitzende oder einen Vorsitzenden und deren oder des-
sen Stellvertretung.
(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Stiftungsrates be-
trägt vier Jahre. Wiederwahl ist möglich. Mitglieder
des Stiftungsrates können vom Presbyterium aus
wichtigem Grund abberufen werden.
(5) Die Mitglieder des Stiftungsrates sind ehrenamt-
lich für die Stiftung tätig. Ihnen dürfen keine Vermö-
gensvorteile zugewendet werden.
(6) Für die Einladung und die Durchführung der Sit-
zungen gelten die Bestimmungen der Kirchenordnung

für Presbyterien sinngemäß. Der Stiftungsrat ist be-
schlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglie-
der anwesend ist. Über die Sitzungen ist eine Nieder-
schrift zu fertigen und dem Presbyterium zuzuleiten.

(7) Der Stiftungsrat tritt mindestens einmal jährlich
zusammen.

§ 8
Rechte und Pflichten des Stiftungsrates

Der Stiftungsrat hat im Rahmen dieser Satzung den
Willen der Stifter so wirksam wie möglich zu erfüllen.
Seine Aufgaben sind insbesondere

a) die Verwaltung des Stiftungsvermögens ein-
schließlich der Führung von Büchern und der
Aufstellung der Jahresabrechnung, soweit dies
nicht dem Kreiskirchenamt des Kirchenkreises
Paderborn bzw. einer Mitarbeiterin oder einem
Mitarbeiter des Kreiskirchenamtes übertragen
ist,

b) die Beschlussfassung über die Verwendung der
Erträgnisse des Stiftungsvermögens,

c) die Fertigung eines ausführlichen Jahresberichtes
einschließlich des Nachweises der Mittelverwen-
dung zur Vorlage an das Presbyterium der Evan-
gelischen Kirchengemeinde Höxter,

d) die regelmäßige Einladung der Stifterinnen und
Stifter zu einer Zusammenkunft.

§ 9
Rechtsstellung des Presbyteriums

(1) Unbeschadet der Rechte des Stiftungsrates wird
die Gesamtleitung der Stiftung vom Presbyterium der
Evangelischen Kirchengemeinde Höxter wahrgenom-
men.

(2) Dem Presbyterium der Evangelischen Kirchenge-
meinde Höxter bleiben folgende Rechte vorbehalten:
a) Vertretung der Stiftung bei notariellen Erklärun-

gen. Bevollmächtigungen sind möglich,
b) Änderung der Satzung,
c) Auflösung der Stiftung,
d) Beratung und Beschlussfassung über Angelegen-

heiten von besonderer Wichtigkeit, die in ihrer
Bedeutung über die laufende Verwaltung der
Stiftung und ihres Vermögens hinausgehen.
Hierzu gehören alle Zustiftungen mit Auflage
(z. B. Grablegate) sowie alle aufsichtlich zu ge-
nehmigenden oder anzuzeigenden Angelegen-
heiten (z. B. Grundstücksangelegenheiten und
Erbschaften).

(3) Entscheidungen des Stiftungsrates kann das Pres-
byterium der Evangelischen Kirchengemeinde Höxter
aufheben, wenn sie gegen diese Satzung, die Bestim-
mungen des Gemeinnützigkeitsrechts oder andere
Rechtsvorschriften verstoßen.
(4) Presbyterium und Stiftungsrat sollen sich um ein-
vernehmliches Handeln bemühen.
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§ 10
Anpassung an veränderte Verhältnisse

Verändern sich die Verhältnisse derart, dass die Er-
füllung des Stiftungszwecks vom Stiftungsrat nicht
mehr für sinnvoll gehalten wird, so kann er einen neu-
en Stiftungszweck beschließen. Der Beschluss bedarf
einer Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder des
Stiftungsrates und der Bestätigung durch das Presby-
terium der Evangelischen Kirchengemeinde Höxter.
Der neue Stiftungszweck hat gemeinnützig und evan-
gelisch-kirchlich zu sein und muss der Evangelischen
Kirchengemeinde Höxter zugutekommen.

§ 11
Auflösung der Stiftung

Der Stiftungsrat kann dem Presbyterium der Evange-
lischen Kirchengemeinde Höxter die Auflösung der
Stiftung mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner
Mitglieder vorschlagen, wenn die Umstände es nicht
mehr zulassen, den Stiftungszweck dauernd und nach-
haltig zu erfüllen.

§ 12
Vermögensanfall bei Auflösung

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung fällt das
Vermögen an die Evangelische Kirchengemeinde
Höxter, die es unmittelbar und ausschließlich für Auf-
gaben der Kirchengemeinde zu verwenden hat.

§ 13
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt nach Erteilung der kirchenaufsicht-
lichen Genehmigung durch das Landeskirchenamt der
Evangelischen Kirche von Westfalen, die auch für
Satzungsänderungen erforderlich ist, mit der Veröf-
fentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

Höxter, 26. August 2009
Evangelische Kirchengemeinde Höxter

Das Presbyterium
(L. S.) Schreiner Roth Dormann

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss des Presbyteriums
der Ev. Kirchengemeinde Höxter vom 26. August
2009

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 19. November 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Deutsch
Az.: 930.29-4413

Satzung
der Stiftung Kirchenmusik

der Evangelischen Kirchengemeinde
Menden,

kirchliche Stiftung
der Kirchengemeinde Menden

Das Presbyterium der Kirchengemeinde Menden hat
durch Beschluss vom 26. August 2009 die Stiftung
Kirchenmusik der Evangelischen Kirchengemeinde
Menden errichtet und ihr diese Satzung gegeben.
Zweck der Stiftung ist die Förderung der Kirchenmu-
sik in der Kirchengemeinde. Als finanziellen Grund-
stock hat die Kirchengemeinde ein Stiftungskapital in
Höhe von 5.000 € zur Verfügung gestellt.

§ 1
Name, Rechtsform, Sitz der Stiftung

(1) Die Stiftung trägt den Namen Stiftung Kirchen-
musik der Evangelischen Kirchengemeinde Menden.
Sie ist eine kirchliche Stiftung für die Kirchengemein-
de Menden.
(2) Sie ist eine unselbstständige, kirchliche Stiftung
des bürgerlichen Rechts mit Sitz in Menden.

§ 2
Gemeinnütziger, kirchlicher Zweck

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittel-
bar gemeinnützige und kirchliche Zwecke im Sinne
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Ab-
gabenordnung.
(2) Zweck der Stiftung ist die materielle und ideelle
Unterstützung der Kirchenmusik der Kirchengemein-
de Menden.
(3) Der Stiftungszweck wird verwirklicht insbesonde-
re durch Personalkostenzuschüsse für die hauptamt-
liche kirchenmusikalische Arbeit in der Kirchenge-
meinde Menden, in besonderen Fällen auch durch
Sachkostenzuschüsse für die Kirchenmusik.
(4) Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
(5) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungs-
mäßigen Zwecke verwendet werden. Die Stifterinnen
und Stifter und ihre Erben haben keinen Rechtsan-
spruch auf Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung.

§ 3
Stiftungsvermögen

(1) Das Stiftungsvermögen beträgt zunächst 5.000 €.
Es wird als Sondervermögen der Kirchengemeinde
Menden verwaltet.
(2) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Wert unge-
schmälert zu erhalten. Dem Stiftungsvermögen wach-
sen nur die Zuwendungen Dritter zu, die dazu be-
stimmt sind.
(3) Das Stiftungsvermögen kann jederzeit durch Zu-
stiftungen erhöht werden. Die Zustiftungen können in
Form von Bar- und Sachwerten erfolgen; zugestiftete
Sachwerte können auf Beschluss des Presbyteriums
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zum Zwecke der Vermögensumschichtung jederzeit
veräußert werden.

§ 4
Verwendung der Vermögenserträge

und Zuwendungen
(1) Die Erträge des Stiftungsvermögens und die dem
Vermögen nicht zuwachsenden Zuwendungen sind
zur Erfüllung des Stiftungszweckes zu verwenden.
(2) Die Stiftung kann ihre Mittel ganz oder teilweise
einer Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist,
um ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke
nachhaltig erfüllen zu können.
(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem
Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5
Zweckgebundene Zuwendungen

(1) Der Stiftung können zweckgebundene Zuwendun-
gen gemacht werden. Die Stiftung wird diese Zuwen-
dungen zweckentsprechend im Rahmen des Stiftungs-
zweckes verwenden.
(2) Über die Verwendung unbenannter Zuwendungen
entscheidet das Presbyterium, soweit in dieser Satzung
nichts anderes bestimmt ist.

§ 6
Rechtsstellung der Begünstigten

Den durch die Stiftung Begünstigten steht aufgrund
dieser Satzung ein Rechtsanspruch auf Leistungen der
Stiftung nicht zu.

§ 7
Rechte und Pflichten des Presbyteriums

Die Stiftung wird vom Presbyterium der Kirchenge-
meinde Menden geleitet. Es hat im Rahmen dieser
Satzung den Willen der Stifter so wirksam wie mög-
lich zu erfüllen.
Seine Aufgaben sind insbesondere:
a) die Verwaltung des Stiftungsvermögens ein-

schließlich der Führung von Büchern und der
Aufstellung der Jahresabrechnung, soweit dieses
nicht dem Kreiskirchenamt des Kirchenkreises
Iserlohn übertragen ist;

b) die Beschlussfassung über die Verwendung der
Erträge des Stiftungsvermögens;

c) die Fertigung eines ausführlichen Jahresberichts
einschließlich des Nachweises der Mittelverwen-
dung.

§ 8
Satzungsänderung,

Änderung des Stiftungszwecks
(1) Das Presbyterium kann mit einer Mehrheit von drei
Vierteln seiner Mitglieder eine Änderung der Satzung
beschließen, wenn ihm die Anpassung an veränderte
Verhältnisse notwendig erscheint.
(2) Verändern sich die Verhältnisse derart, dass die
Erfüllung des Stiftungszwecks vom Presbyterium

nicht mehr für sinnvoll gehalten wird, so kann es mit
einer Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglieder ei-
nen neuen Stiftungszweck beschließen. Der neue Stif-
tungszweck hat gemeinnützig und evangelisch-kirch-
lich zu sein und muss der Kirchengemeinde Menden
zugutekommen.

§ 9
Auflösung der Stiftung

Das Presbyterium kann mit einer Mehrheit von drei
Vierteln seiner Mitglieder die Auflösung der Stiftung
beschließen, wenn die Umstände es nicht mehr zulas-
sen, den Stiftungszweck dauernd und nachhaltig zu
erfüllen.

§ 10
Vermögensanfall bei Auflösung

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung fällt das
Vermögen an die Kirchengemeinde Menden, die es
ausschließlich für Aufgaben der Kirchengemeinde zu
verwenden hat.

§ 11
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt nach Erteilung der kirchenaufsicht-
lichen Genehmigung durch das Landeskirchenamt der
Evangelischen Kirche von Westfalen, die auch für
Satzungsänderungen erforderlich ist, mit der Veröf-
fentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

Menden, 26. August 2009
Evangelische Kirchengemeinde Menden

Das Presbyterium
(L. S.) Becker Edler Krause

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss des Presbyteriums
der Ev. Kirchengemeinde Menden vom 26. August
2009, TOP 8,

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 7. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Deutsch
Az.: 930.29-3921
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Urkunden

Änderung des Namens
der Evangelischen Kirchengemeinde

Ochtrup

Nach Anhörung der Beteiligten wird Folgendes fest-
gesetzt:

§ 1
Die Evangelische Kirchengemeinde Ochtrup, Evan-
gelischer Kirchenkreis Steinfurt-Coesfeld-Borken,
führt künftig den Namen

„Evangelische Kirchengemeinde
Ochtrup-Metelen“.

§ 2
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 3. November 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Heinrich
Az.: 010.11-5015

Die Namensänderung der Evangelischen Kirchenge-
meinde Ochtrup, Evangelischer Kirchenkreis Stein-
furt-Coesfeld-Borken, wurde durch Urkunde der Be-
zirksregierung Münster vom 19. November 2009 –
Az.: 48.03.01.02 – staatlich genehmigt.

Vereinigung
der Ev. Kirchengemeinde Derne,

der Ev. Kirchengemeinde Husen-Kurl,
der Ev. Kirchengemeinde Lanstrop

und der Ev. Schalom-Kirchengemeinde
Scharnhorst

Nach Anhörung der Beteiligten wird gemäß Artikel 6
Absatz 2 Kirchenordnung der Evangelischen Kirche
von Westfalen Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die Ev. Kirchengemeinde Derne, die Ev. Kirchenge-
meinde Husen-Kurl, die Ev. Kirchengemeinde Lans-
trop und die Ev. Schalom-Kirchengemeinde Scharn-
horst – alle Kirchenkreis Dortmund-Mitte-Nordost –
werden zu einer Kirchengemeinde vereinigt. Die neu
gebildete Kirchengemeinde erhält den Namen „Evan-
gelische Friedenskirchengemeinde Dortmund-Nord-
ost“.
Der Bekenntnisstand der Evangelischen Friedenskir-
chengemeinde Dortmund-Nordost ist evangelisch-
uniert (Lutherischer Katechismus).

§ 2
Die 1. Pfarrstelle der bisherigen Ev. Kirchengemeinde
Derne wird 1. Pfarrstelle, die 1. Pfarrstelle der bishe-
rigen Ev. Kirchengemeinde Husen-Kurl wird 2. Pfarr-
stelle, die 1. Pfarrstelle der bisherigen Ev. Kirchenge-
meinde Lanstrop wird 3. Pfarrstelle und die 1. und 2.
Pfarrstelle der bisherigen Ev. Schalom-Kirchenge-
meinde Scharnhorst werden 4. und 5. Pfarrstelle der
neu gebildeten Kirchengemeinde.

§ 3
Die Ev. Friedenskirchengemeinde Dortmund-Nordost
ist Rechtsnachfolgerin der Ev. Kirchengemeinde Der-
ne, der Ev. Kirchengemeinde Husen-Kurl, der Ev.
Kirchengemeinde Lanstrop und der Ev. Schalom-Kir-
chengemeinde Scharnhorst.

§ 4
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 20. Oktober 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Deutsch
Az.: 010.11-26N3

Die Vereinigung der Ev. Kirchengemeinde Derne, der
Ev. Kirchengemeinde Husen-Kurl, der Ev. Kirchen-
gemeinde Lanstrop und der Ev. Schalom-Kirchenge-
meinde Scharnhorst, alle Kirchenkreis Dortmund-
Mitte-Nordost, wurde durch Urkunde der Bezirksre-
gierung Arnsberg vom 6. November 2009 – Az.: 48.03
– staatlich genehmigt.

Vereinigung
der Ev.-Luth. Kirchengemeinde

Ennigloh
und der Ev.-Luth. Kirchengemeinde

Holsen-Ahle

Nach Anhörung der Beteiligten wird gemäß Artikel 6
Absatz 2 Kirchenordnung der Evangelischen Kirche
von Westfalen Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Ennigloh und die
Ev.-Luth. Kirchengemeinde Holsen-Ahle – beide Kir-
chenkreis Herford – werden zu einer Kirchengemein-
de vereinigt. Die neu gebildete Kirchengemeinde er-
hält den Namen „Evangelisch-Lutherische Philippus-
Kirchengemeinde Bünde“.
Der Bekenntnisstand der Evangelisch-Lutherischen
Philippus-Kirchengemeinde Bünde ist evangelisch-
lutherisch.

§ 2
Die 1., 2. und 3. Pfarrstelle der bisherigen Ev.-Luth.
Kirchengemeinde Ennigloh werden 1., 2. und 3. Pfarr-
stelle und die 2. Pfarrstelle der bisherigen Ev.-Luth.
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Kirchengemeinde Holsen-Ahle wird 4. Pfarrstelle der
neu gebildeten Kirchengemeinde.

§ 3
Die 1. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Hol-
sen-Ahle wird aufgehoben.

§ 4
Die Ev.-Luth. Philippus-Kirchengemeinde Bünde ist
Rechtsnachfolgerin der Ev.-Luth. Kirchengemeinde
Ennigloh und der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Holsen-
Ahle.

§ 5
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 3. November 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Deutsch
Az.: 010.11-37N4

Die Vereinigung der Ev.-Luth. Kirchengemeinde En-
nigloh und der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Holsen-
Ahle, beide Kirchenkreis Herford, wurde durch Ur-
kunde der Bezirksregierung Detmold vom 10. No-
vember 2009 – Az.: 48.4-8011 – staatlich genehmigt.

Vereinigung
der Ev. Kirchengemeinde

Haßlinghausen und Herzkamp
und der Ev. Kirchengemeinde

Silschede

Nach Anhörung der Beteiligten wird gemäß Artikel 6
Absatz 2 Kirchenordnung der Evangelischen Kirche
von Westfalen Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die Ev. Kirchengemeinde Haßlinghausen und Herz-
kamp und die Ev. Kirchengemeinde Silschede – beide
Kirchenkreis Schwelm – werden zu einer Kirchenge-
meinde vereinigt. Die neu gebildete Kirchengemeinde
erhält den Namen „Evangelische Kirchengemeinde
Haßlinghausen-Herzkamp-Silschede“.
Der Bekenntnisstand der Evangelischen Kirchenge-
meinde Haßlinghausen-Herzkamp-Silschede ist evan-
gelisch-uniert (Lutherischer Katechismus).

§ 2
Die 1., 2., 3. und 4. Pfarrstelle der bisherigen Ev. Kir-
chengemeinde Haßlinghausen und Herzkamp werden
1., 2., 3. und 4. Pfarrstelle und die 1. Pfarrstelle
der bisherigen Ev. Kirchengemeinde Silschede wird
5. Pfarrstelle der neu gebildeten Kirchengemeinde.

§ 3
Die Ev. Kirchengemeinde Haßlinghausen-Herzkamp-
Silschede ist Rechtsnachfolgerin der Ev. Kirchenge-

meinde Haßlinghausen und Herzkamp und der Ev.
Kirchengemeinde Silschede.

§ 4
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 6. Oktober 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Deutsch
Az.: 010.11-47N1

Die Vereinigung der Ev. Kirchengemeinde Haßling-
hausen und Herzkamp und der Ev. Kirchengemeinde
Silschede, beide Kirchenkreis Schwelm, wurde durch
Urkunde der Bezirksregierung Arnsberg vom 6. No-
vember 2009 – Az.: 48.03 – staatlich genehmigt.

Pfarramtliche Verbindung
der Ev. Kirchengemeinde

Lünen-Horstmar und
der Ev. Kirchengemeinde Preußen

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die Ev. Kirchengemeinde Lünen-Horstmar und die
Ev. Kirchengemeinde Preußen, beide Kirchenkreis
Lünen, werden mit Wirkung vom 1. Januar 2010 pfarr-
amtlich verbunden. Die 1. Pfarrstelle der Ev. Kirchen-
gemeinde Lünen-Horstmar und die 1. Pfarrstelle der
Ev. Kirchengemeinde Preußen werden zu einer Pfarr-
stelle vereinigt.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle wird von den Presbyte-
rien beider Kirchengemeinden nach den Bestimmun-
gen des Pfarrstellenbesetzungsrechts vorgenommen.

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-2903/01
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Aufhebung
der 1. Pfarrstelle der Ev.-Luth.
Stadtkirchengemeinde Hagen

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
In der Ev.-Luth. Stadtkirchengemeinde Hagen, Kir-
chenkreis Hagen, wird die 1. Pfarrstelle aufgehoben.

§ 2
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-3310/01

Aufhebung
der 1. Pfarrstelle

der Ev. Kirchengemeinde Herbede

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
In der Ev. Kirchengemeinde Herbede, Ev. Kirchen-
kreis Hattingen-Witten, wird die 1. Pfarrstelle aufge-
hoben.

§ 2
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-3607/01

Aufhebung
der 1. Pfarrstelle

der Ev. Kirchengemeinde Unna

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
In der Ev. Kirchengemeinde Unna, Kirchenkreis Un-
na, wird die 1. Pfarrstelle aufgehoben.

§ 2
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-5216/01

Errichtung
einer 26. Verbandspfarrstelle in den

Vereinigten Kirchenkreisen Dortmund

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Bei den Vereinigten Kirchenkreisen Dortmund wird
eine 26. Verbandspfarrstelle (Ev. Religionslehre an
Schulen) errichtet.

§ 2
Die 26. Verbandspfarrstelle wird als Stelle bestimmt,
in der auch eingeschränkter pfarramtlicher Dienst
wahrgenommen werden kann.

§ 3
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt auf Grund von
§ 4 Absatz 2 Satz 1 VerbG nach Maßgabe des Kir-
chengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarrstellen in
der Evangelischen Kirche von Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 6. Dezember 1985
(KABl. S. 172).

§ 4
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.2-2400/26

Errichtung
einer 27. Verbandspfarrstelle in den

Vereinigten Kirchenkreisen Dortmund

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Bei den Vereinigten Kirchenkreisen Dortmund wird
eine 27. Verbandspfarrstelle (Ev. Religionslehre an
Schulen) errichtet.
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§ 2
Die 27. Verbandspfarrstelle wird als Stelle bestimmt,
in der auch eingeschränkter pfarramtlicher Dienst
wahrgenommen werden kann.

§ 3
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt auf Grund von
§ 4 Absatz 2 Satz 1 VerbG nach Maßgabe des Kir-
chengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarrstellen in
der Evangelischen Kirche von Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 6. Dezember 1985
(KABl. S. 172).

§ 4
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.2-2400/27

Errichtung
einer 28. Verbandspfarrstelle in den

Vereinigten Kirchenkreisen Dortmund

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Bei den Vereinigten Kirchenkreisen Dortmund wird
eine 28. Verbandspfarrstelle (Ev. Religionslehre an
Schulen) errichtet.

§ 2
Die 28. Verbandspfarrstelle wird als Stelle bestimmt,
in der auch eingeschränkter pfarramtlicher Dienst
wahrgenommen werden kann.

§ 3
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt auf Grund von
§ 4 Absatz 2 Satz 1 VerbG nach Maßgabe des Kir-
chengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarrstellen in
der Evangelischen Kirche von Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 6. Dezember 1985
(KABl. S. 172).

§ 4
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.2-2400/28

Errichtung
einer 12. Kreispfarrstelle

im Kirchenkreis Gütersloh

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Im Kirchenkreis Gütersloh wird eine 12. Kreispfarr-
stelle (Ev. Religionslehre an Schulen) errichtet. Die
Kreispfarrstelle wird als Stelle bestimmt, in der auch
eingeschränkter pfarramtlicher Dienst wahrgenom-
men werden kann.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt nach Maßgabe
des Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr-
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
1985 (KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. August 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.2-3200/12

Errichtung
einer 13. Kreispfarrstelle

im Kirchenkreis Gütersloh

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Im Kirchenkreis Gütersloh wird eine 13. Kreispfarr-
stelle (Ev. Religionslehre an Schulen) errichtet. Die
Kreispfarrstelle wird als Stelle bestimmt, in der aus-
schließlich eingeschränkter pfarramtlicher Dienst
(50 %) wahrgenommen wird.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt nach Maßgabe
des Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr-
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
1985 (KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. August 2010 in Kraft.
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Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.2-3200/13

Errichtung
einer 6. Kreispfarrstelle
im Kirchenkreis Hagen

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Im Kirchenkreis Hagen wird eine 6. Kreispfarrstelle
(Ev. Religionslehre an Schulen) errichtet. Die Kreis-
pfarrstelle wird als Stelle bestimmt, in der auch ein-
geschränkter pfarramtlicher Dienst wahrgenommen
werden kann.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt nach Maßgabe
des Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr-
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
1985 (KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Februar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.2-3300/06

Errichtung
einer 12. Kreispfarrstelle
im Kirchenkreis Hamm

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Im Kirchenkreis Hamm wird eine 12. Kreispfarrstelle
(Ev. Religionslehre an Schulen) errichtet. Die Kreis-
pfarrstelle wird als Stelle bestimmt, in der auch ein-
geschränkter pfarramtlicher Dienst wahrgenommen
werden kann.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt nach Maßgabe
des Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr-
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen in

der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
1985 (KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.2-3500/12

Errichtung
einer 17. Kreispfarrstelle

im Ev. Kirchenkreis Münster

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Im Ev. Kirchenkreis Münster wird eine 17. Kreis-
pfarrstelle (Ev. Religionslehre an Schulen) errichtet.
Die Kreispfarrstelle wird als Stelle bestimmt, in der
auch eingeschränkter pfarramtlicher Dienst wahrge-
nommen werden kann.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt nach Maßgabe
des Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr-
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
1985 (KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.2-4300/17

Errichtung
einer 9. Kreispfarrstelle

im Ev. Kirchenkreis
Steinfurt-Coesfeld-Borken

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Im Ev. Kirchenkreis Steinfurt-Coesfeld-Borken wird
eine 9. Kreispfarrstelle (Ev. Religionslehre an Schu-
len) errichtet. Die Kreispfarrstelle wird als Stelle be-
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stimmt, in der auch eingeschränkter pfarramtlicher
Dienst wahrgenommen werden kann.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt nach Maßgabe
des Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr-
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
1985 (KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Februar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.2-5000/09

Errichtung
einer 4. Kreispfarrstelle

im Kirchenkreis Tecklenburg

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Im Kirchenkreis Tecklenburg wird eine 4. Kreispfarr-
stelle (Ev. Religionslehre an Schulen) errichtet. Die
Kreispfarrstelle wird als Stelle bestimmt, in der auch
eingeschränkter pfarramtlicher Dienst wahrgenom-
men werden kann.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt nach Maßgabe
des Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr-
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
1985 (KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Februar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-5100/04

Errichtung
einer 5. Kreispfarrstelle

im Kirchenkreis Tecklenburg

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Im Kirchenkreis Tecklenburg wird eine 5. Kreispfarr-
stelle (Ev. Religionslehre an Schulen) errichtet. Die
Kreispfarrstelle wird als Stelle bestimmt, in der aus-
schließlich eingeschränkter pfarramtlicher Dienst
(50 %) wahrgenommen wird.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt nach Maßgabe
des Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr-
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
1985 (KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Februar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.2-5100/05

Bestimmung des Stellenumfanges
der 1. Kreispfarrstelle

des Kirchenkreises Hagen

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die 1. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Hagen wird
als Pfarrstelle bestimmt, in der auch eingeschränkter
pfarramtlicher Dienst wahrgenommen werden kann.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt nach Maßgabe
des Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr-
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
1985 (KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.
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Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.2-3300/01

Bestimmung des Stellenumfanges
der 1. Pfarrstelle

der Ev. Kirchengemeinde Emsdetten

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die 1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Ems-
detten, Ev. Kirchenkreis Steinfurt-Coesfeld-Borken,
wird in der Zeit vom 1. Januar 2010 bis 31. Dezember
2011 als Pfarrstelle bestimmt, in der ausschließlich
eingeschränkter pfarramtlicher Dienst (75 %) wahr-
genommen wird.

§ 2
Die Besetzung erfolgt nach Maßgabe des Kirchenge-
setzes über die Gemeindepfarrstellen in der Evange-
lischen Kirche von Westfalen vom 29. Mai 1953
(KABl. 1953 S. 43).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-5010/01

Bestimmung des Stellenumfanges
der 2. Pfarrstelle

der Ev. Kirchengemeinde Rietberg

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die 2. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Rietberg,
Kirchenkreis Gütersloh, wird als Pfarrstelle bestimmt,
in der auch eingeschränkter pfarramtlicher Dienst
wahrgenommen werden kann.

§ 4
Die Besetzung erfolgt nach Maßgabe des Kirchenge-
setzes über die Gemeindepfarrstellen in der Evange-
lischen Kirche von Westfalen vom 29. Mai 1953
(KABl. 1953 S. 43).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-3212/02

Vereinigung
der Pfarrstellen 3.1 und 3.2

zur 3. Pfarrstelle
der Ev.-Ref. Kirchengemeinde

Niederschelden
und Bestimmung des Stellenumfanges

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die durch Beschluss des Landeskirchenamtes vom
8. Dezember 2009 erfolgte Teilung der 3. Pfarrstelle
der Ev.-Ref. Kirchengemeinde Niederschelden, Kir-
chenkreis Siegen, wird zum 1. Januar 2010 aufgeho-
ben. Die Pfarrstellen 3.1 und 3.2 werden wieder zur
3. Pfarrstelle vereinigt.

§ 2
Die 3. Pfarrstelle wird als Pfarrstelle bestimmt, in der
ausschließlich eingeschränkter pfarramtlicher Dienst
(50 %) wahrgenommen wird.

§ 3
Die Besetzung erfolgt nach Maßgabe des Kirchenge-
setzes über die Gemeindepfarrstellen in der Evange-
lischen Kirche von Westfalen vom 29. Mai 1953
(KABl. 1953 S. 43).

§ 4
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Bielefeld, 8. Dezember 2009
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-4819/03
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Bekanntmachungen

Beschluss der Landessynode
zur Verteilung der Kirchensteuern

2009 und 2010

Landeskirchenamt Bielefeld, 20.11.2009
Az.: 982.2

2009
Auf Grund des Beschlusses der Landessynode vom
12. November 2009 ergibt sich für das Haushaltsjahr
2009 Folgendes:
Übersteigt das Kirchensteueraufkommen im Haus-
haltsjahr 2009 den Betrag von 410 Mio. €, so sind vom
Mehraufkommen zunächst rund 4,75 Mio. € zur Ab-
deckung des Fehlbetrages bei der Pfarrbesoldungs-
pauschale 2008 zur Verfügung zu stellen.
Das darüber hinausgehende Mehraufkommen soll in
Höhe von 50 vom Hundert für die Versorgungssiche-
rungsrücklage bei der Versorgungskasse für Pfarrer
und Kirchenbeamte verwendet werden. Die übrigen
50 vom Hundert sollen gemäß § 2 Absatz 2 Finanz-
ausgleichsgesetz verteilt werden.

2010
Auf Grund des Beschlusses der Landessynode vom
12. November 2009 ergibt sich für das Haushaltsjahr
2010 folgende Verteilung der Kirchensteuern gemäß
§ 2 Absatz 2 und 3 des Finanzausgleichsgesetzes
(FAG):

Gesamtsumme 403.100.000 €
Zuweisung EKD-Finanzausgleich
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 1 FAG 13.900.000 €
Zuführung Clearing-Rückstellung
gemäß § 2 Absatz 3 FAG 5.000.000 €

Verteilungssumme 384.200.000 €

1. Zuweisung für den Allgemeinen
Haushalt der Landeskirche
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 2
Buchstabe a FAG 34.578.000 €

2. Zuweisung für gesamtkirchliche
Aufgaben gemäß § 2 Absatz 2
Ziffer 2 Buchstabe b FAG 27.965.700 €

3. Zuweisung für die Pfarrbesoldung
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 2
Buchstabe c FAG 79.456.800 €

4. Zuweisung an die Kirchenkreise
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 2
Buchstabe d FAG 242.199.500 €
Betrag je Gemeindeglied
242.199.500 € : 2.551.667 =
94,918146 €

384.200.000 €

Bekanntmachung des
Landeskirchlichen Haushaltsplanes

2010

Landeskirchenamt Bielefeld, 20.11.2009
Az.: 900.21/2010

Die Landessynode hat auf ihrer Tagung vom 10. bis
13. November 2009 folgenden Haushalt der EKvW für
das Haushaltsjahr 2010 beschlossen:

Allgemeiner Haushalt
Einnahmen

€
Ausgaben

€
0 Allgemeine kirchliche

Dienste 68.600 4.680.800
1 Besondere kirchliche

Dienste 213.800 4.166.600
2 Kirchliche Sozialarbeit 0 1.158.400
3 Gesamtkirchliche

Aufgaben, Ökumene,
Weltmission 1.207.000 1.207.000

4 Öffentlichkeitsarbeit 0 1.396.800
5 Bildungswesen und

Wissenschaft 55.100 8.639.500
7 Rechtsetzung, Leitung,

Verwaltung 3.578.300 19.461.100
8 Verwaltung des Allg.

Finanzvermögens 1.561.100 1.062.700
9 Allgemeine

Finanzwirtschaft 36.300.200 1.211.200
42.984.100 42.984.100

Haushalt EKD-Finanzausgleich
9 Allgemeine

Finanzwirtschaft 13.900.000 13.900.000
13.900.000 13.900.000

Haushalt gesamtkirchliche Aufgaben
1 Besondere kirchliche

Dienste 0 1.253.000
3 Gesamtkirchliche

Aufgaben, Ökumene,
Weltmission 0 12.486.500

4 Öffentlichkeitsarbeit 0 388.100
7 Rechtsetzung, Leitung,

Verwaltung 626.000 5.122.300
9 Allgemeine

Finanzwirtschaft 27.965.700 9.341.800
28.591.700 28.591.700

Haushalt Pfarrbesoldung
– Pfarrbesoldungspauschale –

0 Allgemeine kirchliche
Dienste 1.778.000 96.722.000

9 Allgemeine
Finanzwirtschaft 99.694.000 4.750.000

101.472.000 101.472.000
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Haushalt Pfarrbesoldung
– Pfarrbesoldungszuweisung –

0 Allgemeine kirchliche
Dienste 16.700.000 96.156.800

9 Allgemeine
Finanzwirtschaft 79.456.800 0

96.156.800 96.156.800

Haushalt Pfarrbesoldung
– Zentrale Beihilfeabrechnung –

9 Allgemeine
Finanzwirtschaft 7.780.500 7.780.500

7.780.500 7.780.500

Haushalt Pfarrbesoldung
– Sonderfonds zur Erleichterung der Umstellung
des Finanzausgleichs und der Pfarrbesoldung –

9 Allgemeine
Finanzwirtschaft 1.102.500 1.102.500

1.102.500 1.102.500

Gesamtübersicht
Allgemeiner Einnahmen 42.984.100
Haushalt Ausgaben 42.984.100

Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt EKD- Einnahmen 13.900.000
Finanzausgleich Ausgaben 13.900.000

Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt Auf-
wendungen für Einnahmen 28.591.700
gesamtkirchliche Ausgaben 28.591.700
Aufgaben Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt
Pfarrbesoldung Einnahmen 101.472.000
– Pfarrbesoldungs- Ausgaben 101.472.000
pauschale – Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt
Pfarrbesoldung Einnahmen 96.156.800
– Pfarrbesoldungs- Ausgaben 96.156.800
zuweisung – Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt
Pfarrbesoldung Einnahmen 7.780.500
– Zentrale Beihilfe- Ausgaben 7.780.500
abrechnung – Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt Pfarrbe-
soldung – Sonder-
fonds zur Erleich-
terung der Umstel-
lung des Finanz- Einnahmen 96.156.800
ausgleichs und der Ausgaben 96.156.800
Pfarrbesoldung Über-/Zuschuss (–) 0

Gesamt-Einnahme 291.987.600
Gesamt-Ausgabe 291.987.600
Über-/Zuschuss (–) 0

Redaktionsschlusstermine
für das Kirchliche Amtsblatt

Landeskirchenamt Bielefeld, 07.12.2009
Az.: 605.10
Nachstehend werden die Redaktionsschlusstermine
für das Jahr 2010 bekannt gegeben. Texte, die nach
den angegebenen Terminen bei der Redaktion des
Kirchlichen Amtsblattes eingehen, können erst für das
jeweils nächste Amtsblatt berücksichtigt werden.

Ausgabe
2010

Redaktionsschluss Erscheinungs-
datum

voraussichtlich
Januar 14.01.2010, 12.00 Uhr 30.01.2010
Februar 11.02.2010, 12.00 Uhr 27.02.2010
März 18.03.2010, 12.00 Uhr 31.03.2010
April 15.04.2010, 12.00 Uhr 30.04.2010
Mai 12.05.2010, 12.00 Uhr 31.05.2010
Juni 17.06.2010, 12.00 Uhr 30.06.2010
Juli 15.07.2010, 12.00 Uhr 31.07.2010
August 16.08.2010, 12.00 Uhr 31.08.2010
September 16.09.2010, 12.00 Uhr 30.09.2010
Oktober 14.10.2010, 12.00 Uhr 30.10.2010
November 15.11.2010, 12.00 Uhr 30.11.2010
Dezember 16.12.2010, 12.00 Uhr 30.12.2010

Die Redaktion behält sich vor, im Einzelfall von der
Herausgabe eines Amtsblattes abzusehen, wenn unter
Beachtung von Terminvorgaben das Inkrafttreten
kirchlichen Rechts nicht gefährdet ist und nur wenige,
vom Umfang her geringe Veröffentlichungstexte vor-
liegen.

Aus-, Fort- und Weiterbildung

Fortbildung:
Sicher recherchieren im Kirchenrecht

Die im Oktober 2009 angebotenen Termine der Fort-
bildung „Sicher recherchieren im Kirchenrecht“ wa-
ren ausgebucht. Aufgrund des großen Interesses bieten
wir im März 2010 erneut eine jeweils 120-minütige
Schulung in Dortmund und Bielefeld an, die sich so-
wohl für Einsteiger als auch für Fortgeschrittene (Mul-
tiplikatoren, auch Pfarrerinnen und Pfarrer, Ehrenamt-
liche, Mitarbeitende aus Verwaltung und Mitarbeiter-
vertretung) eignet.

Recherche im Kirchenrecht
9. März 2010

10.00 Uhr bis ca. 12.00 Uhr
Haus Landeskirchlicher Dienste Dortmund

Olpe 35, 44135 Dortmund
oder
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Recherche im Kirchenrecht
11. März 2010

10.00 Uhr bis ca. 12.00 Uhr
Landeskirchenamt Bielefeld

Altstädter Kirchplatz 5, 33602 Bielefeld
Folgendes Programm ist vorgesehen:
1. Einführung in Aufbau und Struktur von FIS-Kir-

chenrecht, Recherchetechniken
2. Optimiertes Arbeiten mit der CD-ROM-Einzel-

platzversion
3. Nutzung der Fachdatenbank „Rechtsbibliothek

NRW“, Recherche im Bundes- und NRW-Recht
sowie in den Urteilen der staatlichen Gerichtsbar-
keit

(Referent: Reinhold Huget, LKA Bielefeld)
Der Teilnehmerbeitrag beträgt 10 €.
Die Teilnehmerzahl ist auf ca. 20–25 Personen pro
Veranstaltung beschränkt.
Ihre formlose Anmeldung erbitten wir mit Name,
Dienststelle und Adresse bis spätestens 26. Februar
2010 an das Landeskirchenamt Bielefeld, Dezer-
nat 14, z. H. Frau Tanja Schneider, Altstädter Kirch-
platz 5, 33602 Bielefeld,
Tel.: 0521 594-283,
Fax: 0521 594-468,
E-Mail: Tanja.Schneider@lka.ekvw.de.

Personalnachrichten

Ordinationen
Pfarrerin z. A. Susanne-Ester F a l c k e am 31. Okto-
ber 2009 in Dülmen.

Berufungen
Pfarrer Wolfram B e n s b e r g zum Pfarrer des Kir-
chenkreises Siegen, 15. Kreispfarrstelle;
Pfarrer Matthias E l s e r m a n n zum Pfarrer des Kir-
chenkreises Siegen, 3. Kreispfarrstelle;
Pfarrer Christoph F e l t e n zum Pfarrer für die ge-
meinsame Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Kat-
tenvenne und der Ev. Kirchengemeinde Lienen, Kir-
chenkreis Tecklenburg;
Pfarrer Michael G r o ß e zum Pfarrer der Ev.-Luth.
Kirchengemeinde Elverdissen, 1. Pfarrstelle, Kirchen-
kreis Herford;
Pfarrerin Angelika H ö v e r m a n n zur Pfarrerin der
Ev. Kirchengemeinde Linden, 2. Pfarrstelle, Ev. Kir-
chenkreis Bochum;
Pfarrerin Barbara P l ü m e r zur Pfarrerin des Kir-
chenkreises Siegen, 7. Kreispfarrstelle;

Pfarrer Markus S o r g, bisher Pfarrer im Entsen-
dungsdienst im Kirchenkreis Bochum, in die 1. lan-
deskirchliche Pfarrstelle im Ev. Studierendenpfarramt
Bochum zum 1. Dezember 2009 für die Dauer von acht
Jahren.

Freistellungen
Pfarrer Christian B i n d e r , 8. Pfarrstelle der Ev. Kir-
chengemeinde Gütersloh, Kirchenkreis Gütersloh, mit
Wirkung vom 1. Januar 2010 für einen Dienst für Ev.-
luth. Landeskirche Hannovers als theologischer Refe-
rent im „Zentrum für Qualitätsentwicklung im Got-
tesdienst“ gemäß § 77 PfDG.

Entlassungen
Pfarrerin Miriam G e h r k e - K ö t t e r , im pfarramt-
lichen Probedienst (Entsendungsdienst) im Kirchen-
kreis Herford, mit Ablauf des 31. Januar 2010;
Pfarrer Wolfram K ö t t e r , Ev.-ref. Petri-Kirchenge-
meinde Herford, Kirchenkreis Herford, mit Ablauf des
31. Januar 2010.

Entlassungen auf eigenen Antrag
Pfarrer Dr. Frank-Thomas B r i n k m a n n, Ev. Elias-
Kirchengemeinde Dortmund, Kirchenkreis Dort-
mund, mit Ablauf des 30. November 2009.

Ruhestand
Pfarrer Michael B e c k e r , Kirchenkreis Wittgen-
stein, zum 1. Januar 2010;
Pfarrer Dieter E g g e r s , Ev.-Luth. Bartholomäus-
Kirchengemeinde Brackwede (3. Pfarrstelle), Kir-
chenkreis Gütersloh, zum 1. Februar 2010;
Pfarrerin z. A. Susanne-Ester F a l c k e am 31. Okto-
ber 2009 in Dülmen;
Pfarrer Siegfried G r a s, Ev.-Luth. Kirchengemeinde
Haspe (2. Pfarrstelle), Kirchenkreis Hagen, zum
1. Februar 2010;
Pfarrer Thomas H ö l z e r , Ev. Kirchenkreis Lüden-
scheid-Plettenberg, zum 1. Februar 2010;
Pfarrer Bernd L i n k e, Kirchenkreis Arnsberg, zum
1. Januar 2010;
Pfarrer Manfred R a u s c h, Ev. Kirchengemeinde
Werl (Pfarrstelle 2.1), Ev. Kirchenkreis Soest, zum
1. Januar 2010;
Pfarrerin Katharina v o n  B r e m e n, Institut für Kir-
che und Gesellschaft (2. Pfarrstelle), zum 1. Januar
2010.

Todesfälle
Pfarrer i. R. Herbert B o h d e, zuletzt Pfarrer in der
Ev. Kirchengemeinde Ende, Kirchenkreis Hagen, am
30. Oktober 2009 im Alter von 74 Jahren;
Pfarrer i. R. Willi H e n r i c h s, zuletzt Pfarrer in der
Ev. Paul-Gerhardt-Kirchengemeinde Hagen, Kir-
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chenkreis Hagen, am 1. September 2009 im Alter von
94 Jahren;
Pfarrer i. R. Richard S c h m i d t , zuletzt Pfarrer in der
Ev.-Luth. Markus-Kirchengemeinde Herford, Kir-
chenkreis Herford, am 19. August 2009 im Alter von
95 Jahren.

Kirchenmusikalische Prüfungen
Die Urkunde A über die Anstellungsfähigkeit hat er-
halten:
als A-Kirchenmusiker
Tamás S z ö c s, 48599 Gronau.
Die Kleine Urkunde über die Anstellungsfähigkeit hat
nach Ablegung der entsprechenden Prüfung erhalten:
als C-Kirchenmusikerin
Jutta A p p e l b a u m, 33775 Versmold.

Stellenangebote

Pfarrstellen

Verbandspfarrstellen, für die Bewerbungen an den
Vorsitzenden des Verbandes der Ev. Kirchenge-
meinden und Kirchenkreise in Dortmund und Lü-
nen zu richten sind:
26. Verbandspfarrstelle der Vereinigten Kirchenkrei-
se Dortmund (Ev. Religionslehre an Schulen) zum
1. Januar 2010;
27. Verbandspfarrstelle der Vereinigten Kirchenkrei-
se Dortmund (Ev. Religionslehre an Schulen) zum
1. Januar 2010;
28. Verbandspfarrstelle der Vereinigten Kirchenkrei-
se Dortmund (Ev. Religionslehre an Schulen) zum
1. Januar 2010.
Kreispfarrstellen, für die Bewerbungen an die Su-
perintendentin/den Superintendenten des jeweili-
gen Kirchenkreises zu richten sind:
12. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Gütersloh (Ev.
Religionslehre an Schulen) zum 1. August 2010;
13. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Gütersloh (Ev.
Religionslehre an Schulen) (50 %) zum 1. August
2010;
1. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Hagen (Schul-
referat und Bildung) zum 1. Januar 2010;
6. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Hagen (Ev. Re-
ligionslehre an Schulen) zum 1. Februar 2010;
12. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Hamm (Ev.
Religionslehre an Schulen) zum 1. Januar 2010;

5. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Unna (Ev. Re-
ligionslehre an Schulen) zum 1. August 2010.

Kreispfarrstellen, bei denen das Landeskirchen-
amt von seinem Vorschlagsrecht Gebrauch macht:

3. Kreispfarrstelle des Ev. Kirchenkreises Bochum
(Ev. Religionslehre an Schulen) zum 1. Februar 2010;

17. Kreispfarrstelle des Ev. Kirchenkreises Münster
(Ev. Religionslehre an Schulen) zum 1. Januar 2010;

1. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Schwelm (Ev.
Religionslehre an Schulen) (50 %) zum 1. Februar
2010;

9. Kreispfarrstelle des Ev. Kirchenkreises Steinfurt-
Coesfeld-Borken (Ev. Religionslehre an Schulen)
zum 1. Februar 2010;

4. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Tecklenburg
(Ev. Religionslehre an Schulen) zum 1. Februar 2010;

5. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Tecklenburg
(Ev. Religionslehre an Schulen) (50 %) zum 1. Februar
2010.

Bewerbungen sind über den Superintendenten des je-
weiligen Kirchenkreises an das Landeskirchenamt,
Postfach 10 10 51, 33510 Bielefeld, zu richten.

Gemeindepfarrstellen, für die Bewerbungen an die
Presbyterien über die Superintendentin/den Su-
perintendenten des jeweiligen Kirchenkreises zu
richten sind:

I. Kirchengemeinden mit Luthers Katechismus

2. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Bochum, Ev.
Kirchenkreis Bochum, zum 1. Januar 2010;

2. Pfarrstelle der Ev. Trinitatis-Kirchengemeinde Bo-
chum, Ev. Kirchenkreis Bochum, zum 1. Mai 2010;

2. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Rietberg
(75 %), Kirchenkreis Gütersloh, zum 1. Januar 2010;

1. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Oppen-
wehe (75 %), Kirchenkreis Lübbecke, zum 1. Januar
2010.

II. Kirchengemeinde mit dem Heidelberger Kate-
chismus

3. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Weidenau,
Kirchenkreis Siegen, zum 1. Januar 2010.

Gemeindepfarrstelle, bei der das Landeskirchen-
amt von seinem Vorschlagsrecht Gebrauch macht:

Kirchengemeinde mit dem Heidelberger Katechis-
mus

1. Pfarrstelle der Ev.-Ref. Kirchengemeinde Krom-
bach, Kirchenkreis Siegen, zum 1. Januar 2010.
Bewerbungen sind über die Superintendentin des
Kirchenkreises an das Landeskirchenamt, Postfach
10 10 51, 33510 Bielefeld, zu richten.
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Sonstige Stellen

Regionaldienst
des Amtes für Mission, Ökumene und

kirchliche Weltverantwortung
Die Evangelische Kirche von Westfalen sucht zum
nächstmöglichen Termin

eine Pfarrerin/einen Pfarrer
für den Regionaldienst des Amtes für Mission, Öku-
mene und kirchliche Weltverantwortung für den Ge-
staltungsraum VII (Kirchenkreise Bielefeld, Güters-
loh, Halle, Paderborn) mit Dienstsitz in Bielefeld-Be-
thel.
Der Dienstumfang beträgt 100 %, von denen 25 % in
die Arbeit des Zentrums für Mission und Diakonie
Bethel der Vereinten Evangelischen Mission (VEM)
einzubringen sind.
Zu Ihren Aufgaben gehören:
- Sie arbeiten mit an einem zeitgemäßen theologi-

schen Verständnis von Mission, Ökumene und
kirchliche Weltverantwortung als Einheit von
Zeugnis und Dienst,

- Sie beraten Gemeinden, Kirchenkreise und deren
Dienste bei der Ausrichtung ihrer Arbeit im Be-
reich von Mission, Ökumene und kirchlicher Welt-
verantwortung im Sinne ökumenischen und trans-
kulturellen Lernens,

- Sie fördern die Übernahme von konkreten Bezie-
hungen und Verpflichtungen der Kirchenkreise
und Gemeinden ihrer Region mit den Partnerkir-
chen der EKvW sowie den Mitgliedskirchen der
VEM,

- Sie unterstützen Partnerschaftskreise und die Be-
auftragten für Mission, Ökumene und kirchliche
Weltverantwortung in den Kirchenkreisen ihrer
Region,

- Sie fördern die Beteiligung an Aktionen, Kampag-
nen und Initiativen z. B. zu den Themen „Globali-
sierung“ und „Klimawandel“ sowie der kirchli-
chen Entwicklungszusammenarbeit. In diesem Zu-
sammenhang suchen Sie auch die Kooperation mit
Gruppen und Institutionen der Zivilgesellschaft,

- Sie beteiligen sich an der Arbeit des Zentrums für
Mission und Diakonie Bethel durch die Organisa-
tion und Durchführung von Veranstaltungen, mit
Menschen aller Altersgruppen.

Die Arbeit setzt einen hohen Grad von Organisations-,
Team- und Kommunikationsfähigkeit voraus. Sie
sollten Auslandserfahrung mitbringen. Gute englische
Sprachkenntnisse sind Voraussetzung. Kenntnisse in
anderen Sprachen sind von Vorteil.
Für die Arbeit in der Region ist ein Führerschein er-
forderlich.
Wir haben uns die Förderung von Frauen zum Ziel
gesetzt. Der Bewerbung von Frauen sehen wir mit be-

sonderem Interesse entgegen. Schwerbehinderte wer-
den bei gleicher Eignung bevorzugt eingestellt.
Bewerbungen sind bis zum 15. Februar 2010 schrift-
lich zu richten an: Das Landeskirchenamt, Herrn
Oberkirchenrat Dr. Ulrich Möller, Postfach 10 10 51,
33602 Bielefeld.
Nähere Auskünfte erteilen der Vorsitzende des Re-
gionalen Arbeitskreises für Mission, Ökumene und
kirchliche Weltverantwortung Herbert Falke, E-Mail:
h.g.falke@t-online.de, Tel. 05253 4059834, und die
Pfarrerin im Amt für Mission, Ökumene und kirch-
liche Weltverantwortung (MÖWe) Heike Koch,
E-Mail: heike.koch@moewe-westfalen.de, Tel. 0521
144-3881.

Auslandspfarrdienst
auf Gran Canaria

Für das Evangelische Tourismuspfarramt mit Dienst-
sitz in Maspalomas sucht die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD) zum 1. September 2010 für die
Dauer von zunächst sechs Jahren

eine Pfarrerin/
einen Pfarrer/

ein Pfarrehepaar

für die vielfältigen Aufgaben auf einer Ferieninsel, die
jedes Jahr viele Urlauber anzieht und die für viele, die
dort auch längere Zeit leben, zur Heimat wird. Sie fin-
den das Tourismuspfarramt unter www.kirche-gran-
canaria.de. Zu Ihrem Zuständigkeitsbereich gehört
auch die Koordination der Arbeit auf Fuerteventura
und Lanzarote, für die Ruheständler von der EKD be-
auftragt werden.
Wir erwarten:
- Kreativität und Engagement für die Arbeit in ei-

nem großen Touristenzentrum,
- ein Höchstmaß an Flexibilität und Organisations-

talent,
- ausgeprägte kommunikative Kompetenzen,
- eine auf ökumenische Offenheit ausgerichtete Zu-

sammenarbeit,
- situationsgerechte Gottesdienste und Veranstal-

tungen,
- sportliche Ambitionen und Freude am Wandern,
- betriebswirtschaftliches Denken verbunden mit

der Fähigkeit zum Führen eines Funktionspfarram-
tes ohne Kirchenvorstand,

- Einfühlungsvermögen und soziales Engagement
bei der Seelsorge,

- Bereitschaft zum Erlernen der spanischen Sprache
(ein von der EKD finanzierter Intensivkurs wird
vor Dienstbeginn angeboten).

Wir bieten Ihnen:
- eine interessante Tätigkeit,
- ein geräumiges, gerade renoviertes Gemeinde-

haus,
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- eine ruhige Pfarrwohnung mit einem modern aus-
gestatteten Büro,

- einen Dienstwagen.
Auf Grund der örtlichen Gegebenheiten ist die Stelle
für Familien mit Kleinkindern bzw. schulpflichtigen
Kindern nicht geeignet. Gesucht wird eine Pfarrerin/
ein Pfarrer/ein Pfarrehepaar mit öffentlich-rechtlicher
Anstellung in einer der Gliedkirchen der EKD und
mehrjähriger Leitung eines Gemeindepfarramtes. Die
Besoldung richtet sich nach den Bestimmungen der
EKD. Leben Sie in einer Familie, möchten wir Ihre
Ehepartnerin/Ihren Ehepartner ebenfalls kennenler-
nen, weil ein mehrjähriger Auslandsaufenthalt von der
Ehepartnerin bzw. vom Ehepartner mitgetragen wer-
den muss.
Für weitere Informationen stehen Ihnen gern Frau
Stünkel-Rabe (Tel. 0511 2796-126) oder Herr Ober-
kirchenrat Riedel-Schneider (Tel. 0511 2796-127) zur
Verfügung.
Ihre aussagefähige Bewerbung richten Sie bitte bis
zum 31. Januar 2010 an die nachstehende Anschrift.
Sie erhalten weitere Informationen und Unterlagen auf
Ihre schriftliche Nachfrage, möglichst per E-Mail:
Evangelische Kirche in Deutschland, Kirchenamt der
EKD, Postfach 21 02 20, D-30402 Hannover, E-Mail:
suedeuropa@ekd.de.

Auslandspfarrdienst
in Athen

Für den Auslandspfarrdienst mit Dienstsitz in Athen
sucht die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD)
zum 1. September 2010 für die Dauer von zunächst
sechs Jahren für die deutschsprachige Evangelische
Gemeinde in Athen

eine Pfarrerin/
einen Pfarrer/

ein Pfarrehepaar
für die vielfältigen Aufgaben in der Gemeinde, die
Athen und ihre Diaspora Griechenland südlich von
Volos umfasst. Sie finden die Gemeinde unter
www.ekathen.org.
Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
- ökumenische Offenheit, Erfahrung mit Orthodoxie

bzw. ein weiterführendes Interesse an der Ortho-
doxie,

- Freude an der Gestaltung einladender und an-
spruchsvoller Gottesdienste,

- kommunikative Kompetenz und Organisationsge-
schick,

- Ideen für die Weiterentwicklung des Gemeindele-
bens, etwa der Kinderarbeit,

- Bereitschaft zur Erteilung von vier Wochenstun-
den Religionsunterricht an der Deutschen Schule
Athen,

- englische und neugriechische Sprachkenntnisse
(ein von der EKD finanzierter Intensivkurs in Neu-
griechisch wird vor Dienstbeginn angeboten),

- Leitungskompetenz in Kooperation mit dem Ge-
meindekirchenrat,

- Gewinnung und Begleitung von Laien, um die
selbstständige Arbeit vor Ort zu stärken.

Die Kirchengemeinde bietet Ihnen:
- eine interessante pastorale Tätigkeit,
- eine zentral, aber ruhig gelegene Altbauwohnung

im Gemeindehaus neben der Kirche,
- einen engagierten und kompetenten Gemeindekir-

chenrat.
Gesucht wird eine Pfarrerin/ein Pfarrer/ein Pfarrehe-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der
Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger Leitung eines
Gemeindepfarramtes. Die Besoldung richtet sich nach
den Bestimmungen der EKD. Leben Sie in einer Fa-
milie, möchten wir Ihre Ehepartnerin/Ihren Ehepart-
ner ebenfalls kennenlernen, weil ein mehrjähriger
Auslandsaufenthalt von der Ehepartnerin bzw. vom
Ehepartner mitgetragen werden muss.
Für weitere Informationen stehen Ihnen gern Frau
Stünkel-Rabe (Tel. 0511 2796-126) oder Herr Ober-
kirchenrat Riedel-Schneider (Tel. 0511 2796-127) zur
Verfügung.
Ihre aussagefähige Bewerbung richten Sie bitte bis
zum 31. Januar 2010 an die nachstehende Anschrift.
Sie erhalten weitere Informationen und Ausschrei-
bungsunterlagen auf Ihre schriftliche Nachfrage, mög-
lichst per E-Mail: Evangelische Kirche in Deutsch-
land, Kirchenamt der EKD, Hauptabteilung IV, Post-
fach 21 02 20, D-30402 Hannover, E-Mail: suedeuro-
pa@ekd.de

Auslandspfarrdienst
in Guatemala

Die deutschsprachige Evangelisch-Lutherische Epi-
phanias-Gemeinde in Guatemala-Stadt sucht zum
1. Januar 2011 für die Dauer von sechs Jahren

eine Pfarrerin/
einen Pfarrer/

ein Pfarrehepaar
Guatemala ist ein vielschichtiges, schönes Land, das
jedoch auch von sozialen Problemen geprägt ist. Die
Hauptstadt bietet alle notwendigen, den europäischen
Ansprüchen genügenden Angebote (Ärzte, Kranken-
häuser, Einkaufszentren, Deutsche Schule mit Abitur
etc.). Hier leben etwa 2.000–3.000 Menschen deut-
scher Sprache. Die Epiphanias-Gemeinde zählt rund
200 Mitglieder. Sie versteht sich als geistliche und
kulturelle Heimat für Deutschsprachige und als Brü-
cke zu den Menschen und Kirchen des Landes.
Das Gemeindezentrum befindet sich in zentraler Lage
in der Hauptstadt. Die Gemeinde besteht zu etwa ei-
nem Drittel aus älteren Mitgliedern (über 60) und zu
einem erheblichen Teil aus Mitgliedern auf Zeit (Leh-
rer, Botschaftsangehörige, Zeitkräfte für Entwick-
lungsdienste, deutsche Firmen und andere Institutio-
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nen). Zum Aufgabengebiet der Pfarrerin/des Pfarrers
gehören auch die Betreuung der kleinen Schwester-
gemeinde in El Salvador (zweimonatliche Besuchs-
reisen mit Gottesdienst plus Amtshandlungen), das
Engagement in den Sozialprojekten der Gemeinde und
die Erteilung des Religionsunterrichtes an einigen
Klassen der Deutschen Schule.
Die Gemeinde erwartet insbesondere von einer Pfar-
rerin/einem Pfarrer:
- eine theologisch versierte, aufgeschlossene Per-

sönlichkeit,
- Herzlichkeit und Freude an der Seelsorge,
- Bereitschaft, mit dem gewählten Gemeinderat die

Gemeinde zu leiten,
- Erfahrung in schulischem Religionsunterricht,

kirchlicher Katechese und Erwachsenenbildung,
- Offenheit für die Ökumene,
- Interesse an der Sozialarbeit,
- Sensibilität für Traditionen der Gemeinde,
- die Umsetzung neuer Ideen und Initiativen.
Die Epiphanias-Gemeinde bietet:
- ein vielseitiges und interessantes Arbeitsfeld,
- ein engagiertes Team ehrenamtlicher Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter sowie eine Teilzeit-Sekre-
tärin,

- ein familienfreundliches Pfarrhaus, fünf Automi-
nuten vom Gemeindezentrum entfernt,

- einen Dienstwagen.
Gesucht wird eine Pfarrerin/ein Pfarrer/ein Pfarrehe-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der
Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger Gemeinde-
erfahrung. Die Besoldung richtet sich nach den Be-
stimmungen der EKD. Leben Sie in einer Familie,
möchten wir Ihre Ehepartnerin/Ihren Ehepartner eben-
falls kennenlernen, weil ein mehrjähriger Auslands-
aufenthalt von der Ehepartnerin bzw. dem Ehepartner
mitgetragen werden muss. Spanische Sprachkenntnis-
se sind zur Ausübung des Dienstes erforderlich. Bei
Bedarf wird zu Beginn der Dienstzeit ein Intensiv-
sprachkurs angeboten. Bewerbungsfrist: 31. Januar
2010 (Poststempel).
Ausschreibungsunterlagen und weitere Auskünfte
erhalten Sie beim Kirchenamt der EKD, Telefon:
0511 2796-224 (Herr Kahl/Herr Nikolitsch), Postfach
21 02 20, 30402 Hannover,
E-Mail: lateinamerika@ekd.de.

Gemeinsamer Beauftragter
für Datenschutz

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Ver-
kündigung des Evangeliums in Wort und Tat be-
stimmt. Nach ihren Gaben, Qualifikationen, Aufgaben
und Verantwortungsbereichen tragen alle Mitarbei-
tenden der Evangelischen Kirche gleichermaßen zur
Erfüllung dieses Auftrages bei.

Die Evangelische Kirche im Rheinland, die Evange-
lische Kirche von Westfalen, die Lippische Landes-
kirche und deren Diakonischen Werke haben zum
nächstmöglichen Zeitpunkt die gemeinsame Stelle

der/des Beauftragten für Datenschutz
mit einem Umfang von 50 % zu besetzen.
Die oder der gemeinsame Datenschutzbeauftragte
wacht über die Einhaltung der Vorschriften über den
Datenschutz. In der Erfüllung dieser Aufgabe ist sie
oder er an Weisungen nicht gebunden und nur dem
kirchlichen Recht unterworfen. Die Dienstaufsicht
führt die Kirchenleitung.
Sie oder er berät die kirchenleitenden Organe sowie
die kirchlichen Stellen in Fragen des Datenschutzes,
kann Empfehlungen zur Verbesserung des Daten-
schutzes geben und örtliche Kontrollen durchführen.
Auf Anforderung der kirchenleitenden Organe sind
Gutachten zu datenschutzrelevanten Fragen zu erstel-
len und Stellungnahmen abzugeben.
Sie oder er hält Kontakt zu anderen kirchlichen Da-
tenschutzbeauftragten sowie den staatlichen Daten-
schutzbeauftragten der Länder und vertritt dort die da-
tenschutzrechtlichen Interessen der drei Landeskir-
chen und deren diakonischen Werke.
Sie oder er berät und begleitet die kirchlichen Stellen
bei der Bestellung von Betriebsbeauftragten und ört-
lich Beauftragten für den Datenschutz und koordiniert
deren Fortbildung.
Voraussetzung ist die Zugehörigkeit zur evangeli-
schen Kirche und ein abgeschlossenes Studium der
Rechtswissenschaften. Die Stelle kann als nebenamt-
liche Tätigkeit wahrgenommen werden.
Die Berufung in diese Stelle erfolgt für vier Jahre. Der
Dienstsitz ist Düsseldorf.
Die Vergütung richtet sich nach dem BAT-KF. Bei
gleicher Eignung und Befähigung werden Bewerbun-
gen von Frauen bevorzugt berücksichtigt.
Bewerbungen von Schwerbehinderten sind ausdrück-
lich erwünscht.
Wenn Sie evangelisch sind und die beschriebenen
Aufgaben übernehmen möchten, senden Sie Ihre
schriftliche Bewerbung bitte bis zum 29. Januar
2010 an Vizepräsident Christian Drägert, Landeskir-
chenamt der Evangelischen Kirche im Rheinland,
Postfach 30 03 39, 40403 Düsseldorf (Bewerbungen
per E-Mail sind nicht erwünscht).
Informationen zu der Stelle erteilt Ihnen gerne Herr
Kirchenrat i. R. Dr. Dr. h. c. (H) Herbert Ehnes (Tel.
0211 1363628).
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Rezensionen

Kruth, Wilhelm:
„Grundlagen der Informationstechnik
Kompaktwissen für Datenschutz- und

Security-Management“
Rezensent: Reinhold Huget

Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, DATA-
KONTEXT; Frechen 2009; 3. überarbeitete und er-
weiterte Auflage; 300 Seiten; Paperback; 49 €; ISBN
978-3-89577-545-1
Der Einsatz der Informationstechnik (IT) unterstützt
nahezu alle kirchlichen Mitarbeitenden bei der auto-
matisierten Abwicklung von Leistungsprozessen.
Doch vielen mit Leitungsaufgaben betrauten Personen
sowie den Betriebsbeauftragten oder örtlich Beauf-
tragten für den Datenschutz fehlt das nötige Grundla-
genwissen, um einerseits die Struktur und Wirkungs-
weise der IT zu kennen und andererseits die Gewähr-
leistung eines angemessenen Datenschutzes nach dem
Kirchengesetz über den Datenschutz in der EKD
(DSG-EKD) sicherzustellen. Diplom-Verwaltungs-
wirt Wilhelm Kruth beschäftigt sich seit 1968 beruf-
lich und privat mit dem Einsatz der IT in Wirtschaft
und Verwaltung, darüber hinaus ist er als Fachreferent
in Seminaren mit den Themen „Datenschutz und In-
formationssicherheit“ tätig. Ihm ist es in hervorragen-
der Weise gelungen, die informationstechnischen
Konzepte, die Architektur und die Funktionalität der
Systemkomponenten verständlich zu erläutern und
gleichzeitig den für den Datenschutz verantwortlichen
Personen die Hinweise und Erläuterungen zu geben,
mit denen sie gut gewappnet in Gespräche mit den IT-
Verantwortlichen über ausreichende Datenschutz-
maßnahmen gehen können. Thematisch behandelt der
Autor in großen Kapiteln u. a. die Bereiche „Daten-
bankkonzepte, Individual- und Standardsoftware,
Netzwerke, IT-Outsourcing“. In die 3. Auflage neu
aufgenommen wurden auch die für den kirchlichen
Bereich bedeutsamen Themen „Web 2.0“ und „Private
Nutzung von Kommunikationsdiensten“.
Mit der Einschränkung, dass das Werk aus daten-
schutzrechtlicher Sicht ausschließlich die Vorschrif-
ten des Bundesdatenschutzgesetzes zitiert und die dort
getroffenen Regelungen auf die vergleichbaren Vor-
schriften des DSG-EKD umgemünzt werden müssen,
kann das Buch insbesondere den für den Datenschutz
verantwortlichen Personen, die sich das notwendige
Hintergrundwissen schnell aneignen möchten, zur An-
schaffung empfohlen werden.

Christian Bake, Bernd Blobel, Peter Münch:
„Handbuch Datenschutz und Datensicherheit

im Gesundheits- und Sozialwesen“
Rezensent: Reinhold Huget

Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, DATA-
KONTEXT; Frechen 2009; 3. überarbeitete und er-
weiterte Auflage; 284 Seiten; broschiert; 54 €; ISBN
978-3-89577-488-1

Im Gesundheits- und Sozialwesen kommt der Ge-
währleistung des Datenschutzes eine besondere Be-
deutung zu, denn Verletzungen können den betroffe-
nen Menschen unmittelbar in der sozialen Stellung
sowie in der psychischen Unversehrtheit bedrohen.
Der staatliche Gesetzgeber versucht, durch rechtliche
Bestimmungen im Rahmen der Sozialgesetzgebung
und der Datenschutzgesetze sowie durch Sanktionie-
rung von Verstößen gegen die berufliche Schweige-
pflicht die „persönlichen Daten“ und damit die Per-
sönlichkeitsrechte der Betroffenen zu schützen. Das
Werk erläutert in Teil I „Datenschutz“ die Grundlagen
des Datenschutzrechts, z. B. die Zulässigkeit der Da-
tenverarbeitung, die Rechte der Betroffenen und die
Datenschutzorganisation. Aus evangelischer Sicht ist
es besonders erfreulich, dass in einem besonderen Ka-
pitel das kirchliche Datenschutzrecht ausführlich be-
schrieben und die Unterschiede zum staatlichen Recht
durch eine vergleichende Zusammenstellung hervor-
gehoben werden. Die 3. Auflage des Handbuchs wur-
de an die in den letzten Jahren veränderte Daten-
schutzgesetzgebung angepasst. Einige Themen wur-
den wesentlich überarbeitet, z. B. Möglichkeiten und
Grenzen der Auftragsdatenverarbeitung durch medi-
zinische Einrichtungen, das Krankenhaus als Anbieter
von Telekommunikations- und Telediensten, Daten-
schutz in der medizinischen Forschung bzw. im Qua-
litätsmanagement.
Der Teil II „Datensicherheit“ richtet sich vor allem an
die Verantwortlichen im Management und in den
EDV-Anwendungsbereichen. Da insbesondere im
Gesundheits- und Sozialwesen sehr sensible perso-
nenbezogene Daten verarbeitet werden, sind entspre-
chend hohe datenschutzrechtliche Anforderungen bei
der technischen Umsetzung zu berücksichtigen. In der
3. Auflage wurden als Themen neu aufgenommen
„Aspekte des ID-Managements unter Einschluss mo-
derner Technologien wie RFID und Biometrie, das
Problem des Privilege Managements und der Zugriffs-
kontrolle, das Abwehren von Eindringlingen in Infor-
mationssystemen und Netzen“. In einer Neuauflage
des Werks könnte man einen deutlicheren Schwer-
punkt auf die Konzeption von IT-Sicherheitskonzep-
ten legen und in diesem Zusammenhang ausführlicher
das vom Bundesamt für Sicherheit in der Informati-
onstechnik herausgegebene IT-Grundschutzhandbuch
erläutern, da es zunehmend bei den öffentlich-rechtli-
chen Institutionen als Mindeststandard für die indivi-
duelle Entwicklung der IT-Sicherheitskonzepte zu-
grunde gelegt wird.
Als wertvolle Ergänzung für die Praxis sind die auf der
CD enthaltenen Hinweise, Muster und Checklisten
und die Kurzmitteilungen des Bundesamtes für Si-
cherheit in der Informationstechnik zu wichtigen As-
pekten der Datensicherheit und die Sammlung rele-
vanter Gerichtsentscheidungen anzusehen.
Den örtlich Beauftragten und Betriebsbeauftragten für
den Datenschutz sowie sonstigen Mitarbeitenden in
leitender Position aus dem großen Bereich des Ge-
sundheits- und Sozialwesens, die sich regelmäßig mit
Datenschutzfragen und Datensicherheitskonzeptio-
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nen zu beschäftigen haben, kann das Werk zur An-
schaffung empfohlen werden.

Karl-Friedrich Wiggermann:
„Seelsorge und Spiritualität

Eine Einführung in die spirituelle Theologie“
Rezensent: Martin Elbert

Neukirchener Verlagshaus 2008; 176 Seiten; ISBN
978-3-7975-02010-0
Mit zahlreichen Veröffentlichungen zum Thema Spi-
ritualität ist der Münsteraner Theologe Karl-Friedrich
Wiggermann in den vergangenen Jahren hervorgetre-
ten. Konsequent hat er nun die Ergebnisse seiner lan-
gen und intensiven Beschäftigung mit diesem Thema
in sein neuestes Buch „Seelsorge und Spiritualität“
einfließen lassen und die beiden Fachgebiete der prak-
tischen Theologie zusammengebracht, die nach seiner
Auffassung zu einer neuen Form von Theologie ver-
schmelzen, welche „in geistiger Pilgerschaft die Kir-
che und die Welt durchzieht“.
Im ersten Kapitel „Was ist Spiritualität?“ widmet sich
der Autor neben grundlegenden Definitionen u. a. der
Nanotheologie, die Wiggermann analog zur Nano-
technologie als „Theologie der kleinen Schritte“ und
der kleinen Form bezeichnet. Nanotheologisch ist da-
her auch das heilende Wort in der Seelsorge zu ver-
stehen: Es ist „ein fröhliches, dankbares und zuver-
sichtliches Wort, das Lasten abnimmt, unter denen
Menschen zusammenzubrechen drohen“. Jede und je-
der, der in der Seelsorge tätig ist, kann dies und Wig-
germanns anschließenden Exkurs über die geistliche,
spirituelle Begleitung nachvollziehen, die dort ansetzt,
wo der Mensch „entkernt, verführt, entwurzelt, gebro-
chen, eines guten Wesens beraubt“ wird. Allerdings
geht für den Autor die geistliche Begleitung über die
professionelle Seelsorge hinaus, sie geschieht nach
Wiggermann auch in den verschiedenen Formen des
Gottesdienstes. Taufe, Tauferinnerung, Predigt, Gebet
– „der Gottesdienst kann die große Gelegenheit zu ei-
ner Lebenswende sein“.
Ein Satz, der in seiner Konsequenz an eine gewissen-
hafte Vorbereitung von Predigt und Liturgie erinnert,
der aber auch darum weiß, dass es nicht an uns Men-
schen ist, diese mögliche Lebenswende einzuleiten.
Im zweiten Teil seines Buches untermauert der Autor
das einleitend Gesagte mit historischen Beispielen.
Die Entstehungsgeschichte des Hymnus als Artikula-
tion religöser Weltbilder und das Gotteslob in der Bi-
bel als Sprachdenkmal und Vermittler der biblischen
Botschaft werden von Wiggermann ausführlich und
kenntnisreich dargestellt.
In einem weiteren Abschnitt widmet sich der Autor
der Spiritualität des Zisterziensermönchs Wilhelm
von Saint-Thierry, der als „Mystiker par excellence“
zusammen mit Bernhard von Clairvaux zu Beginn des
12. Jahrhunderts die monastische Spiritualität maß-
geblich prägte.
Ein größeres Kapitel ist Friedrich von Bodelschwingh
d. J. gewidmet, einem „der größten evangelischen Pre-

diger deutscher Sprache“. Wiggermann hatte sich be-
reits in anderen Publikationen ausführlich mit den Pre-
digten des Betheler Pfarrers auseinandergesetzt und
stellt hier detailreich Bodelschwinghs diakonische
Spiritualität in Homiletik und Seelsorge dar, die sich
im demütigen Verwundern und dankbaren Dienen in
allen Arbeitsfeldern ausdrückt. Bodelschwingh ist für
Wiggermann ein kongeniales Beispiel praktizierter
Nanotheologie: „Bodelschwingh war einer der großen
Seelsorger in Deutschland. … Weil im Seelsorgege-
spräch beide, der Seelsorger und der Seelsorge Su-
chende, klein wurden, klein vor dem lebendigen Chris-
tus.“
Im dritten und letzten Kapitel des Buches formuliert
der Autor theologische und kirchliche Zugangsweisen
zu einer spirituellen Theologie. Es ist eine ausführli-
che Zusammenfassung des bisher Gesagten, führt aber
auch in weitere Zusammenhänge. So setzt sich Wig-
germann mit den Ergebnissen der aktuellen Hirnfor-
schung auseinander und zieht die Konsequenz, dass
nur eine spirituelle Theologie die Konfrontation „nicht
in einer traumatischen Verbindung“ enden lässt. Über
die Menschwerdung zwischen Hominisation und In-
karnation führt der Weg in das Schlusskapitel, in den
sich der Autor mit den elementaren Feldern der Seel-
sorge: Anfechtung und Trost beschäftigt. Hier ist Mar-
tin Luther Wiggermanns Kronzeuge, der Reformator
ein Beispiel für spirituelle Seelsorge als geschwister-
liche Theologie. Ein kluger, kleiner Exkurs über das
Böse zieht Linien bis in die Gegenwart und rundet
Wiggermanns Ausführungen zur spirituellen Theolo-
gie ab. Quasi im Anhang finden sich zehn vom Autor
formulierte Gebete, die sich für den persönlichen spi-
rituellen Weg gut eignen.
Dennoch: Das Buch des Münsteraner Theologen ist
kein Anwenderbuch für die seelsorgerliche Praxis. Es
ist vielmehr ein sehr gelehrt geschriebenes und mit
sehr vielen Zitaten aus Theologie, Philosophie und Li-
teratur gespicktes Buch, in dem Karl-Friedrich Wig-
germann die Summe seiner langjährigen Forschung
bündelt. Mehr als eine Einführung will es laut Unter-
titel ja auch nicht sein, aber es ist eine Einführung, die
zum Weiterdenken geradezu einlädt.

Oda Wischmeyer (Hrsg.):
„Lexikon der Bibelhermeneutik

Begriffe – Methoden – Theorien – Konzepte“
Rezensent: Dr. Dirk Fleischer

de Gruyter Verlag; Berlin 2009; LXX, 695 Seiten;
Leinen; 169,95 €; ISBN 978-3-11-019277-3
Es fällt nicht schwer, ein Urteil über das Lexikon der
Bibelhermeneutik, das von Oda Wischmeyer als He-
rausgeberin verantwortet wird, zu fällen: Es zählt ganz
ohne Zweifel zu den bedeutendsten deutschsprachigen
Veröffentlichungen zur Bibelhermeneutik der letzten
Jahre, indem es ein allgemein bekanntes Defizit der
Bibelhermeneutik auf eigene und originelle Weise
aufgreift und abarbeitet. Denn die Herausgeberin und
die verantwortlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
betonen zu Recht, dass „ein transdisziplinärer herme-

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 12 vom 30. Dezember 2009   357



neutischer Diskurs über die Bibel und ihr Verstehen
auf der Höhe der gegenwärtigen theoretischen und
methodischen Diskurse über Texte und den wissen-
schaftlichen Umgang mit Texten“ zurzeit fehlt
(S. IX): Zwar wurden in den letzten Jahrzehnten ei-
nerseits in der alttestamentlichen und neutestamentli-
chen Wissenschaft sowie in der Systematischen Theo-
logie beachtliche hermeneutische Konzepte entwi-
ckelt, aber diese Entwürfe wurden von anderen Geis-
tes- und Kulturwissenschaften nur sehr bedingt rezi-
piert, sodass die Diskussion dieser Entwürfe auf die
Theologie und ihre Fächer beschränkt blieb. Anderer-
seits wurden auch in den Geistes- und Kulturwissen-
schaften neue hermeneutische Theorien und Metho-
den entwickelt, die ihrerseits bislang allerdings auch
nicht oder nur in Ansätzen von der Theologie rezipiert
und kritisch diskutiert wurden. Dieses oft beklagte
Defizit soll nun durch einen neuen transdisziplinären
Diskurs über die Bibel und ihre Hermeneutik behoben
werden. Völlig zu Recht sieht der Herausgeberkreis in
dem neuen Lexikon eine gute Plattform, um diesen
Diskurs in Gang zu bringen und auf Dauer zu stellen.
Ganz in der Tradition einiger Aufklärungstheologen
fassen die Herausgeber die Bibelhermeneutik als Teil
des allgemeinen Textverstehens auf. „Zu diesem Ver-
stehen gehört erstens der Bereich der Herkunft und
ursprünglichen Situierung der Texte – also die Auf-
gabe historischer Erklärung, zweitens die propositio-
nale Dimension der Texte, die sich zwischen ‚Bedeu-
tung‘ und ‚Sinn‘ entfaltet, sowie drittens die Textwir-
kung und -rezeption der Bibel in Geschichte und
Gegenwart. Diese Aspekte: die Autoren- oder Entste-
hungsperspektive, die Textperspektive und die Leser-
oder Wirkungsperspektive, ergeben gemeinsam das
hermeneutische Feld, das dem Textpotential der Bibel
hermeneutisch Rechnung trägt“ (S. XII).
Von zentraler Bedeutung für das Herausgebergremi-
um des Lexikons ist die Rezeptionsgeschichte. Eine
bloße Interpretation der biblischen Texte ohne einge-
hende Berücksichtigung der Rezeptionsgeschichte ist
für diesen Mitarbeiterkreis eine defizitäre Deutung
und Interpretation, die wesentliche Aspekte einer um-
fassenden Deutung und Interpretation unberücksich-
tigt lässt. In gleicher Weise defizitär sind für den Mit-
arbeiterkreis ausschließlich theologisch ausgerichtete
Interpretationen oder Applikationshermeneutiken.
Das Herausgebergremium versteht die kanonische
Fassung der Bibel als einen Supertext (Mechthild Ha-

bermann), dessen einzelne Textteile zu dem kanoni-
schen Textkorpus der Bibel zusammengestellt wur-
den, für dessen Verständnis von Anfang an immer
neue hermeneutische Konzeptionen entwickelt wur-
den. Zu dem so verstandenen Text haben sowohl die
theologischen Fächer als auch die übrigen Geistes-
und Kulturwissenschaften einen hermeneutischen Zu-
gang, d. h., zum Verstehen der Bibel sollen alle her-
meneutisch ausgerichteten wissenschaftlichen Diszi-
plinen mit ihren Theorien, Methoden und Konzepten
ihren je spezifischen Beitrag leisten, um so die Bibel-
texte in allen ihren Facetten verstehbar zu machen. Der
Herausgeberkreis versteht seinen Ansatz mithin als
eine textbezogene Hermeneutik, deren Objekt, die ka-
nonischen Texte der Bibel, vornehmlich, aber eben
nicht ausschließliche von den exegetischen und sys-
tematischen Fächern der Theologie untersucht wird.
Diese Ausdehnung der Bibelhermeneutik auf alle
Geistes- und Kulturwissenschaften geschieht zwei-
felsohne aus gutem Grund. Denn: „Die Bibel ist nicht
nur das Buch der Kirchen und Christentümer, sondern
darüber hinaus ein Buch der Menschheitskultur“
(S. XXI).

Das Lexikon enthält 212 Stichwörter zu Konzeptio-
nen, Theorien, Methoden und Begriffen der Bibele-
xegese und der Bibelhermeneutik aus der Geschichte
und der Gegenwart, die von Vertretern der beteiligten
theologischen Fächer sowie von den entsprechenden
sprach- und literaturwissenschaftlichen Disziplinen,
der Philosophie und den Religionswissenschaften (Ju-
daistik und Islamwissenschaft) verfasst wurden. Ins-
gesamt haben 311 Autorinnen und Autoren aus den
einzelnen Fachgebieten an den entsprechenden Arti-
keln mitgearbeitet. Der Mitarbeiterkreis ist inter-
national zusammengesetzt gewesen.
Dem Lexikon liegen zwei Intentionen zugrunde. Ers-
tens sollen die einzelnen Artikel Informationen ver-
mitteln. Zweitens dient der innovative Ansatz dem
Ziel der „Entwicklung, Realisierung und Präsentation
einer textbasierten, transdisziplinären Konzeption von
Bibelhermeneutik“ (S. XV).

Es ist unmöglich, alle Facetten dieses gelungenen Bu-
ches hier anzuführen. Der Herausgeberin Oda
Wischmeyer und den übrigen Autoren ist ein kluges,
ausgewogenes und sorgfältig gearbeitetes Lexikon der
Bibelhermeneutik gelungen.

358   Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 12 vom 30. Dezember 2009



Kirchliches Amtsblatt 
Westfalen

Bestellen Sie Ihr persönliches Exemplar des Kirchlichen Amtsblattes

Bestellvordruck online unter www.fis-kirchenrecht.de/westfalen/bestellen aufrufbar

Faxen Sie uns diese Seite mit Ihren Angaben zur Bestellung (05 21/594-129)
Ja, ich bestelle  Expl. des Jahresabos mit ca. 12 Ausgaben zum Preis von 30,00 € inklusive Versand.

Ja, ich bestelle  Expl. der Ausgabe    zum Preis von 3,00 € inklusive Versand.

Das Jahresabo ist bis zum 15.11. zum Jahresende kündbar.

 
Name Institution 

 
Straße/Nr. PLZ/Ort 

 
Telefon Datum/Unterschrift

Oder bestellen Sie bitte bei: 
Landeskirchenamt Bielefeld, z. Hd. Frau Barthel, Postfach 10 10 51, 33510 Bielefeld, Telefon 05 21/594-319  
E-Mail: Amtsblatt@lka.ekvw.de

Printausgabe 

Monatlich aktuelle Infos

• Arbeitsrechtsregelungen
• Kirchengesetze, Verordnungen, Ordnungen, 

 Richtlinien, Ausführungsbestimmungen
• Fortbildungsangebote
• Stellenausschreibungen (Pfarrstellen und Kirchen-

musikerstellen)
• Persönliche Nachrichten der Theologinnen und 

 Theologen
• Rezensionen zu neu erschienener Literatur 

 (Kirchenrecht, Theologie u. a.)

Kirchliches Amtsblatt online

• Alle kirchlichen Amtsblätter ab 1999 als PDFs
• kostenlos nutzbar
• Volltextsuche
• Übernahme von Texten nach Word etc.

Inhalt

Gesetze / Verordnungen / Andere Normen

Aufhebung der Synodalvisitationsrichtlinien..... 246

Arbeitsrechtsregelungen

Kirchliches Arbeitsrecht..........................
....... 246

I. Arbeitsrechtsregelung zur Änderung

des BAT-KF, des MTArb-KF und 

...........................
... 246

II. Arbeitsrechtsregelung zur Änderung

des TV-Ärzte-KF..........................
.... 247

III. Arbeitsrechtsregelung zur Änderung

der Küsterordnung...........................
.. 247

Satzungen

5. Änderung der Satzung der Kirchlichen

Zusatzversorgungskasse Rheinland-

Westfalen...........................
.................... 248

Urkunden

Auflösung des Gesamtverbandes der

Evangelischen Kirchengemeinden in

Wanne-Eickel..........................
............... 252

Aufhebung der 3. Pfarrstelle der Ev.-Luth.

Bartholomäus-Kirchengemeinde

Brackwede..........................
................... 252

Aufhebung der 3. Pfarrstelle der Ev.

Kirchengemeinde Burgsteinfurt................. 252

Aufhebung der 2. Pfarrstelle der Ev.

Kirchengemeinde Ummeln....................... 252

Errichtung einer 13. Kreispfarrstelle im

Kirchenkreis Minden..........................
..... 252

Errichtung einer 8. Kreispfarrstelle im Ev.

Kirchenkreis Steinfurt-Coesfeld-Borken..... 253

Bestimmung des Stellenumfanges der 

Gladbeck-Bottrop-Dorsten....................... 253

Bestimmung des Stellenumfanges der

Iserlohn...........................
....................... 253

Bestimmung des Stellenumfanges der

Iserlohn...........................
....................... 254

Bestimmung des Stellenumfanges der

Burgsteinfurt........................
.................. 254

Bestimmung des Stellenumfanges der

Kirchengemeinde Dortmund..................... 254

Bestimmung des Stellenumfanges der

Oppenwehe ................... 254

Bestimmung des Stellenumfanges der

Welper-Blankenstein..........................
..... 255

Bekanntmachungen

Verlust der Ordinationsrechte.........................
255

Anerkennung einer Wiedereintrittsstelle........... 255

Aus-, Fort- und Weiterbildung

Hausarbeitsthemen und Klausurarbeiten........... 255

VSBMO: Aufbauausbildung

Abschlusskolloquium 2010....................... 256

Personalnachrichten

Erste Theologische Prüfung...................... 256

Aufnahme in den Vorbereitungsdienst.. . . . . . 256

Ordinationen...........................
................ 257

Berufung als Pfarrerin im Probedienst........ 257

Berufungen..........................
.................. 257

Freistellungen...........................
.............. 257

Entlassung auf eigenen Antrag.................. 257

Wahlbestätigungen..........................
........ 257

Nr. 10

Bielefeld, 30. Oktober 2009

11. Kreispfarrstelle des Ev. Kirchenkreises

12. Kreispfarrstelle des Ev. Kirchenkreises

1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde

5. Pfarrstelle der Ev. Christus-

1. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchen-

2. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde

de s TV-Ärzte-KF

5. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises

emeinde ... ......
g

.

Preise

• 12 Hefte als Jahresabo 30,00 e (inklusive Versand)
• Einzelpreis pro Ausgabe 3,00 e (inklusive Versand)

Offizielles kirchliches Mitteilungsblatt 
der Evangelischen Kirche  

von Westfalen!

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 12 vom 30. Dezember 2009   359



Mit den Flat-Tarifen der HKD (im Rahmenvertrag mit der T-
Systems Deutsche Telekom AG) telefonieren Einrichtungen 

der Evangelischen Kirche und Diakonie zum Festpreis in 
alle Festnetz- und Mobilfunknetze in ganz Deutschland!

Rund um die Uhr, sieben Tage die Woche, ohne Minuten-
beschränkung: Sie haben volle Kostenkontrolle.

Telefonieren und Surfen zum Festpreis!

 inkl. Flatrate in alle Mobilnetze
 inkl. Flatrate ins deutsche Festnetz
 DSL Business zum Sparpreis zubuchbar
 alle Grundgebühren inklusive 

HKD Handelsgesellschaft für 
Kirche und Diakonie mbH
Postfach 2320  
24022 Kiel   www.kirchenshop.de

Tel.  0431  6632 - 4701 
Fax  0431  6632 - 4747    
info@hkd.de 
www.hkd.de

HKD-Flatrate:

deutschlandweit in ALLE Netze

Alle Informationen im www.kirchenshop.de (für angemeldete Kunden, Suchwort: Flatrate)
Ihr HKD-Team berät Sie gern: Tel. 0431 6632 - 4701, festnetz@hkd.de

* Peise ausgenomen Auslandsgespräche, Bereitstellungsentgelte, Service- u. Sondernummern, Porto und 
   EDV-Fremdgebühren.   Preise zzgl. gesetzl. MwSt.    

Die Festnetz-Flatrate für die Kirche

 Analog Flatrate:    49,00 

        €/Monat*

 ISDN Flatrate:    59,00 
            €/Monat*

     

 DSL Business           5,00
 mit Flatrate ab      €/Monat*

      
  PMx Flatrate
 auf Anfrage

Mobilität  Telefonie  Energie EDV | Drucktechnik  Bürobedarf Möbel 

H 21098 Streifbandzeitung

Gebühr bezahlt

Herausgeber: Evangelische Kirche von Westfalen, Landeskirchenamt, Altstädter Kirchplatz 5, 33602 Bielefeld
Postadresse: Postfach 10 10 51, 33510 Bielefeld
Telefon: (05 21) 594-0, Fax: (05 21) 594129; E-Mail: Amtsblatt@lka.ekvw.de
Konto-Nr. 2000043012 bei der KD-Bank e.G. Münster (BLZ 350 601 90)

Redaktion: Herr Huget, Telefon: (05 21) 594-213, E-Mail: Reinhold.Huget@lka.ekvw.de
Frau Barthel, Telefon: (05 21) 594-319, E-Mail: Kerstin.Barthel@lka.ekvw.de

Abonnentenverwaltung: Frau Barthel, Telefon: (05 21) 594-319, E-Mail: Amtsblatt@lka.ekvw.de

Herstellung: W. Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG, Auf dem Esch 4, 33619 Bielefeld

Der Jahresabonnementpreis beträgt 30 € (inklusive Versandkosten); der Einzelpreis beträgt 3 € (inklusive Versandkosten).

Die Archiv CD-ROM 1999 bis 2008 ist für Abonnenten kostenlos, für Nichtabonnenten beträgt der Einzelpreis 5 € (zzgl. 3 € Verpackungs- und Versandkosten).

Die Kündigung des Jahresabonnements muss schriftlich an das Landeskirchenamt bis zum 15. November eines Jahres mit Wirkung zum Ende des Kalenderjahres erfolgen.

Erscheinungsweise: i. d. R. monatlich


